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Auf einen Blick

D ie zentralen Befunde des Nieder-
sächsischen Demokratie-Moni-
tors  2025 (NDM 2025) sprechen 
weniger für eine unmittelbare 
Systemkrise als für eine schlei-

chende Erosion des demokratischen Rück-
halts. Gesellschaftliche Konflikte spitzen sich 
selektiv zu, während das Vertrauen in die po-
litischen Akteure wie in den Jahren zuvor ge-
ring bleibt.

	■ Die Demokratiezufriedenheit nimmt wei-
ter ab: Die Demokratiezufriedenheit, die 
seit dem ersten NDM im Jahr 2019 immer 
weiter zurückgeht, erreicht 2025 einen 
neuen Tiefststand. Erstmals ist der Anteil 
der Niedersächsinnen und Niedersachsen, 
die unzufrieden mit dem Zustand der De-
mokratie in Deutschland sind, höher als 
jener der Zufriedenen. Auch die Politik 
der Bundesregierung wird sehr schlecht 
bewertet, anders als jene der Landesre-
gierung, die bis weit ins Lager der CDU-
Anhänger*innen Unterstützung findet.

	■ Fortwährend geringes Vertrauen in Poli-
tiker*innen und Parteien: Das Vertrauen 
in regulative Institutionen wie Gerichte 
und die Polizei ist hoch, das Vertrauen 
in Politiker*innen und Parteien verharrt 
auf dem niedrigen Niveau, das wir schon 
2023 gemessen haben.

	■ Unterstützung für demokratische Pro-
zesse: Die Unterstützung der Prozesse der 
repräsentativen Demokratie – etwa par-
lamentarische Opposition und Parteien-
wettbewerb – hat abgenommen. Das Lager 

derjenigen, die sich gegenüber der reprä-
sentativen Demokratie unentschieden zei-
gen, wächst deutlich an. Die Gruppe der 
offenen Demokratiefeind*innen ist aber 
nicht größer geworden.

	■ Rechtsverschiebung statt Rechtsruck: Die 
politische Mitte erodiert leicht, weil im 
Vergleich zu den Vorgängeruntersuchun-
gen mehr Befragte eine rechte oder sehr 
rechte Position einnehmen. Da aber der 
Anteil linker und sehr linker Positionen 
stabil bleibt, diagnostizieren wir keinen 
Rechtsruck, sondern eine Rechtsverschie-
bung der politischen Landschaft.

	■ Themenspezifische Polarisierung und 
Parteipolitisierung: Einzelne gesell-
schaftspolitische Fragen polarisieren stark. 
Insbesondere das Thema der Geschlechts-
identität fällt hier auf. Andere Konfliktfel-
der – etwa Migration oder Wirtschaftspoli-
tik – sind zwar parteipolitisch stark aufge-
laden, in der Bevölkerung jedoch deutlich 
weniger polarisiert.

	■ Multiple asymmetrische Polarisierung: 
Die themenspezifische Polarisierung fügt 
sich in ein umfassenderes Muster ein, das 
wir als multiple asymmetrische Polari-
sierung bezeichnen. Dies zeigt sich darin, 
dass sich Konflikte in Niedersachsen zu-
nehmend auf einzelne gesellschaftspoli-
tische Themen konzentrieren, ohne dass 
sich zwei klar getrennte politische Lager 
herausbilden. Denn hinsichtlich einiger 
Themen radikalisiert sich ein Lager, ohne 
dass sich ein Gegenlager herausbildet. 
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	■ Antisemitismus und Rechtsextremismus: 
Wir beobachten in Niedersachsen einen 
Anstieg rechtsextremer, antisemitischer 
und populistischer Einstellungen. Die Be-
funde zur Verschwörungsmentalität fallen 
hingegen ambivalenter aus: Während der 
Anteil offen verschwörungsaffiner Ein-
stellungen im Vergleich zu 2019 und zur 
Coronapandemie  2021 deutlich zurück-
geht, bleibt unklar, ob damit auch die 
zugrunde liegende Anfälligkeit für Ver-
schwörungserzählungen tatsächlich abge-
nommen hat.

	■ Antifeminismus: Rund 15 % der nieder-
sächsischen Bevölkerung hegen antifemi-
nistische Ressentiments. Antifeministi-
sche Einstellungen finden sich besonders 
häufig bei Männern, Personen mit niedri-
gerem Bildungsniveau und Anhänger*in-
nen der AfD.

	■ Zukunftsangst: Die Zukunftsaussichten 
werden in Niedersachsen überwiegend 
pessimistisch eingeschätzt. Zukunftsun-

sicherheit steht dabei in engem Zusam-
menhang mit politischer Unzufrieden-
heit und einer skeptischeren Haltung ge-
genüber repräsentativen demokratischen 
Prozessen. Unterschiede zwischen sozia-
len Gruppen bestehen zwar, fallen insge-
samt jedoch eher moderat aus.

	■ Stadt-Land-Konflikte und interne Hete-
rogenität in Stadt und Land: Die Befunde 
aus Nordwest-Niedersachsen sprechen 
nicht für einen einfachen Stadt-Land-Ge-
gensatz im Sinne zweier geschlossener 
politischer Lager. Zwar existieren zwi-
schen urbanen Zentren und umliegenden 
ländlichen Räumen deutliche politische 
Spannungen bei Fragen nationaler Iden-
tität, gesellschaftspolitischer Liberalität 
und politischer Repräsentation. Gleich-
zeitig verlaufen politische Konflikte je-
doch regional differenziert und entstehen 
häufig innerhalb ländlicher Räume selbst. 
Auch hier zeigt sich somit eine Form 
multipler asymmetrischer Polarisierung.
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1	 Der Niedersächsische 
Demokratie-Monitor 2025: 
Zentrale Befunde, Konzept 

und Vorgehensweise

D emokratien stehen weltweit un-
ter Druck. Dies gilt auch für die 
deutsche Demokratie. Die Par-
teiensysteme vieler Bundeslän-
der bringen keine sogenannten 

alten großen Koalitionen aus Union und SPD 
(oder – wie in Baden-Württemberg – eine 
grün-schwarze Koalition) mehr hervor. Statt-
dessen werden Regierungen in neuen Farben 
oder ganz ohne eigene Mehrheit gebildet – 
man denke an Thüringen und Sachsen. Nie-
dersachsen hingegen funktioniert noch nach 
dem alten bundesrepublikanischen Schema: 
rot-grün vs. schwarz-gelb. Es gilt als Hort der 
Stabilität. Die bisherigen Erhebungen des Nie-
dersächsischen Demokratie-Monitors (NDM) 
bestätigen diesen Eindruck der Stabilität, den 
das Parteiensystem des Landes hinterlässt, 
auch auf der Ebene der politischen Kultur. 
Nach der ersten NDM-Erhebung im Jahr 2019 
(Marg et al. 2019) gab es selbst in der Corona-
pandemie eine überragende Unterstützung für 
Politik und Demokratie (Schenke et al. 2021). 
Erste Risse bekam dieser Befund bei der drit-
ten Erhebung im Jahr 2023, bei der wir eine 
fundamentale Vertrauenskrise in die Politik 
auch für Niedersachsen feststellen konnten 
(Harfst et al. 2024).

Doch welcher Befund gilt heute? Kehrt Nie-
dersachsen zurück zur Stabilität der vergan-

genen Jahre? Oder vertiefen sich die Risse? 
Wir können die Antwort vorwegnehmen: Auch 
in Niedersachsen stehen die Demokratie und 
ihre Akteur*innen zunehmend unter Druck. 
Dem pauschalen Urteil eines Rechtsrucks, den 
viele Medienberichte diagnostizieren, können 
wir uns jedoch (noch) nicht anschließen. Un-
ter einem Rechtsruck verstehen wir ein An-
wachsen des rechten Lagers auf Kosten des 
linken Lagers. Momentan geht der wachsende 
Anteil rechter und sehr rechter Positionen je-
doch mit einer Erosion der Mitte einher, wäh-
rend viele Menschen in Niedersachsen an lin-
ken oder weit linken Positionen festhalten. 
Daher sprechen wir von einer Rechtsverschie-
bung. Weiterhin beobachten wir unter unse-
ren Befragten eine zunehmende Unzufrieden-
heit mit der Arbeit insbesondere der Bundes-
regierung und eine schleichende Abnahme 
der Demokratieunterstützung. All dies führt 
uns zu einer zentralen Erkenntnis des Nieder-
sächsischen Demokratie-Monitors  2025: Die 
Vertrauenskrise des Jahres 2023 hat sich ver-
schärft und betrifft inzwischen auch demo-
kratische Prozesse.
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Vorgehensweise

Wie kommen wir zu diesen Befunden? Im Nie-
dersächsischen Demokratie-Monitor analysie-
ren wir alle zwei Jahre die politische Kultur 
Niedersachsens. Wir untersuchen die Einstel-
lungen der Menschen in Niedersachsen zur 
Demokratie, erfragen, wie sie Institutionen, 
Eliten und politische Prozesse bewerten und 
analysieren ihr Verhältnis zu radikalen Kräf-
ten. Der NDM wird von der Forschungs- und 
Dokumentationsstelle zur Analyse politischer 
und religiöser Extremismen in Niedersachsen 
(FoDEx) durchgeführt. FoDEx selbst wird ge-
meinsam durch das Institut für Demokratie-
forschung sowie die Staats- und Universitäts-
bibliothek der Georg-August-Universität Göt-
tingen getragen und vom Niedersächsischen 
Ministerium für Wissenschaft und Kultur fi-
nanziell gefördert.

Im Spätsommer  2025 haben wir die in-
zwischen vierte Bevölkerungsumfrage im 
Rahmen des Niedersächsischen Demokra-
tie-Monitors ins Feld geschickt. Dabei führen 
wir Datenreihen, die wir in den letzten Jah-
ren begonnen haben, als Kernmodule fort 
und setzen in unseren Themenmodulen ak-
tuelle inhaltliche Schwerpunkte in den Berei-
chen Zukunftsoptimismus und geschlechter-
bezogene Einstellungen. Zudem wählen wir 
zwei kreisfreie Städte und vier Landkreise im 
Nordwesten Niedersachsens für einen Befra-
gungsschwerpunkt aus. Mit diesem speziellen 
Design, technisch gesehen ein sogenanntes 
Oversampling, können wir Stadt-Land-Unter-
schiede, die wir schon in der Vorgängerstudie 
des Jahres 2023 in den Blick genommen ha-
ben, in dieser Region noch genauer analysie-
ren. So können wir untersuchen, ob sich auch 
in Niedersachsen die in vielen Studien im-
mer wieder beschriebenen Konflikte zwischen 
Stadt und Land nachweisen lassen.

Kern- und Themenmodule

Die Kernmodule sind seit 2019 fester und wie-
derkehrender Bestandteil des Niedersäch-

sischen Demokratie-Monitors.1 Hier erfra-
gen wir alle zwei Jahre Einstellungen zu po-
litischen Institutionen, Eliten und Prozessen, 
stellen Fragen zur Demokratiezufriedenheit 
und erfassen den Rückhalt der repräsentati-
ven Demokratie. Mit dem NDM  2023 kamen 
erstmals Kernmodule zum Rechtsradikalismus 
und Antisemitismus hinzu. Im NDM 2025 er-
gänzen wir die Kernmodule um ein gemein-
sames Modul der deutschen Ländermonitore. 
In diesem Modul werden vier Fragen zu den 
Systempräferenzen der Befragten in den be-
teiligten Ländermonitoren in gleichem Wort-
laut und mit der gleichen Antwortskala er-
fragt. So ist es möglich, die Ergebnisse die-
ses Moduls über Bundesländer hinweg zu ver-
gleichen. Darüber hinaus ist der Bestand der 
Kernmodule im Jahr 2025 weitgehend unver-
ändert geblieben.

In den Themenmodulen greifen wir ak-
tuelle Fragestellungen und Probleme auf. Im 
Niedersächsischen Demokratie-Monitor  2025 
setzen wir zwei inhaltliche Schwerpunkte. Ers-
tens führen wir ein Themenmodul fort, in dem 
wir 2023 die Folgen mehrerer sich gegenseitig 
überlappender und verstärkender Krisen für 
die politischen Einstellungen unserer Befrag-
ten untersuchen. Im aktuellen NDM analysie-
ren wir nun, wie optimistisch oder pessimis-
tisch unsere Befragten angesichts der fort-
dauernden Polykrise sowie des im NDM 2023 
festgestellten Vertrauensverlusts heute in die 
Zukunft blicken.

Ein zweites Themenmodul im NDM 2025 
beschäftigt sich mit geschlechterbezoge-
nen Einstellungen. Sexualität und Geschlecht 
sind als Gegenstand gesellschaftlicher Debat-
ten nach einer langen Phase der Liberalisie-
rung zunehmend das Ziel von Bestrebungen 
einer Re-Traditionalisierung, die zudem den 
Einstieg in eine Radikalisierung nach rechts 
außen befördern können. Damit schließt der 

1	 Für die Vorgängerstudien stehen Datensätze und 
Datenhandbücher online zur Verfügung (Harfst u. a. 
2026; Schenke u. a. 2023; Marg u.a. 2023). Ein Link zu 
den Datensätzen findet sich im Literaturverzeichnis. 
Die Daten des NDM 2025 sind ab sofort auf Nach-
frage bei den Autor*innen verfügbar und werden zu 
einem späteren Zeitpunkt ebenfalls veröffentlicht.
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Niedersächsische Demokratie-Monitor an Un-
tersuchungen wie den Berlin-Monitor (Pickel 
und Niendorf 2024) oder die Leipziger Auto-
ritarismus-Studie (Kalkstein et al. 2022; 2024) 
an, die dieses Thema ebenfalls bearbeiten.

Schwerpunktregion Nordwest-Niedersachsen

Ein Themenmodul besonderer Art ist unsere 
Schwerpunktuntersuchung im Nordwesten 
Niedersachsens. Ausgehend von einer aktu-
ellen Diskussion, die seit einigen Jahren die 
Bedeutung geografischer Prägungen für politi-
sche Einstellungen betont und mögliche Kon-
flikte zwischen Stadt und Land hervorhebt, 
legen wir im NDM  2025 einen Befragungs-
schwerpunkt auf sechs Gebietskörperschaf-
ten im Nordwesten Niedersachsens. Dort ha-
ben wir in den Städten Emden und Olden-
burg sowie den Landkreisen Ammerland, Au-
rich, Friesland und Leer jeweils 100 Personen 
befragt – deutlich mehr, als für eine landes-
weit repräsentative Stichprobe notwendig wä-
ren. Die vier Landkreise sind eher ländlich 
geprägt, Oldenburg ist eine liberale Universi-
tätsstadt und Emden eine vom Strukturwan-
del geprägte Industriestadt. Wir nehmen an, 
dass diese sechs Gebietskörperschaften ex-
emplarisch für die potenziell konfliktreichen 
Unterschiede stehen, die zwischen liberalen 
Großstädten, Industriestandorten im Transfor-
mationsprozess und ländlich geprägten Regi-
onen herrschen. Darüber hinaus können wir 
dank des Oversamplings auch untersuchen, 
ob statt eines Konfliktes zwischen Stadt und 
Land nicht vielmehr Heterogenität innerhalb 
der ländlichen Kreise und kreisfreien Städte 
herrscht.

Die telefonische Befragung der 
Bürger*innen Niedersachsens

Die Grundgesamtheit der Telefonbefragung 
des Niedersächsischen Demokratie-Monitors 
2025 bildet die deutschsprachige Wohnbe-
völkerung des Bundeslandes Niedersachsen 
ab 16 Jahren in Privathaushalten, unabhängig 
von der jeweiligen Nationalität. Die telefoni-

sche Befragung wurde durch BIK Aschpurwis + 
Behrens in Hamburg durchgeführt. Sie erfolgte 
in deutscher Sprache mittels computerunter-
stützter standardisierter deutschsprachiger 
Telefoninterviews (CATI).

In der Entwicklungsphase vor der eigent-
lichen Erhebung wurde der Fragebogen ei-
nem quantitativen Pretest mit dreißig Tele-
foninterviews unter Feldbedingungen unter-
zogen, um die Verständlichkeit der Fragen und 
die Länge des Instruments zu testen. Auf der 
Grundlage der Ergebnisse des Pretests und 
nach Rücksprache mit BIK haben wir den Fra-
gebogen teilweise überarbeitet und gekürzt.

In der Basisstichprobe sollten für den 
NDM  2025 1.000 repräsentative Interviews 
geführt werden. Zudem wurde ein Oversam-
pling auf jeweils 100 auswertbare Fälle in den 
Landkreisen Leer, Ammerland, Aurich und 
Friesland sowie den kreisfreien Städten Em-
den und Oldenburg festgelegt. Insgesamt wur-
den so 1.498 Interviews realisiert.

Die Befragung ist als sogenannte Dual-
Frame-Stichprobe mit einem Festnetzan-
teil von 60 % und einem Mobilfunkanteil von 
40 % angelegt. Mit dem hohen Anteil an Mo-
bilfunknummern sollten vor allem jüngere 
und mobilere Personen besser erreicht wer-
den. Bei Festnetznummern erfolgte eine Zu-
fallsauswahl der Zielperson im Haushalt mit 
dem Last-Birthday-Verfahren. Bei Mobilfunk-
nummern wurde das Interview direkt mit der 
Kontaktperson durchgeführt. In der statisti-
schen Region Weser-Ems, in der sämtliche 
sechs Aufstocker-Gebiete des Oversamplings 
liegen, weicht das erzielte Ergebnis am deut-
lichsten von der Zielvorgabe eines Mobilfunk-
anteils von 40 % ab. Dort sind es 25 % Mo-
bilfunknummern, in den drei anderen statis-
tischen Regionen des Landes wurde hingegen 
ein Mobilfunkanteil zwischen 34 % und 38 % 
realisiert. In den Aufstocker-Gebieten war es 
vor allem in Emden schwer, einen ausreichend 
hohen Mobilfunkanteil zu erreichen. Dort liegt 
der Mobilfunkanteil bei lediglich 7 %. In Olden-
burg konnten hingegen 32 % der Interviews 
per Mobilfunk geführt werden.

Die telefonische Befragung wurde vom 
18. August bis zum 12. Oktober 2025 im Te-
lefonstudio bei BIK in Hamburg durchge-
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führt. Befragt wurde montags bis freitags 
von 15.00 bis 20.00 Uhr, samstags von 11.00 
bis 16.00  Uhr und sonntags von 12.00 bis 
16.00 Uhr. Insgesamt wurden 31 geschulte In-
terviewer*innen eingesetzt. Die Interviews 
dauerten zwischen etwa zwanzig und vierzig 
Minuten, die durchschnittliche Interviewdauer 
betrug 29,1 Minuten.

Da die Ergebnisse repräsentativ für die 
Grundgesamtheit sein sollen, wird die Stich-
probe in drei Schritten gewichtet. Durch die 
Gewichtung werden Verzerrungen durch das 
Stichprobendesign (mit ungleichen Auswahl-
wahrscheinlichkeiten und Oversampling in 
den Gebieten) und durch selektive Teilnahme 
bzw. Non-response ausgeglichen. Erstens 
werden bei der Designgewichtung die unter-
schiedlichen Auswahlwahrscheinlichkeiten 
von Personen im Dual-Frame-Ansatz ausge-
glichen. Über je mehr Nummern eine Person 
verfügt, desto höher ist die Ziehungswahr-
scheinlichkeit; je mehr Personen im Haushalt 
leben, desto geringer ist die Ziehungswahr-
scheinlichkeit. Weiterhin werden die unter-
schiedlichen Auswahlrahmen von Mobilfunk- 
und Festnetznummern sowie die in der Studie 
realisierten Anteile der Interviews über Mobil-
funk- und Festnetz berücksichtigt.

Zweitens werden bei der Redressement-
gewichtung Verzerrungen durch die unter-
schiedliche Teilnahmebereitschaft einzel-
ner Personen ausgeglichen. Dazu werden die 
wichtigen demografischen Merkmalsgruppen 
in der Befragung an die Randverteilung der 
amtlichen Soll-Daten nach dem Mikrozensus 
2024 angepasst. Für die Gewichtung wird die 
Variable Bildung in drei Kategorien mit jeweils 
ähnlichen Bildungsniveaus zusammengefasst. 
Das Alter der Befragten ging in sechs Kate-
gorien kombiniert nach Geschlecht in die Ge-
wichtung ein.

Um den disproportionalen Stichproben-
ansatz im Gesamtgebiet durch das Oversam-
pling der sechs Kreise und kreisfreien Städte 
auszugleichen, wird drittens ein Gewicht zur 
Proportionalisierung der Befragungsregion 
gebildet. In einem Endgewicht werden die 
Einzelgewichte verrechnet.

Um Extremgewichte zu vermeiden, neh-
men wir im Anschluss eine Trimmung der Ge-

wichte vor. In dem Verfahren werden extrem 
hohe oder extrem niedrige Stichprobenge-
wichte gekappt, um die Varianz der Schät-
zungen zu verringern, die sich bei einer star-
ken Spannweite der Gewichte einstellen kann. 
Dazu werden die Extremwerte auf einen fest-
gelegten Schwellenwert (Percentile Cutpoints 
unterhalb des 1. und oberhalb des 99. Perzen-
tils) begrenzt. Das „überschüssige“ Gewicht 
wird auf die verbleibenden Gewichte um-
verteilt, um die Gesamtsumme der Gewichte 
(Summe der Gewichte = n) zu erhalten. In den 
folgenden Darstellungen verwenden wir in der 
Regel gewichtete Daten. Ausnahmen bilden 
Teile der Darstellung der soziodemografischen 
Daten unserer Befragten im folgenden Ab-
schnitt sowie die Präsentation der Daten zum 
Nordwesten Niedersachsens. In diesem be-
sonderen Fall wäre es nicht sinnvoll, ein Ge-
wicht zu verwenden, das das Oversampling 
„herausrechnet“.
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2	 Soziodemografische 
Merkmale der Befragten

D er Niedersächsische Demokra-
tie-Monitor 2025 basiert auf ei-
ner repräsentativen Befragung 
der niedersächsischen Bevöl-
kerung ab 16 Jahren mit Haupt-

wohnsitz in Niedersachsen. Die 1.498 Studien-
teilnehmer*innen, die im Spätsommer  2025 
an der telefonischen Befragung per Festnetz 
oder Mobilfunk teilnehmen, sind zufällig aus-
gewählt. Trotz dieser Zufallsauswahl weicht 
die Stichprobe in den Merkmalen Alter, Ge-
schlecht und Bildung von der niedersächsi-
schen Gesamtbevölkerung ab, was eine Ge-
wichtung der Rohdaten angebracht erschei-
nen lässt. Daher stellen wir im Folgenden zu-
nächst dar, wie sich unsere Stichprobe nach 
ausgewählten soziodemografischen Kriterien 
in den Rohdaten zusammensetzt. So können 
wir zeigen, wie stark mögliche Verzerrungen 
sind, die wir mit Hilfe der Gewichtung kor-
rigieren. Im weiteren Verlauf präsentieren wir 
dann die Zusammensetzung unseres Samples 
für weitere soziodemografische Merkmale mit 
gewichteten Daten.

Geschlecht, Alter und Bildung in den 
Rohdaten im Vergleich mit dem Mikrozensus

Bei sozialwissenschaftlichen Befragungen wie 
dem Niedersächsischen Demokratie-Monitor 
kommt es häufig vor, dass manche Bevöl-
kerungsgruppen eine geringere Teilnahme-
bereitschaft zeigen als andere. So ist unsere 
Stichprobe im Vergleich zur niedersächsi-
schen Gesamtbevölkerung tendenziell äl-

ter, häufiger männlich und gebildeter. Auf die 
im NDM offen und ohne Antwortvorgabe ge-
stellte Frage „welchem Geschlecht ordnen Sie 
sich zu?“ antworten 55 % der Befragten mit 
„männlich“, 44 % geben an, „weiblich“ zu sein, 
und drei Personen bezeichnen sich selbst als 
„divers“.2 In unserer Stichprobe beobachten 
wir damit eine Abweichung im Vergleich zur 
Gesamtbevölkerung in Niedersachsen: Laut 
dem Mikrozensus (Statistisches Bundesamt 
2026), in dem Daten der amtlichen Statis-
tik erfasst sind, ist eine knappe Mehrheit der 
Menschen in Niedersachsen weiblich (51  %), 
die verbleibenden 49 % sind männlich.3 Das 
Alter der Befragten variiert in unserer Stich-
probe zwischen 16 und 94 Jahren, das mitt-
lere Alter der Befragten entspricht 59 Jahren. 
Für die folgenden Analysen nutzen wir zum 
Teil auch gruppierte Daten, die das Alters-
spektrum – mit Ausnahme der beiden Grup-
pen der jüngsten und der ältesten Befragten 
– in sechs gleich großen Intervallen abbilden. 
Die größte Gruppe bilden die 60- bis 69-Jäh-
rigen, Befragte im Alter von 16 bis 29 Jahren 
bilden die mit Abstand kleinste Gruppe. Ins-
gesamt beobachten wir in unserer Stichprobe 

2	 Diese Anzahl ist zu gering, um zuverlässig statisti-
sche Aussagen über diese Gruppe treffen zu kön-
nen. Bei Analysen mit der Variable „Geschlecht“ 
haben wir diese Gruppe daher entweder aus-
geschlossen oder die drei Personen zufällig der 
Gruppe der Männer und der Frauen zugeordnet.

3	 Die Kategorie „divers“ wird im Mikrozensus nicht 
separat ausgewiesen.
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eine deutliche Überrepräsentation älterer 
Menschen im Vergleich zur niedersächsischen 
Gesamtbevölkerung (siehe Abbildung 1).

Wenden wir uns der Bildung der Befrag-
ten zu, stellen wir fest, dass sie im Vergleich 
zur Gesamtbevölkerung überdurchschnittlich 
gut gebildet sind. In unserer Stichprobe sind 
insgesamt 54 % der Befragten zum Studium 

an einer deutschen Hochschule berechtigt – 
43 % durch eine fachgebundene Hochschul-
reife oder das Abitur, 11 % durch eine Fach-
hochschulreife. 34 % der Befragten haben ei-
nen Realschulabschluss bzw. die Mittlere Reife 
und 10  % einen Volks- oder Hauptschulab-
schluss erreicht (siehe Abbildung  2). Damit 
unterscheidet sich unsere Stichprobe deutlich 
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10 %

0 %
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16-29 80+50-5930-39 40-49 60-69 70-79

Altersgruppen

Ungewichtete Angaben auf Basis von 1.496 Befragten.
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Ungewichtete Angaben auf Basis von 1.496 Befragten.

Abbildung 1: Altersgruppen
Anmerkung: Berechnung auf der Grundlage ungewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.

Abbildung 2: Schulabschluss
Anmerkung: Berechnung auf der Grundlage ungewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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von der Verteilung innerhalb der niedersäch-
sischen Gesamtbevölkerung. Laut Mikrozen-
sus (Statistisches Bundesamt 2026) erreicht 
in Niedersachsen zwar ebenfalls die Mehr-
heit eine Hochschulzugangsberechtigung, al-
lerdings nur mit einem Anteil von 35 %. Men-
schen mit Realschulabschluss sind in unserer 
Stichprobe hingegen unterrepräsentiert.

In den weiteren Analysen verwenden wir 
aus Gründen der Übersichtlichkeit jedoch 
nicht diese stark differenzierte Klassifikation 
der Bildungsabschlüsse. Stattdessen nutzen 
wir, wie auch schon im NDM 2023, eine ver-
einfachte Klassifikation des Bildungsgrades 
unserer Befragten und unterscheiden lediglich 
zwischen Abitur (wobei wir allgemeine, fach-
gebundene und Fachhochschulreife zusam-
menfassen), Berufsausbildung und Studium. 
Dabei ergibt sich folgende (gewichtete) Ver-
teilung der Bildungsabschlüsse: 72 % verfügen 
über eine Berufsausbildung, 35 % der Befrag-
ten verfügen über eine Hochschulzugangsbe-
rechtigung, 25 % haben ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium (siehe Abbildung 3). Damit 
entspricht zum Beispiel der Anteil der Men-
schen mit Hochschulzugangsberechtigung 
in den gewichteten Daten nun jenem in der 
amtlichen Statistik.

An diesem Beispiel wird deutlich, dass 
unsere Stichprobe trotz eines zufallsbasier-
ten Auswahlverfahrens Verzerrungen aufweist 
und dass diese Verzerrung korrigiert werden 
kann. Ob den Analysen gewichtete oder un-
gewichtete Daten zu Grunde liegen, ist jeweils 
angegeben. Die folgenden Darstellungen der 
soziodemografischen Charakteristika unserer 
Befragten beruhen ab hier auf gewichteten 
Daten.

Erwerbstätigkeit

Der gewichtete Anteil der Erwerbstätigen in 
Voll- oder Teilzeitbeschäftigung liegt in un-
serer Studie bei 61 %. Mit 90 % ist die Mehr-
heit der erwerbstätigen Befragten in einem 
Angestelltenverhältnis beschäftigt, 10 % sind 
Selbstständige oder Freiberufler*innen. Die 
große Mehrheit (69 %) der Nichterwerbstäti-
gen ist im Ruhestand, 11 % sind arbeitslos. Der 
Rest aller Nichterwerbstätigen besteht zu je 
1–7 % aus Schüler*innen, Studierenden, Per-
sonen, die den Haushalt führen, sowie Eltern 
in Elternzeit.

35 %
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25 %

0 %

25 %

50 %

75 %

100 %

Ausbildung Abitur Studium

Bildung nach NDM-Klassifikation

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.495 bis 1.496 Befragten.
Mehrfachantworten möglich.

Abbildung 3: Bildung nach NDM-Klassifikation
Anmerkung: Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025.
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Haushaltseinkommen

Das Netto-Haushaltseinkommen der Be-
fragten im Niedersächsischen Demokratie-
Monitor  2025 wird in 13  Schritten von „un-
ter 1.500 EUR“ bis „7.000 EUR und mehr“ er-
fragt. Diese Angabe verwenden wir, um ein 
modifiziertes Äquivalenzeinkommen zu be-
rechnen. Dieses Äquivalenzeinkommen be-
rücksichtigt, wie viele Menschen ihren Le-
bensunterhalt von diesem Einkommen be-
streiten müssen. Dazu teilen wir das an-
gegebene Haushaltseinkommen durch die 
Zahl der Haushaltsmitglieder – wobei ab 
dem zweiten Mitglied eine Person lediglich 
mit dem Faktor 0.5  in die Berechnung ein-
geht.4 Das so berechnete Äquivalenzeinkom-
men ist ein Pro-Kopf-Einkommen und liegt 
in unserer Stichprobe gewichtet bei durch-
schnittlich 2.562 EUR. 11 % der Befragten ver-
fügen über ein monatliches Einkommen von 
unter 1.000 EUR, die Mehrheit der Befragten 

4	 In der amtlichen Statistik gilt der Faktor 0.5 nur 
für volljährige Mitbewohner*innen eines Haushalts. 
Für jüngere Personen gibt es zusätzlich kleinere 
Gewichtungsfaktoren. In einer Telefonumfrage ist 
eine genauere Erfassung des Alters jeder einzelnen 
Person jedoch zu zeitaufwendig.

(59 %) haben monatlich zwischen 2.000 und 
4.000  EUR zur Verfügung. Für lediglich et-
was über 4 % der Befragten errechnen wir ein 
Äquivalenzeinkommen von 5.000  EUR oder 
mehr (siehe Abbildung 4).

Konfessionszugehörigkeit

Zwar bildet die Gruppe der Konfessionslosen 
mit einem Anteil von 44 % die Mehrheit, den-
noch ist Niedersachsen nach wie vor stark 
protestantisch geprägt. Unter den konfessio-
nell Gebundenen ist der Großteil der Befrag-
ten (35 %) der evangelischen Kirche zugehö-
rig. Weitere 2 % bezeichnen sich als Mitglie-
der einer evangelischen Freikirche. 14 % sind 
Angehörige der römisch-katholischen Kirche, 
3 % gehören anderen nichtchristlichen Religi-
onsgemeinschaften an, weitere 2 % wiederum 
einer anderen christlichen Religionsgemein-
schaft (siehe Abbildung 5).

Wahlbeteiligung

Wahlen bieten die Gelegenheit, sich aktiv an 
der politischen Gestaltung des Landes zu be-
teiligen. Im NDM fragen wir in diesem Zusam-
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1.000 EUR
bis unter
2.000 EUR
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4.000 EUR

4.000 EUR
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5.000 EUR

Äquivalenzeinkommen pro Kopf

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.231 Befragten.

Abbildung 4: Äquivalenzeinkommen
Anmerkung: Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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menhang, ob unsere Befragten an der letz-
ten Landtagswahl teilgenommen haben. Laut 
Niedersächsischer Wahlleiterin (2022) haben 
bei der Landtagswahl am 9.  Oktober  2022 
60 % der Wahlberechtigten ihre Stimme ab-
gegeben. In unserer Umfrage geben hinge-
gen mehr als 92 % der Befragten an, gewählt 
zu haben. Selbst wenn wir unsere Daten ge-
wichten, beobachten wir einen Überhang von 
25 Prozentpunkten.

Diese Diskrepanz zwischen der berichteten 
und der tatsächlichen Wahlbeteiligung ist ein 
bekanntes Phänomen in Bevölkerungsumfra-
gen. Für dieses sogenannte Overreporting gibt 
es – neben Fehlern in den offiziellen Wäh-
ler*innen-Verzeichnissen – vier mögliche Ur-
sachen (Steinbrecher 2020). Erstens wäre es 
möglich, dass an unserer telefonischen Befra-
gung vor allem Menschen mit besonders ho-
hem politischem Engagement und überdurch-
schnittlicher Wahlbeteiligung partizipiert ha-
ben. Zweitens können sich die Befragten 
schlicht irren oder – drittens – die Antwort 
mit Hinweis auf das Wahlgeheimnis verwei-
gern. Viertens schließlich wäre auch denkbar, 
dass unsere Befragten gerade in einer tele-
fonischen Umfrage mit einer*einem direkten 
Gesprächspartner*in zu sozial erwünschten 
Antworten neigen. Von der Annahme ausge-

hend, ihre Wahlteilnahme werde gesellschaft-
lich erwartet, würden sie sich dann scheuen, 
offen zuzugeben, dass sie nicht wählen ge-
gangen sind.

Wahlentscheidung

Um die politischen Präferenzen der Befragten 
abschätzen zu können, fragen wir die Teilneh-
mer*innen an der Umfrage des NDM, welche 
Partei sie bei der Landtagswahl am 9. Okto-
ber 2022 mit ihrer Zweitstimme gewählt ha-
ben. Diese Angabe bezeichnen wir als Rücker-
innerung. Außerdem bitten wir unsere Befrag-
ten im Rahmen der sogenannten Sonntags-
frage, anzugeben, welche Partei sie wählen 
würden, wenn am kommenden Sonntag Land-
tagswahl wäre.

Insbesondere bei zwei Parteien beobach-
ten wir ein deutliches Ungleichgewicht zwi-
schen der Rückerinnerung an die Wahlent-
scheidung und dem offiziellen Ergebnis der 
Landtagswahl 2022 (siehe Tabelle 1). Zunächst 
geben weniger Befragte an, die SPD gewählt 
zu haben, als dies 2022 tatsächlich getan ha-
ben. Dafür schneidet die Linke in der Rück-
erinnerung unserer Befragten deutlich besser 
ab als bei der Landtagswahl 2022. Wir neh-
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Gewichtete Angaben auf Basis von 1.474 Befragten.

Abbildung 5: Konfessionszugehörigkeit
Anmerkung: Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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men an, dass der Grund für diese Abweichung 
in der Tatsache liegt, dass die Landtagswahl 
zum Zeitpunkt der Umfrage bereits drei Jahre 
zurückliegt und in der Zwischenzeit eine Bun-
destagswahl stattgefunden hat. Daher kann 
die Rückerinnerung an die Entscheidung bei 
der Landtagswahl  2022 durch zwei Faktoren 
getrübt sein: Erstens kann die Wahlentschei-
dung bei der Bundestagswahl jene bei der 
Landtagswahl überschatten; zweitens kann 
die aktuelle politische Stimmung die Rücker-
innerung an die eigene Entscheidung bei der 
Landtagswahl beeinflussen.

Die Stimmungslage im Herbst  2025 zeigt 
sich bei der Frage nach der  bei einer hy-
pothetischen Landtagswahl am kommenden 
Sonntag, der sogenannten Sonntagsfrage. Im 
Vergleich zur Landtagswahl 2022 beobachten 
wir deutliche Verschiebungen der Stimman-
teile der Parteien. Bei einer Landtagswahl im 
Spätsommer 2025 hätte statt der SPD (23 %) 
die CDU mit einem Stimmanteil von 31 % die 
relative Stimmenmehrheit erreicht. Die Grü-
nen könnten einen Anteil von 14 % auf sich 
vereinigen, die AfD 16 %. Während die FDP 
(2 %) den Sprung in den Landtag deutlich 
verpasst hätte, wäre die Linke mit 13 % sicher 
in den Landtag eingezogen. Die erst 2024 ge-
gründete Partei BSW (0,3 %) hat in Nieder-
sachsen augenscheinlich bisher nicht Fuß 

fassen können.5 Auch wenn Veränderungen 
dieses Ergebnisses bis zur kommenden Land-
tagswahl sehr wahrscheinlich sind, zeichnet 
sich als Trend eine Stärkung der politischen 
Ränder ab.

Für einen voraussichtlich im Herbst 2027 
neu gewählten Landtag könnte eine Stärkung 
der Ränder nach Stand der Sonntagsfrage im 
Spätsommer 2025 sowie unter der Annahme, 
dass die niedersächsischen Parteien eine 
Mehrheitsregierung anstreben, zusätzliche 
Schwierigkeiten bei der Bildung einer Landes-
regierung bedeuten. Hält die CDU an ihrem 
Unvereinbarkeitsbeschluss gegenüber AfD 
und Linken fest, bliebe ihr zur Mehrheitsbil-
dung derzeit nur eine Koalition mit der SPD. 
Eine solche CDU-SPD-Koalition wäre auch die 
einzige mehrheitsfähige Zwei-Parteien-Re-
gierung, da eine Koalition der SPD mit den 
Grünen zum Zeitpunkt der Umfrage nicht auf 
die notwendige Stimmenmehrheit im Land-
tag hoffen könnte. Möglich wäre hingegen ein 
SPD-geführtes Dreierbündnis. Die SPD könnte, 

5	 Die Angaben zur FDP und zum BSW sind allerdings 
möglicherweise nicht repräsentativ für die Grund-
gesamtheit (Wohnbevölkerung des Landes Nie-
dersachsen ab 16 Jahren), da sie auf sehr gerin-
gen Fallzahlen beruhen (FDP: 25 Befragte; BSW: 
12 Befragte).

Tabelle 1: Offizielles Ergebnis der Landtagswahl 2022 und Angaben 
zur Wahlentscheidung im NDM 2025

Offizielles Ergebnis 
(in % der abgegebenen 
Stimmen)

Wahlentscheidung Land-
tagswahl 2022 (Rückerin-
nerung, in % der gültigen 
Antworten, gewichtet)

Wahlentscheidung  
Sonntagsfrage (in % 
der gültigen Antworten, 
gewichtet)

SPD 33,4 25,1 23,0
CDU 28,1 30,3 31,3
Bündnis 90/
Die Grünen

14,5 16,1 13,6

AfD 11,0 11,1 16,0
FDP 4,7 4,1 1,9
Die Linke 2,7 8,7 12,6
BSW ./. ./. 1,2
Sonstige 5,6 2,0 4,1

Anmerkung: Offizielles Ergebnis: Niedersächsische Landeswahlleiterin (2022); Wahlentscheidung Landtagswahl 2022 und 
Sonntagsfrage: eigene Berechnung auf der Grundlage der Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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ausgehend von den Ergebnissen der Sonn-
tagsfrage im Spätsommer 2025 (nicht jedoch 
der aktuellen Umfrageergebnisse)6, eine Mehr-
heitsregierung mit Grünen und Linken bilden.

Informationsquellen

Blicken wir abschließend noch auf die In-
formationsquellen der Bürger*innen. Wir fra-
gen, über welche Medien sich die Menschen 
in Niedersachsen über Politik informieren, 
und erbitten eine einfache Ja-Nein-Antwort. 
Die Ergebnisse sind in Abbildung  6 darge-
stellt. Mit einem Anteil von 41 % informieren 
sich vergleichsweise wenige Befragte in den 
sozialen Medien (davon 38 % auf Instagram, 
22 % auf Facebook, 18 % auf TikTok und 15 % 
auf YouTube). Gedruckte Tages- und Wochen-
zeitungen, Zeitschriften sowie Magazine oder 
deren E-Paper-Ausgaben werden von 58 % 
der Befragten genutzt. Die Internetseiten die-
ser Medien finden etwas mehr Anklang (64 %), 
ähnlich wie das Radio (62 %). Spitzenreiter bei 

6	 Die bei Redaktionsschluss jüngste bei www.wahl-
recht.de zur niedersächsischen Landtagswahl gelis-
tete Umfrage (INSA vom 22. April 2026) weist fol-
gende Werte aus: SPD 25 %, CDU 25 %, Grüne 12 %, 
AfD 20 %, Linke 7 %, FDP 4 %, BSW 3 %.

den Informationsquellen sind das Fernsehen 
(74 %) und Gespräche mit Freund*innen, Ver-
wandten und Kolleg*innen, die von 78 % der 
Befragten genannt werden.
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Gewichtete Angaben auf Basis von 1.493 bis 1.496 Befragten.

Abbildung 6: Informationsquellen
Anmerkung: Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Mehrfachnennungen möglich.

http://www.wahlrecht.de
http://www.wahlrecht.de
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3	 Ergebnisse

3.1	 Politische Probleme und 
Problemlösungskompetenz 
der Politik

W ie in den vorherigen NDM-
Untersuchungen bitten wir 
auch im diesjährigen Nie-
dersächsischen Demokra-
tie-Monitor die Befrag-

ten gleich zu Beginn der Umfrage, uns zu sa-
gen, welches aus ihrer „Perspektive zurzeit 
das wichtigste Problem in Deutschland [ist], 
das die Politik angehen sollte“. Direkt im An-
schluss fragen wir, ob „es noch ein weiteres 
Problem [gibt], das Ihnen wichtig ist und das 
die Politik angehen sollte“. Die Antworten 
werden durch die Interviewer*innen offen no-
tiert und im Anschluss kodiert.

Die Bewertung des jeweils wichtigsten und 
zweitwichtigsten politischen Problems unter-
scheidet sich in verschiedenen Jahrgängen 
des NDM deutlich. Im NDM 2019 war soziale 
Gerechtigkeit noch das am häufigsten ge-
nannte Problem, 2021 überschattete die Co-
ronapandemie alle anderen politischen Prob-
leme, 2023 wurde Migration am häufigsten als 
die dringendste Aufgabe der deutschen Po-
litik angesehen. Abbildung  7 zeigt, dass die 
Menschen in Niedersachsen aktuell insbeson-
dere der Komplex bewaffnete Konflikte, Frie-
den und Außenpolitik bewegt. Diese Themen 
werden von 13 % der Befragten als wichtigs-
tes Problem benannt. Weitere 6  % bezeich-
nen es als zweitwichtigstes Problem. Dieses 
Thema erschien im NDM 2023 erstmals seit 
Beginn unserer Erhebungen unter den wich-

tigsten politischen Problemen und hat sich 
in der Häufigkeit seitdem fast verdoppelt. 
Das Auftreten und die Häufung der Nennung 
von Kriegen bzw. bewaffneten Konflikten in-
terpretieren wir als Reaktion auf den russi-
schen Angriffskrieg auf die Ukraine im Feb-
ruar 2022, der auch die deutsche Politik und 
Gesellschaft tiefgreifend verändert hat (Nagel 
2026).

Nimmt man die Erst- und Zweitnennun-
gen zusammen, beschäftigt das Thema Wirt-
schaft mit 21 %7 sogar einen größeren Anteil 
der Menschen in Niedersachsen als bewaff-
nete Konflikte (20 %), dicht gefolgt von sozia-
ler Ungleichheit, Armut und Bürgergeld (19 %). 
Auf dem vierten Platz der Nennungen als 
wichtigstes und zweitwichtigstes Thema lan-
den Rente und Alterssicherung, die von 17 % 
der Befragten genannt werden. Aus der Häu-
figkeit der Nennung dieser Themenbereiche 
lässt sich eine sozioökonomische Verunsiche-
rung in der niedersächsischen Bevölkerung 
ablesen, die in vergangenen NDM-Erhebungen 
nicht in diesem Ausmaß ersichtlich war.

Dagegen hat das Thema Zuwanderung und 
Flucht in seiner Relevanz für die niedersächsi-
sche Bevölkerung im Vergleich zum NDM 2023 
deutlich nachgelassen. Im NDM 2025 nennen 
insgesamt nur noch  17 % der Befragten die-
ses Thema, dessen Anteil sich im Vergleich 
zu 2023 (41 %) somit mehr als halbiert hat. 

7	 Die Summe der in der Abbildung ausgewiesenen 
Anteilswerte entspricht auf Grund von Rundungen 
in Einzelfällen nicht den im Text genannten Werten.
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Diese Entwicklung interpretieren wir als Ablö-
sung des gesellschaftspolitischen Themas Mi-
gration durch sozioökonomische Themen wie 
die wirtschaftliche Entwicklung, soziale Un-
gleichheit, Armut und Rente. Auch die Klima-
krise, die 2023 noch für insgesamt 22 % der 
Befragten wichtig war, wird heute zusammen 
mit Umweltschutz nur noch von 12 % der Be-
fragten genannt und fällt damit in ihrer Re-
levanz für die niedersächsische Bevölkerung 
ebenfalls hinter die sozioökonomischen The-
men zurück.

All die bisher genannten Probleme sind 
eher bundespolitische Themen, gegebenen-
falls mit europapolitischen Anteilen. Das erste 
Problem, das direkt von der Landespolitik ad-
ressiert werden kann, taucht erst auf Platz 
sieben auf. Es handelt sich um die Innere Si-

cherheit (11 %), gefolgt von der ebenfalls lan-
despolitisch wichtigen Bildungspolitik (10 %).

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die 
niedersächsische Bevölkerung Kriege und be-
waffnete Konflikte zunehmend als Bedrohung 
wahrnimmt. Darüber hinaus gewinnen wirt-
schaftspolitische und sozioökonomische The-
men an Bedeutung, während Migration und 
Klimaschutz in der öffentlichen Problemwahr-
nehmung im Spätsommer 2025 keine heraus-
ragende Rolle mehr spielen.

Im Anschluss an die Frage nach den wich-
tigsten politischen Problemen fragen wir die 
Menschen, ob sie glauben, dass diese Prob-
leme von der Politik wahrgenommen wer-
den, und ob sie glauben, dass die Politik in 
der Lage ist, diese Probleme zu lösen. Wäh-
rend die Bewertung der Problemwahrneh-
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Abbildung 7: Wichtigste politische Probleme
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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mung durch die Politik in der niedersächsi-
schen Bevölkerung im Vergleich zu früheren 
NDM-Erhebungen 2025 mit 47 % einen Tief-
punkt erreicht (siehe Abbildung 8), setzt sich 
der Negativtrend in der Bewertung der Lö-
sungskompetenz der Politik in der diesjähri-

gen Erhebung nicht weiter fort. Wie in Ab-
bildung 9  ersichtlich, zeigt sich im Vergleich 
zu 2023 ein leichter Anstieg in der Lösungs-
kompetenz, die die Bürger*innen der Politik 
zuschreiben. Der Anteil derjenigen, die glau-
ben, dass die Politik die Probleme lösen kann, 
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Abbildung 8: Problemwahrnehmung im Zeitverlauf
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.

Abbildung 9: Lösungskompetenz im Zeitverlauf
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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steigt von 68 % auf 71 %. Während also eine 
zuletzt sogar leicht wachsende Mehrheit der 
Bevölkerung grundsätzlich überzeugt ist, dass 
Politik Probleme lösen kann, ist das Vertrauen 
der Menschen in die Problemwahrnehmung 
der Politik weiter erodiert. Hier tun sich für 
die Politik Chancen und Risiken zugleich auf. 
Das Risiko besteht darin, das Vertrauen in die 
Problemlösungsfähigkeit der Politik weiter-
hin durch mangelnde Problemwahrnehmung 
zu enttäuschen und damit dem Vertrauen in 
die Politik insgesamt zu schaden. Die Chance 
liegt hingegen darin, Probleme klar zu benen-

nen und praktikable Lösungen anzubieten. 
Auch wenn die Bearbeitung dieser Probleme 
mitunter komplex und langwierig ist, scheinen 
unsere Befragten dennoch überzeugt zu sein, 
dass Probleme gelöst werden können.

Um besser zu verstehen, wie die Menschen 
in Niedersachsen ihr eigenes Verhältnis zur 
Politik definieren, und so auch ihre Bewer-
tung der Problemlösungskompetenz der Po-
litik besser einordnen zu können, betrachten 
wir abschließend die Ordnungsvorstellungen 
unserer Befragten (siehe Abbildung 10). 49 % 
befürworten die Aussage, dass „Deutschland 
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Gewichtete Angaben auf Basis von 1.492 Befragten.

Abbildung 10: Ordnungsvorstellungen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.

Abbildung 11: Einfluss auf die Politik
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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[…] eine starke politische Führung [braucht], 
an deren Vorgaben sich alle halten müssen“. 
Mit 57 % stimmt noch ein größerer Anteil der 
Aussage zu, dass ein härteres Vorgehen „ge-
gen Außenseiter und Unruhestifter“ nötig ist, 
„um Recht und Ordnung zu bewahren“. In die-
sen Zustimmungswerten spiegelt sich eine 
in Niedersachsen weitverbreitete, eher auto-
ritätsgläubige Haltung der Menschen wider. 
Zugleich nimmt seit 2023 der Anteil derjeni-
gen, die glauben, dass einzelne Bürger*innen 
keinen Einfluss auf die Politik nehmen kön-
nen, von 23 % auf 27 % leicht zu (siehe Ab-
bildung 11). Anstelle von politischer Einfluss-
nahme steht bei einem großen Teil der Bevöl-
kerung der Wunsch nach politischen Autoritä-
ten, die für Recht und Ordnung sorgen.

Zwischenfazit

Die Menschen in Niedersachsen beschäfti-
gen neben der außenpolitischen Lage mit ih-
ren Kriegen und bewaffneten Konflikten aktu-
ell insbesondere die wirtschaftliche Lage und 
sozioökonomische Themen wie Armut, sozi-
ale Ungleichheit und Rente. Dies interpretie-
ren wir als eine allgemeine sozioökonomische 
Verunsicherung, die im Vergleich zu vergange-
nen NDM-Erhebungen die Themen Migration 
und Klimaschutz verdrängt. Die Menschen in 
Niedersachsen sorgen sich also zunehmend 
um Wirtschaft und soziale Absicherung – eine 
Tendenz, die sich auch in weiteren Teilen die-
ser Studie widerspiegelt (siehe zum Beispiel 
Abschnitt 3.3).

Vor dem Hintergrund der Problemwahr-
nehmung der Bevölkerung haben wir die 
Frage untersucht, wie die Menschen in Nie-
dersachsen die Handlungsfähigkeit der Politik 
bewerten. Trotz der weitverbreiteten Skepsis 
gegenüber der Problemwahrnehmung durch 
die Politik vertrauen die Menschen in Nieder-
sachsen weiterhin mehrheitlich in die Prob-
lemlösungskompetenz der Politik. Da zugleich 
bei einem ebenfalls großen Anteil der Bevöl-
kerung autoritäre Regierungsformen Anklang 
zu finden scheinen und Forderungen nach ei-
ner starken Führung sowie der Durchsetzung 
von Recht und Ordnung erklingen, fragen wir 

im folgenden Abschnitt, wie zufrieden die 
Menschen mit dem Funktionieren demokrati-
scher Institutionen sind, ob sie die manchmal 
langwierigen und von Kompromissen gepräg-
ten Prozesse der deutschen Demokratie gut-
heißen und ob sie grundsätzliche Prinzipien 
und Werte des Systems unterstützen.

3.2	 Systemunterstützung in 
Niedersachsen. Die Stabilität 
der niedersächsischen 
Demokratie

Westliche Demokratien stehen in den letzten 
Jahren vor besonderen Herausforderungen. In 
ihrem breit rezipierten Werk beschreiben Ste-
ven Levitsky und Daniel Ziblatt (2018), „Wie 
Demokratien sterben“. Auch andere Autor*in-
nen beklagen die Erosion demokratischer In-
stitutionen (Diamond 2021) und sehen eine 
„Welle der Autokratisierung“ (Nord et al. 2025, 
S. 19; Lührmann und Lindberg 2019) auf uns 
zurollen. Die genannten Arbeiten stellen po-
litische Institutionen und deren Charakteris-
tika in den Mittelpunkt ihrer Analyse. Doch 
wie bewerten die Bürger*innen das politische 
System und die Demokratie? Unterstützen sie 
demokratische Prinzipien, politische Institu-
tionen, Prozesse der repräsentativen Demo-
kratie und politische Akteur*innen? Oder sind 
sie möglicherweise empfänglich für nicht-de-
mokratische Systemalternativen? Diese Fra-
gen lenken den Blick auf die subjektive Per-
spektive der Menschen im Land. Kodifizierte 
institutionelle Charakteristika eines Regimes 
und deren subjektive Bewertungen bilden 
zwei Dimensionen der politischen Legitimität 
(Wiesner und Harfst 2022; Harfst und Wies-
ner 2024). Wir konzentrieren uns im Folgen-
den auf die subjektive Dimension dieser Le-
gitimität und bewegen uns somit im Feld der 
politischen Kulturforschung.

Eine zentrale Annahme der politischen 
Kulturforschung besagt, dass die politische 
Kultur eines Landes zu seinen politischen Ins-
titutionen passen muss, damit ein politisches 
System stabil ist. Fallen politische Kultur und 
Institutionen hingegen auseinander, droht 
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politische Instabilität. Diese Kongruenzthese 
wurde in den 1960er Jahren in der US-ame-
rikanischen Politikwissenschaft entwickelt 
(Lipset 1960; Easton 1965). Inzwischen konnte 
Christopher Claassen  (2020) auf der Grund-
lage einer vergleichenden Analyse von Daten 
aus fast drei Jahrzehnten und 135  Ländern 
auch empirisch zeigen, dass ein solcher Zu-
sammenhang zwischen politischer Legitimität 
und der Stabilität eines politischen Systems 
tatsächlich existiert. Legitimität ist demnach 
ein wichtiger Stabilitätsanker demokratischer 
(aber auch autoritärer) politischer Systeme.

Im Detail ausbuchstabiert wird das Kon-
zept der politischen Legitimität von David 
Easton (1965, 1975). An dieses Konzept ange-
lehnt entwickelt Pippa Norris (2011, S. 24) ein 
Kontinuum mit den Polen spezifische und dif-
fuse Unterstützung. Spezifische Systemun-
terstützung bezieht sich auf die Bewertung 
der Arbeit einzelner politischer Akteur*innen 
durch die Bürger*innen. In den Worten von 
Lipset  (1960) geht es hier um die Effektivi-
tät eines politischen Systems, um seine po-
litische und ökonomische Leistungsfähigkeit. 
Spezifische Unterstützung hängt daher stark 
von der Performanz eines Regimes und seiner 
politischen Akteur*innen ab. Die Bewertung 
der Performanz wiederum ist immer auch von 
den politischen Präferenzen der betroffenen 
Bürger*innen sowie von tagespolitischen Er-
eignissen geprägt. Sie kann daher im Zeitver-
lauf starken Schwankungen unterliegen. Dif-
fuse Systemunterstützung hingegen gilt den 
Werten eines politischen Systems, also bei-
spielsweise seinen demokratischen Grund-
prinzipien. Sie ist weniger anfällig für tages- 
und parteipolitische Einflüsse, wird langfristig 
beurteilt und ist daher über die Zeit stabil.

Spezifische und diffuse Systemunterstüt-
zung stehen dabei in einem Wechselverhältnis, 
das David Easton als „spill-over effect“ (Eas-
ton 1975, S. 446) beschreibt. Easton geht davon 
aus, dass eine positive Beurteilung der Werte 
und Prinzipien des politischen Systems stabili-
sierend wirkt, wenn die Bürger*innen zu einem 
bestimmten Zeitpunkt mit den Leistungen des 
Systems unzufrieden sind. Die langfristige po-
sitive Beurteilung der Prinzipien und Werte ei-
nes politischen Systems erlaubt es den Unzu-

friedenen, ihre Unzufriedenheit eine Zeit lang 
zu akzeptieren, ohne dabei die Systemfrage zu 
stellen. So hilft diffuse Systemunterstützung 
bei der Überwindung von Einbrüchen bei der 
spezifischen Systemunterstützung. Allerdings 
kann eine dauerhaft als unzureichend wahr-
genommene Leistungsfähigkeit eines Systems 
langfristig auch negative Auswirkungen auf die 
Unterstützung der Wertebasis des Systems ha-
ben (Easton 1965, S. 231). Es gibt also Wechsel-
wirkungen in beide Richtungen.

Im Niedersächsischen Demokratie-Monitor 
analysieren wir seit 2019 zum nunmehr vier-
ten Mal sowohl spezifische als auch diffuse 
Systemunterstützung. Wenn wir die Idee eines 
Kontinuums aufgreifen, bewegen wir uns im 
weiteren Fortgang der Untersuchung vom Pol 
der spezifischen zum Pol der diffusen Sys-
temunterstützung. Wir beginnen mit Fragen 
zur Zufriedenheit mit der Politik einzelner In-
stitutionen und Akteur*innen wie der Euro-
päischen Union oder der niedersächsischen 
Landesregierung. Bereits etwas weniger spe-
zifisch ist das Vertrauen, das unsere Befrag-
ten beispielsweise Parteien, Medien und Ge-
richten entgegenbringen. Wir setzen die Ana-
lyse mit der Zufriedenheit der Bürger*innen 
mit dem Zustand der Demokratie in Deutsch-
land fort. Diese Zufriedenheit hat neben An-
teilen diffuser auch solche spezifischer Unter-
stützung (Linde und Ekman 2003; Canache et 
al. 2001; Quaranta und Martini 2016) und lässt 
sich in der Mitte des Kontinuums zwischen 
spezifischer und diffuser Unterstützung ver-
orten. Außerdem betrachten wir näher am Pol 
der diffusen Unterstützung die Unterstützung 
für die Prozesse repräsentativer Demokratien. 
Vor dem Hintergrund der oben angeführten 
Debatte um die Autokratisierung westlicher 
Gesellschaften analysieren wir auch, wie stark 
unsere Befragten demokratische Institutionen 
wertschätzen und inwiefern sie bereit wären, 
auch nicht-demokratische Herrschaftsele-
mente wie beispielsweise eine Einparteien-
herrschaft zu akzeptieren. Da der Niedersäch-
sische Demokratie-Monitor seit 2019 regelmä-
ßig Daten für unser Bundesland erhebt, sind 
wir inzwischen zudem in der Lage, eine lang-
fristige Perspektive einzunehmen und Daten 
in Zeitreihen zu präsentieren.
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Zufriedenheit mit der Politik in 
EU, Bund, Land und Gemeinde

Wir beginnen unsere Untersuchung der Sys-
temunterstützung in Niedersachsen mit einer 
Analyse der Zufriedenheit unserer Befragten 
mit der Politik der Europäischen Union, der 
Bundesregierung, der Landesregierung und in 
ihrer Gemeinde. Im Spannungsfeld zwischen 
prinzipien- und wertegestützter diffuser Un-
terstützung sowie performanz- und effekti-
vitätsorientierter spezifischer Unterstützung 
bewegen wir uns damit am Pol der spezifi-
schen Systemunterstützung. Um ihre Zufrie-
denheit mit der Politik der verschiedenen 
Ebenen auszudrücken, präsentieren wir unse-
ren Befragten eine fünfstufige Skala, die von 
„sehr unzufrieden“ bis „sehr zufrieden“ reicht.

Da es bei der Zufriedenheit mit der Poli-
tik der verschiedenen politischen Ebenen um 
die Bewertung von Performanz und Effektivi-
tät geht, gehen wir erstens davon aus, dass 
die Antworten relativ stark von den (partei-)
politischen Präferenzen der Befragten geprägt 
sind. Wenn dies zutrifft, sollten Anhänger*in-
nen von SPD und Grünen zufriedener mit der 
Politik der Landesregierung sein als die An-
hänger*innen anderer Parteien. Gleiches gilt 
für die Bewertung der Arbeit der Bundesre-
gierung durch Befragte, die mit CDU oder SPD 
sympathisieren. Wir erwarten, dass dieser Ef-
fekt im Fall der Bundesregierung bei den CDU-
Anhänger*innen besonders ausgeprägt sein 
sollte. Ihre Partei hat die vorgezogene Bun-
destagswahl im Februar 2025 gewonnen und 
stellt zum Zeitpunkt unserer Umfrage seit drei 
bis vier Monaten den Bundeskanzler. Wenn es 
zusätzlich zu dem üblicherweise nachweisba-
ren Gewinner*innen-Effekt auch so etwas wie 
Vorschusslorbeeren für eine frisch ins Amt 
gewählte Regierung geben sollte, sollten diese 
hier noch relativ stark wirken.

Zweitens, so unsere Annahme, hat die 
„räumliche Nähe zu den Bürgern eines Landes“ 
(Zmerli 2020, S.  252) einen Einfluss auf die 
Bewertung politischer Institutionen und Ak-
teur*innen. Laut Zmerli (2020) und den Ergeb-
nissen des Thüringer Landesmonitors (Reiser 
et al. 2023) ist die Vertrauensbereitschaft ge-
genüber lokalen Institutionen und Akteur*in-

nen höher als gegenüber jenen auf den höhe-
ren politischen Ebenen. Daher erwarten auch 
wir eine höhere Zufriedenheit mit der Arbeit 
derjenigen Ebene, die den Menschen im All-
tag am nächsten ist. Anders formuliert sollte 
die Zufriedenheit mit der Arbeit der jeweiligen 
Ebene von der Gemeinde bis zur Europäischen 
Union kontinuierlich abnehmen. Eine mögli-
che Erklärung dieses Phänomens, das wir mit 
kleinen Abstrichen bereits im NDM 2023 zei-
gen konnten (Harfst et al. 2024), ist einerseits 
der höhere Bekanntheitsgrad der Akteur*in-
nen vor Ort. Andererseits haben die Menschen 
möglicherweise den Eindruck, lokale Politik auf 
Grund der geringeren Distanz zum Geschehen 
besser beeinflussen und bewerten zu können.

Abbildung 12 zeigt, dass die Zufriedenheit 
mit der Politik in der Gemeinde mit 54 % tat-
sächlich und mit Abstand am höchsten ist. 
Auf Platz zwei folgt die Zufriedenheit mit der 
Politik der Landesregierung, die von 41 % der 
Menschen in Niedersachsen eine positive Be-
urteilung erhält. Deutlich geringere Zufrieden-
heitswerte erhalten Bundesregierung (19 %) 
und die Europäische Union (22 %). Bemer-
kenswert ist, dass die Zufriedenheit mit der 
Politik der Bundesregierung ungefähr auf dem 
Niveau der Befragung aus dem Jahr  2023 
verharrt. Dies ist erstaunlich, da die viel ge-
scholtene Ampel-Koalition zum Zeitpunkt 
der Umfrage im Herbst 2025 abgelöst und die 
schwarz-rote Bundesregierung unter Friedrich 
Merz bereits seit etwa sechs Monaten im Amt 
ist. Zudem fällt auf, dass mehr Bürger*innen 
zufrieden mit der Politik der Europäischen 
Union als mit jener der Bundesregierung sind, 
während wir 2023 noch einen Gleichstand be-
obachtet haben.

Distanz und Nähe können die Bewertung 
der Politik der verschiedenen staatlichen Ebe-
nen demnach zumindest nicht vollständig er-
klären. Doch wie sieht es mit der zweiten mög-
lichen Erklärung, den parteipolitischen Präfe-
renzen der Befragten, aus? Da die Politik in 
den Gemeinden, aber auch auf EU-Ebene in 
deutlich geringerem Maße parteipolitisch ge-
prägt ist als diejenige der Bundes- und der 
Landesregierung und die beiden Regierungen 
zudem noch von unterschiedlichen Koalitio-
nen getragen werden, konzentrieren wir uns 
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in den folgenden Analysen auf diese beiden 
Akteure.

Im Fall der niedersächsischen Landesre-
gierung finden wir bei den Anhänger*innen 
der Koalitionsparteien (siehe Infokasten Par-
teipräferenzen, S. 26) zunächst ein klares par-
teipolitisches Muster. Abbildung 13 zeigt, dass 
unter den Sympathisant*innen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen jeweils deutlich mehr 
als die Hälfte zufrieden mit der Politik der 
Landesregierung sind. Diejenigen, die nicht 
zufrieden sind, antworten mit „teils/teils“. Un-
zufriedenheit finden wir hier fast gar nicht. 
Abweichungen von erwartbaren parteipoliti-
schen Effekten beobachten wir hingegen bei 

den Anhänger*innen der größten Oppositi-
onspartei im Land. CDU-Anhänger*innen be-
werten die Politik der Landesregierung mehr-
heitlich positiv. Tatsächlich unzufrieden mit 
der Politik der Landesregierung sind selbst 
unter den CDU-Sympathisant*innen nur 14 %. 
Deutlich abgelehnt wird die Politik der Lan-
desregierung lediglich von den Anhänger*in-
nen der AfD (37 %) sowie insbesondere von 
jenen der FDP (49 %).

Blicken wir auf den Zusammenhang zwi-
schen parteipolitischen Präferenzen und Zu-
friedenheit mit der Politik der Bundesregie-
rung (siehe Abbildung 14), so zeigen sich be-
züglich des erwarteten Gewinner-Verlierer-
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Abbildung 12: Zufriedenheit mit der Politik in Gemeinde, Land, Bund und EU
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2023 und des NDM 2025. Auf Grund von 
Rundungen kann die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Musters zwar Übereinstimmungen, aber auch 
bemerkenswerte Abweichungen gegenüber der 
Zufriedenheit mit der Landesregierung. Zu-
nächst bestätigt sich im Fall der Bundesregie-
rung die These, dass Anhänger*innen der Op-
positionsparteien tendenziell unzufrieden mit 
der Politik einer Regierung sind. Anders als 
auf Landesebene findet sich unter den An-
hänger*innen der Oppositionsparteien in kei-
nem Fall eine mehrheitliche Unterstützung der 
Politik der Bundesregierung. Die mit Abstand 
höchste Unzufriedenheit berichten – ähnlich 
wie im Fall der Landesregierung – die Anhän-
ger*innen von AfD und FDP, allerdings auf ei-
nem deutlich höheren Niveau und in umge-
kehrter Reihenfolge. Im Fall der Bundesregie-
rung sind die AfD-Anhänge*innen mit 87  % 
deutlich unzufriedener als jene der FDP (67 %). 
Auch bei den Sympathisant*innen der Linken 
und des BSW überwiegt die Unzufriedenheit 
mit der Politik der Bundesregierung deutlich.

Nicht bestätigen lässt sich die These der 
parteipolitischen Prägung der Regierungs-
bewertung hingegen für die Anhänger*innen 
jener Parteien, die die Bundesregierung tra-
gen. Der Anteil der Zufriedenen unter den 
SPD-Sympathisant*innen ist mit 16 % sehr 
gering, während mehr als doppelt so viele 
SPD-Anhänger*innen (35 %) unzufrieden mit 
der Politik der Bundesregierung sind. Selbst 
unter jenen Befragten, die mit der CDU sym-
pathisieren, sind mit 41  % deutlich weniger 
als die Hälfte zufrieden mit der Politik der 
Bundesregierung.

Um das Bild der Zufriedenheit mit der Poli-
tik von Bundes- und Landesregierung zu ver-
vollständigen, betrachten wir im Folgenden 
die Effekte soziodemografischer Charakteris-
tika unserer Befragten. Wir betrachten Unter-
schiede zwischen Männern und Frauen, zwi-
schen Altersgruppen, zwischen Menschen un-
terschiedlicher Bildungsniveaus sowie nach 
Wohnorten. Dabei berichten wir aus Gründen 

Abbildung 13: Zufriedenheit mit der Politik der Landesregierung nach Parteipräferenz
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen. Angaben zur FDP und zum BSW sind auf Grund der geringen Fallzahlen mit einer 
hohen Unsicherheit behaftet.
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INFOKASTEN Parteipräferenzen

Präferenzen für die im Bundestag vertrete-
nen Parteien ermitteln wir im NDM 2025 mit 
Hilfe einer Abfrage der Sympathie für die je-
weilige Partei. Zur Ermittlung der Sympathie-
werte fragen wir: „Was halten Sie so ganz all-
gemein von den einzelnen politischen Par-
teien? Bitte beschreiben Sie dies mit Hilfe 
der Skala von −5 bis +5“; −5 steht dabei für 
„halte überhaupt nichts von dieser Partei“, 
+5 steht für „halte sehr viel von dieser Par-
tei“. Die Verteilung der Sympathiewerte für 
die fünf zum Zeitpunkt der Befragung im 
Bundestag vertretenen Parteien sowie BSW 
und FDP dokumentieren wir in der folgen-
den Abbildung, in welcher der jeweilige Mit-
telwert auf der Sympathieskala abgetragen 
ist. Um jeder befragten Person eine einzige 
Parteipräferenz zuordnen zu können, ver-
gleichen wir die Sympathiewerte aller Par-
teien und kodieren eine Parteipräferenz für 
die Partei mit dem höchsten Sympathiewert. 
In den 604 Fällen, in denen wegen einer Ant-
wortverweigerung oder gleich hohen Sympa-
thiewerten für zwei oder mehr Parteien keine 
eindeutige Zuordnung möglich ist, ziehen 
wir die Rückerinnerung an die Wahlentschei-
dung bei der Landtagswahl 2022 hinzu. Die 

Frage, die wir zu diesem Item gestellt ha-
ben, lautet: „Welche Partei haben Sie damals 
gewählt?“ Die Antwortmöglichkeiten lau-
ten: „SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, AfD, 
FDP, Linke, andere Partei, weiß nicht, keine 
Angabe“.
Ist nun wegen fehlender Werte auch für 
die Wahlentscheidung bei der Landtags-
wahl  2022 keine eindeutige Zuordnung ei-
ner Parteipräferenz möglich, verwenden wir 
zusätzlich die Frage nach der Wahlentschei-
dung bei einer hypothetischen Wahl am 
kommenden Sonntag. Die Frage zu diesem 
Item lautet: „Und welche Partei würden Sie 
dann [wenn am kommenden Sonntag Land-
tagswahl wäre] wählen?“ Die Antwortoptio-
nen entsprechen denen der Rückerinnerung, 
ergänzt um „BSW, also Bündnis Sahra Wa-
genknecht“. Durch die Frage nach der Wahl-
entscheidung bei der letzten Landtagswahl 
reduzieren wir die Anzahl fehlender Werte 
von 604 auf 235 Fälle und durch die Sonn-
tagsfrage schließlich auf 183 fehlende Werte. 
Im NDM 2025 sprechen wir, wenn wir uns auf 
die so ermittelten Parteipräferenzen bezie-
hen, von „Anhänger*innen“ oder „Sympathi-
sant*innen“ dieser Parteien.
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der Übersichtlichkeit anstelle der Anteilswerte 
nun Mittelwerte auf den jeweils von 1 bis 5 rei-
chenden Skalen zur Zufriedenheit. Mittelwerte 
unter 3 – dies entspricht der Kategorie „teils/
teils“ – stehen damit für Unzufriedenheit, Mit-
telwerte von mehr als 3 für Zufriedenheit. Ob 
die in den folgenden Abbildungen jeweils ge-
zeigten Mittelwerte statistisch signifikant von-
einander unterschiedlich sind, ermitteln wir je-
weils mit Hilfe von Regressionsanalysen (siehe 
Infokasten OLS-Regression, S. 28) und weisen 
auf die Ergebnisse dieser Tests im Text hin.

Abbildung  15 zeigt den Zusammenhang 
zwischen soziodemografischen Merkma-
len unserer Befragten und der Zufrieden-
heit mit der Politik der Landesregierung, die 
mit einem Mittelwert von  3,3 (in der Abbil-
dung nicht ausgewiesen) eine insgesamt po-
sitive Bewertung erfährt. Statistisch signi-
fikante Unterschiede finden wir für das Ge-
schlecht, das Alter und ein Studium. Frauen 
sind im Mittel etwas zufriedener als Männer 

(+0,17). Der Effekt eines Studiums entspricht in 
seiner Größe ungefähr dem des Geschlechts. 
Befragte mit abgeschlossenem (Fach-)Hoch-
schulstudium sind um 0,16 zufriedener mit 
der Politik der Landesregierung als jene, die 
nicht studiert haben. Ein Vergleich zwischen 
Altersgruppen ist in Abbildung 15 nicht ganz 
leicht zu erkennen. Bei genauerem Hinse-
hen zeigt sich, dass die Zufriedenheit bei der 
jüngsten und den beiden ältesten Kohorten 
am höchsten ist und dazwischen zunächst 
absinkt und dann wieder ansteigt. Dieser au-
genscheinlich u-förmige Zusammenhang lässt 
sich mit Hilfe einer Regressionsanalyse abbil-
den, in der die Zufriedenheit als abhängige 
auf das Alter und das quadrierte Alter als un-
abhängige Variablen regrediert wird. So lässt 
sich berechnen, dass die Zufriedenheit mit 
der Politik der Landesregierung bei Befrag-
ten im Alter von 16 Jahren rechnerisch bei 3,7 
liegt und dann mit zunehmendem Alter sinkt. 
Mit 49  Jahren erreicht die Zufriedenheit ihr 
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Zufriedenheit mit der Politik der Bundesregierung nach Parteipräferenz

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.305 Befragten.

Abbildung 14: Zufriedenheit mit der Politik der Bundesregierung nach Parteipräferenz
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann 
die Gesamtsumme von 100 % abweichen. Angaben zur FDP und zum BSW sind auf Grund der geringen Fallzahlen mit 
einer hohen Unsicherheit behaftet.
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Minimum, der Mittelwert liegt dann bei 3,1. Mit 
zunehmendem Alter steigt die Zufriedenheit 
wieder an und erreicht einen Wert von 4,2 bei 
unseren ältesten Befragten.

Die Beurteilung der Politik der Bundes-
regierung liegt mit einem Mittelwert von 2,6 
insgesamt klar im Bereich der Unzufrieden-
heit und deutlich unter jenem der Landes-
regierung, die einen Mittelwert von 3,3 er-
reicht (siehe Abbildung 16). Statistisch signi-
fikante Effekte finden wir für Geschlecht, Al-
ter und Wohnort, wobei der Zusammenhang 
beim Alter wiederum u-förmig ist. Frauen 
sind – ähnlich wie bei der Bewertung der Po-
litik der Landesregierung – etwas zufriedener 
als Männer (+0,16). Auch jene Befragten, die 
in einer der niedersächsischen Universitäts-
städte wohnen, sind zufriedener mit der Poli-
tik der Bundesregierung als jene, die ange-

ben, nicht in einer Universitätsstadt zu leben 
(+0,21). Der u-förmige Effekt des Alters, in ei-
ner Regression modelliert mit Hilfe des Alters 
und des quadrierten Alters, lässt sich rechne-
risch übersetzen in einen Ausgangswert von 
etwas weniger als 3 bei den 16-jährigen Be-
fragten, die damit knapp unzufrieden sind. 
Mit zunehmendem Alter sinkt die Zufrieden-
heit mit der Politik der Bundesregierung bis 
auf einen Wert von 2,3 bei den 46-Jährigen 
und steigt danach bis auf 3,9 bei den ältes-
ten Befragten an. Zufriedenheit mit der Bun-
desregierung, gemessen am Schwellenwert 
von 3,0, finden wir rechnerisch erst bei jenen 
Befragten, die mindestens das 78. Lebensjahr 
erreicht haben.

In der Gesamtschau der Zufriedenheit der 
Befragten mit der Politik der verschiedenen 
staatlichen Ebenen im NDM 2025 zeigt sich, 

INFOKASTEN OLS-Regression

Eine klassische oder multiple lineare OLS-
Regression ist ein Verfahren, mit dessen 
Hilfe der Wert einer Variable Y durch eine 
oder mehrere andere Variablen X1, X2, … Xn 

bzw. deren Ausprägung vorhergesagt bzw. 
erklärt werden soll (Kühnel und Krebs 2001: 
383–398). Die zu Variable Y nennt man ab-
hängige Variable. Diejenige(n) Variable(n), 
die zur Vorhersage oder Erklärung ge-
nutzt werden soll(en), nennt man unabhän-
gige (oder auch erklärende) Variable(n). Für 
jede einzelne unabhängige Variable werden 
in einer OLS-Regression die Regressionsge-
wichte b1, b2, … bn berechnet. Diese Koeffi-
zienten geben an, wie stark und in welcher 
Richtung sich die abhängige Variable Y im 
Durchschnitt verändert, wenn der Wert ei-
ner unabhängigen Variablen um eine Ein-
heit ansteigt. Negative Regressionsgewichte 
stehen für einen negativen Zusammenhang, 
positive Regressionsgewichte für einen posi-
tiven Zusammenhang. Im Fall eines positi-
ven Zusammenhangs steigt der Vorhersage-
wert der abhängigen Variable Y um b1 Ein-
heiten, wenn die Variable X1 um eine Einheit 
ansteigt. Im Fall eines negativen Zusammen-
hangs, erkennbar an einem negativen Vor-

zeichen von b, sinkt der Vorhersagewert der 
abhängigen Variable Y entsprechend ab.

Außerdem kann für ein Regressionsmo-
dell mit dem Determinationskoeffizienten R2 
die aufgeklärte Unterschiedlichkeit (Vari-
anz oder Variation) der Werte der abhängi-
gen Variable berechnet werden. Je höher R2, 
desto besser „passt“ das Modell zu den Da-
ten und desto besser kann die abhängige 
Variable Y durch die unabhängigen Variab-
len X1, X2, … Xn erklärt werden.

Mit Hilfe von Tests der Regressionsge-
wichte oder von R2 lässt sich berechnen, ob 
die einzelnen Regressionsgewichte statis-
tisch signifikant sind. Dabei wird überprüft, 
ob das jeweilige Regressionsgewicht (bei 
R 2 mindestens ein Regressionsgewicht) tat-
sächlich von null abweicht oder der berech-
nete Zusammenhang nicht replizierbar ist. 
Mit dem Signifikanzniveau p wird die Wahr-
scheinlichkeit angegeben, mit der ein Re-
gressionsgewicht ungleich null oder nicht 
replizierbar ist. Ein Wert von p = 0,05 bei-
spielsweise steht dann für eine Irrtums- oder 
Fehlerwahrscheinlichkeit von 5 % (Kühnel 
und Krebs 2001: 265).
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dass die Befragten, unseren Erwartungen ent-
sprechend, mit der Politik auf den unteren 
Ebenen des Staates grundsätzlich zufriedener 
sind als mit jener auf den höheren Ebenen. 
Der Effekt der Nähe scheint sich insbeson-
dere positiv auf die Bewertungen der Arbeit 
der Landesregierung auszuwirken und teil-

weise sogar erwartete parteipolitische Effekte 
zu überschatten, da die Landesregierung bis 
weit in das Lager der CDU-Anhänger*innen 
hinein positiv bewertet wird. Sehr gering ist 
die Zufriedenheit mit der Politik der Bundes-
regierung, die sogar geringer ist als jene der 
Europäischen Union. Selbst unter den Anhän-
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Abbildung 15: Mittlere Zufriedenheit mit der Politik der Landesregierung nach Geschlecht, Bildung, Wohnort und Alter
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025.



Niedersächsischer Demokratie-Monitor 2025

FoDEx-Studie | Politische Kultur30

ger*innen der Kanzlerpartei CDU herrscht bei 
mehr als einem Fünftel Unzufriedenheit vor. 
Die schlechte Bewertung der Bundesregierung 
bis in die eigene Anhänger*innenschaft hin-
ein deutet darauf hin, dass die Bundesregie-

rung keinesfalls von Vorschusslorbeeren profi-
tieren kann, sondern vielmehr mit enttäusch-
ten Erwartungen insbesondere in den Reihen 
der SPD-Anhänger*innen konfrontiert ist.

Abbildung 16: Mittlere Zufriedenheit mit der Politik der Bundesregierung nach Geschlecht, Bildung, Wohnort und Alter
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025.
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Vertrauen in politische Institutionen

Die Unzufriedenheit mit der Bundesregierung 
wäre hinsichtlich der Systemunterstützung in 
Niedersachsen dann unproblematisch, wenn 
sie sich konkret gegen die Leistungen des 
Personals und der Parteien richtet, nicht je-
doch gegen die Institutionen und die Prinzi-
pien der repräsentativen Demokratie, die Un-
zufriedenheit über Wahlen und Regierungs-
wechsel abfangen kann. Daher untersuchen 
wir im nächsten Schritt das Institutionenver-
trauen der Bürger*innen in Niedersachsen 
und bewegen uns damit in die Mitte des Kon-
tinuums, das von spezifischer zu diffuser Sys-
temunterstützung reicht. Die politikwissen-
schaftliche Literatur beschreibt verschiedene 
Vertrauensobjekte und unterscheidet ins-

besondere zwischen parteipolitischen sowie 
und „regulativen und unparteiischen Institu-
tionen, wie Polizei, Gerichtsbarkeit oder Ver-
waltung“ (Zmerli 2020, S. 251). Wir erwarten, 
dass das Vertrauen in parteipolitische Institu-
tionen und Akteur*innen niedriger ausfällt als 
jenes in regulative und unparteiische Institu-
tionen, dass beide aber eng zusammenhän-
gen (Zmerli 2020, S. 252). Das Vertrauen für 
parteipolitische und politisch neutrale Institu-
tionen und Akteur*innen kann sich daher bei 
einer*einem Befragten zwar im Niveau unter-
scheiden, grundsätzlich sollten aber höhere 
Vertrauenswerte für parteipolitische Instituti-
onen mit ebenfalls höheren Vertrauenswerten 
für unparteiische Institutionen einhergehen.

Auch die Items zur Erfassung des Institu-
tionen- und Akteursvertrauens verwenden wir 

Abbildung 17: Institutionenvertrauen im Zeitverlauf
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2019, des NDM 2021, des NDM 2023 und 
des NDM 2025.
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Gewichtete Angaben auf Basis von 943 bis 1.000 Befragten.
Im NDM 2021 wurde das Vertrauen in Parteien nicht abgefragt.
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durchgängig seit 2019, sodass wir inzwischen 
auf Zeitreihen mit jeweils vier Datenpunkten 
blicken können. Als Antwortmöglichkeit bie-
ten wir den Befragten eine fünfstufige Skala an, 
die von „vertraue überhaupt nicht“ bis „ver-
traue sehr“ reicht. Abbildung 17 zeigt, dass der 
Spitzenreiter im Vertrauen der Niedersäch-
sinnen und Niedersachsen 2025 die Polizei 
ist. Ihr vertrauen 79 % der Befragten. Auf Platz 
zwei und drei folgen – jeweils im Abstand von 
rund 12 Prozentpunkten – das Bundesverfas-
sungsgericht (67 %) und der Verfassungsschutz 
(54  %). Dicht hinter dem Verfassungsschutz 
landen die öffentlich-rechtlichen Medien, de-
nen 50 % der Menschen in Niedersachsen ihr 
Vertrauen schenken. Weit abgeschlagen im 
Vertrauen der Menschen in Niedersachsen sind 
Parteien (14 %) und Politiker*innen (11 %).

Die Entwicklung im Zeitverlauf zeigt insge-
samt ein weiterhin geringes Vertrauen insbe-
sondere in parteipolitische Institutionen. Dies 
trifft vor allem insbesondere Parteien und Po-
litiker*innen empfindlich.8 Die parteipolitische 
Färbung dieser Akteur*innen und Institutio-
nen erklärt aber nur das im Vergleich zu den 
regulativen Institutionen niedrigere Vertrau-
ensniveau. Da Vertrauen in politische und re-
gulative Institutionen auf individueller Ebene 
in der Regel miteinander zusammenhängen, 
lässt sich der seit 2019 beobachtbare drama-
tische Rückgang des Vertrauens in politische 
Institutionen bei gleichzeitiger Stabilität der 
Vertrauenswerte für regulative Institutionen 
nicht allein durch den politischen Charakter 
ersterer erklären. Erkennbar wird, dass Ver-
trauen in politische und regulative Instituti-
onen zunehmend auseinanderklafft. Dass die 
Schere sich auftut, ist auf einen drastischen 
Vertrauensverlust politischer Institutionen zu-
rückzuführen, die auf ungefähr ein Drittel der 
Werte aus dem Jahr 2019 zurückgefallen sind, 
während das Vertrauen in regulative Instituti-
onen im Vergleich relativ stabil geblieben ist.

Eine bemerkenswerte Entwicklung ver-
zeichnen wir beim Vertrauen der Menschen 

8	 Das Vertrauen in politische Parteien wurde im 
NDM 2021 für jede Partei einzeln abgefragt. Daher 
fehlen in Abbildung 17 Angaben zum Vertrauen in 
Parteien für das Jahr 2021.

in Niedersachsen in die öffentlich-rechtlichen 
Medien. Nach einem Absturz im Jahr 2023 ge-
winnen die Medien in der aktuellen Untersu-
chung deutlich an Vertrauen zurück. Sie stei-
gern sich um 10 Prozentpunkte und erschei-
nen inzwischen wieder der Hälfte unserer Be-
fragten vertrauenswürdig.

Demokratiezufriedenheit

Die „Zufriedenheit mit dem Zustand der De-
mokratie“ ist ein klassischer Indikator der po-
litischen Kulturforschung, der seit Jahrzehnten 
international Verwendung findet (Singh und 
Mayne 2023). Es handelt sich um ein Item, das 
auf dem Kontinuum zwischen spezifischer 
und diffuser Systemunterstützung auf Grund 
der expliziten Bezugnahme auf die Demokra-
tie Prinzipien und Werte des Regierungssys-
tems anspricht, zugleich aber auch Bewertun-
gen der Performanz erfasst. Es liegt somit in 
der Mitte des Kontinuums zwischen spezifi-
scher und diffuser Systemunterstützung.

Für eine Mittelposition der Demokratie-
zufriedenheit auf dem Kontinuum zwischen 
spezifischer und diffuser Systemunterstützung 
spricht zunächst, dass inhaltliche Aspekte ei-
nen erheblichen Einfluss auf die Zufrieden-
heit der Menschen mit der Demokratie haben. 
So sind insbesondere diejenigen, deren Par-
tei an der Regierung beteiligt ist und die da-
her auf eine Umsetzung ihrer politischen Prä-
ferenzen hoffen dürfen, zufriedener als jene, 
deren Partei nicht in der Regierungsverant-
wortung steht (Singh et al. 2012). Gleichzeitig 
hat auch diffuse Systemunterstützung einen 
Einfluss auf die Demokratiezufriedenheit. So 
ist die Demokratiezufriedenheit bei Gewin-
ner*innen einer Wahl zwar höher als bei Ver-
lierer*innen. Dies gilt aber nur so lange, wie 
der Wahlprozess einwandfrei und ohne Stö-
rungen durch Betrug und Korruption abläuft 
(Fortin-Rittberger et al. 2017). Die Achtung de-
mokratischer Prinzipien und Institutionen ist 
für die Demokratiezufriedenheit also ebenso 
bedeutsam wie die Ergebnisse des Regie-
rungshandelns. Daher verorten wir sie in der 
Mitte des Kontinuums zwischen spezifischer 
und diffuser Systemunterstützung.
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Im Niedersächsischen Demokratie-Moni-
tor fragen wir seit Beginn der Untersuchung 
im Jahr 2019, wie zufrieden unsere Befragten 
„allgemein mit dem Zustand der Demokratie 
in Deutschland“ sind. Wir erfassen diese Zu-
friedenheit auf einer fünfstufigen Skala, die 
von „sehr unzufrieden“ bis „sehr zufrieden“ 
reicht. Wie schon 2023 beobachten wir eine 
deutliche Zunahme der Unzufriedenheit bei 
gleichzeitig fortgesetztem Abschmelzen der 
Zufriedenheit mit dem Zustand der Demo-
kratie (siehe Abbildung 18). Waren 2023 noch 
35 % der Menschen in Niedersachsen „sehr“ 
oder „eher zufrieden“ mit dem Zustand der 
Demokratie, so ist dieser Wert im Spätsom-
mer 2025 um 8 Prozentpunkte auf 27 % ab-
gesunken. Zugleich steigt der Anteil der Un-
zufriedenen von 24 % auf 30 %. Während der 
Anteil der Zufriedenen im NDM in der Vergan-
genheit stets größer war als jener der Unzu-
frieden, hat sich dieses Verhältnis nun erst-
mals umgekehrt.

Der Anteil der Menschen, die in Bezug auf 
ihre Zufriedenheit mit dem Zustand der De-
mokratie mit „teils/teils“ antworten, bleibt mit 
43 % zwar nahezu unverändert, ist aber doch 
bemerkenswert hoch. Im aktuellen Deutsch-
landmonitor (Franke et al. 2026), in dem den 

Befragten die Antwortoption „teils/teils“ nicht 
angeboten wurde, ist der Anteil der West-
deutschen, die „eher zufrieden“ sind, mit 
54 % deutlich höher als im NDM 2025 (23 %). 
Gleichzeitig ist der Anteil der unzufriede-
nen Westdeutschen im Deutschlandmoni-
tor mit 38 % um 10 Prozentpunkte höher als 
in Niedersachsen. Es ist also durchaus mög-
lich, dass bei vielen, die im NDM 2025 „teils/
teils“ angeben, die Zufriedenheit gegenüber 
der Unzufriedenheit eher überwiegt.9 Auch 

9	 Wir interpretieren die „teils/teils“-Kategorie hier 
substanziell. Dabei ist zu beachten, dass die Kate-
gorie „teils/teils“ nicht ohne Weiteres als neutrales 
oder ausweichendes Antwortverhalten verstanden 
werden kann. So argumentiert Liebig (2023), dass 
schon die Entscheidung für die Kategorie „stimme 
eher nicht zu“ keine konsequente Ablehnung einer 
Aussage mehr sei. Die Leipziger Autoritarismus-Stu-
die bezeichnet die Kategorie „teils/teils“ daher als 
„latente Zustimmung“ und grenzt sie so von Ableh-
nung und Zustimmung ab, interpretiert sie aber 
explizit nicht als neutrale Position der*des Befragten 
(Decker Kiess Heller et al. 2024, S. 35). Auf Grund der 
methodisch begründeten Herausforderungen rund 
um die Interpretation der Mittelkategorie vermeiden 
wir im NDM den Begriff „latente Zustimmung“. Statt-
dessen bieten wir dort, wo es uns geboten erscheint, 
inhaltliche Interpretationen an.
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Gewichtete Angaben auf Basis von 996 (2019), 1.000 (2021), 996 (2023) und 1.489 (2025) Befragten.

Abbildung 18: Demokratiezufriedenheit im Zeitverlauf
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2019, des NDM 2021, des NDM 2023 und 
des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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mit Blick auf den Anteil der Unzufriedenen, 
der laut Deutschlandmonitor in Ostdeutsch-
land mit 49 % nochmals höher ist als im Wes-
ten, bewerten die Menschen in Niedersach-
sen das Funktionieren der Demokratie ver-
gleichsweise positiv. Allerdings kann dieser 

Vergleich nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
die Demokratiezufriedenheit in Niedersach-
sen in den letzten Jahren rapide abgeschmol-
zen ist, während sie ausweislich der Daten 
des Deutschlandmonitors im Rest des Landes 
eher zugenommen hat. In Niedersachsen ver-
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Demokratiezufriedenheit nach Geschlecht

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.489 Befragten.

Abbildung 19: Demokratiezufriedenheit nach Geschlecht
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann 
die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Gewichtete Angaben auf Basis von 1.489 Befragten.

Abbildung 20: Demokratiezufriedenheit nach Altersgruppen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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läuft die Entwicklung deutlich negativer als 
bundesweit, zumal der Zuwachs an Unzufrie-
denheit seit 2019 mit 16 Prozentpunkten stär-
ker ausfällt als jener der „teils/teils“-Antwor-
ten (9 Prozentpunkte).

Blicken wir nun auf die Demokratiezufrie-
denheit nach Geschlecht und Alter. Hier zeigt 
sich, dass Frauen seltener angeben, „sehr“ 
oder „eher zufrieden“ zu sein als Männer 
(siehe Abbildung  19). Darüber hinaus stellen 
wir fest, dass auch der Anteil der Unzufriede-
nen in der Gruppe der Frauen deutlich unter 
dem der Männer liegt. Während sich 39 % der 
Männer unzufrieden mit dem Zustand der De-
mokratie zeigen, sind es bei den Frauen nur 
21 %. In Kombination ergibt sich aus diesem 
Antwortverhalten der Frauen dann, dass eine 
deutliche Mehrheit unter ihnen (55  %) die 
Antwortoption „teils/teils“ wählt.

Unter den sieben Altersgruppen stechen 
die bis 29-jährigen und die 40- bis 49-jäh-
rigen Befragten mit überdurchschnittlich ho-

hen Anteilen an Demokratiezufriedenen her-
vor. In beiden Gruppen ist der Anteil der Zu-
friedenen um 5 Prozentpunkte höher als im 
landesweiten Durchschnitt. Bemerkenswert ist 
zudem der mit 47 % sehr hohe Anteil der Zu-
friedenen in der Gruppe der ältesten Befrag-
ten (siehe Abbildung 20). Das Gegenstück zu 
den überdurchschnittlich zufriedenen Men-
schen bilden die 50- bis 59-Jährigen. Hier 
sind mit 44 % fast die Hälfte der Befragten 
„sehr“ oder „eher unzufrieden“. In der Alters-
gruppe 30 bis 39 Jahre ist der Anteil der Un-
zufriedenen mit 42 % fast ebenso hoch. Dem-
nach ergibt sich ein zickzackartiges Muster, 
das einen Wechsel zwischen Zufriedenheit 
und Unzufriedenheit zwischen den einzelnen 
Alterskohorten beschreibt.

Blicken wir abschließend auf den Zusam-
menhang zwischen Demokratiezufriedenheit 
und Parteipräferenz (siehe Infokasten Partei-
präferenzen auf S. 26), so erkennen wir in Ab-
bildung  21, dass diejenigen, die überdurch-

70 % 28 %

44 % 35 % 21 %

24 % 40 % 36 %

44 % 48 % 7 %

15 % 46 % 39 %

23 % 61 % 16 %

12 % 54 % 34 %

BSW

Linke

FDP

AfD

Grüne

CDU

SPD

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

sehr/eher unzufrieden teils/teils sehr/eher zufrieden

Demokratiezufriedenheit nach Parteipräferenz

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.310 Befragten.

Abbildung 21: Demokratiezufriedenheit nach Parteipräferenz
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen. Angaben zur FDP und zum BSW sind auf Grund der geringen Fallzahlen mit einer 
hohen Unsicherheit behaftet.
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schnittlich zufrieden sind, sich bei den Grü-
nen, der CDU und der SPD finden. Unter den 
Anhänger*innen aller drei Parteien liegt der 
Anteil derjenigen, die sehr oder eher zufrie-
den mit dem Zustand der Politik sind, über 
dem landesweiten Durchschnitt von 27 %. Auf-
fällig ist aber, dass sich unter den Sympathi-
sant*innen der CDU fast ein Viertel Unzufrie-
dene finden. Besonders hohe Unzufrieden-
heit finden wir insbesondere bei AfD-Anhän-
ger*innen, die zu 70 % angeben, unzufrieden 
zu sein. Diese 70 % setzen sich zusammen 
aus 23 %, die „eher unzufrieden“, und sogar 
47 %, die „sehr unzufrieden“ sind. Landesweit 
liegt der Anteil der sehr unzufriedenen Bür-
ger*innen bei lediglich 9 %. Die AfD-Sympa-
thisant*innen stechen hier mit einem mehr 
als fünfmal höheren Anteil deutlich heraus.

Unterstützung der Prozesse der 
repräsentativen Demokratie

In einem nächsten Schritt bewegen wir uns 
noch etwas weiter auf den Pol der diffusen 
Demokratieunterstützung zu und untersu-
chen die Unterstützung demokratischer Pro-
zesse in Niedersachsen. Seit der Erhebung im 
Jahr 2021 messen wir diese wertebasierte De-
mokratieunterstützung im Niedersächsischen 
Demokratie-Monitor mit Hilfe eines Index zur 
Unterstützung der Prozesse der repräsentati-
ven Demokratie. Dieser RepDem-Index kom-
biniert die Zustimmung zu zwei Grundprinzi-
pien der repräsentativen Demokratie, nämlich 
zur Bedeutung von Parteien und Opposition. 
Wir bitten unsere Befragten, die Aussagen 
„Parteien sind für die Demokratie in Deutsch-
land notwendig“ und „Eine funktionierende 
Demokratie ist ohne politische Opposition 
nicht denkbar“ auf einer fünfstufigen Skala 
von „stimme überhaupt nicht zu“ bis „stimme 
voll und ganz zu“ zu bewerten. Den RepDem-
Index zur Unterstützung der Prozesse reprä-
sentativer Demokratie konstruieren wir durch 
Addition aus diesen beiden Items, das Ergeb-
nis reskalieren wir auf einen Wertbereich von 
0 bis 8. Hohe Werte stehen für eine uneinge-
schränkte Unterstützung der Prozesse der re-
präsentativen Demokratie.

Unsere Befragten in Niedersachsen er-
reichen auf diesem Index bei der Befra-
gung 2025 einen Mittelwert von 6,7 Punkten. 
Damit bleibt die Unterstützung der Prozesse 
der repräsentativen Demokratie im Vergleich 
zur Erhebung im Jahr 2023 im Mittel unver-
ändert. Auch wenn diese beiden Werte etwas 
niedriger sind als der im Jahr  2021 gemes-
sene Wert (6,910), so zeigt sich auf den ers-
ten Blick dennoch eine anhaltend hohe Un-
terstützung für die Prozesse der repräsentati-
ven Demokratie. Betrachten wir statt der Mit-
telwerte die Verteilung auf die einzelnen In-
dexwerte (siehe Abbildung 22), so stellen wir 
trotz des unveränderten Mittelwerts fest, dass 
der Anteil der Befragten, die die repräsenta-
tive Demokratie uneingeschränkt unterstützen 
(Indexwert von 8), im Vergleich zu den vorher-
gehenden Untersuchungen sinkt. Er fällt um 
8 Prozentpunkte und liegt nur noch bei 41 %.

Deutlich gestiegen ist hingegen der An-
teil derjenigen, die die Prozesse repräsenta-
tiver Demokratien mit einem Indexwert von 
5 zwar nicht rundheraus ablehnen, sie aber 
auch nicht vorbehaltlos unterstützen. Dieser 
Anstieg ist durchaus besorgniserregend. In 
ihrem klassischen Werk zu Zusammenbruch 
und Krise der Demokratie argumentieren Juan 
Linz und Alfred Stepan (1978), dass es nicht 
die Personen mit offenen Anti-System-Hal-
tungen sind, die eine Demokratie gefährden, 
sondern die unentschiedenen Bürger*innen, 
die sich zwischen der uneingeschränkten Be-
fürwortung der repräsentativen Demokratie 
und deren offener Ablehnung positionieren. 
Ähnlich argumentieren auch die Demokratie-
forscher Steven Levitsky und Daniel Ziblatt 
(2018) in ihrem Werk „Wie Demokratien ster-
ben“. Diese kritische Gruppe der Unentschie-
denen, die wir bei den Indexwerten 5 und 6 
verorten, ist im Vergleich zu den Befragun-

10	 Im NDM 2021 wurde die Antwortkategorie „teils/
teils“ nicht vorgelesen, wohl aber kodiert, wenn 
Befragte von sich aus diese Antwort genannt 
haben. Insgesamt haben sich aber nur sehr wenige 
Befragte in der Mitte der Skala positioniert. Dadurch 
sind die Indexwerte aus dem Jahr 2021 mit den 
Werten der Erhebungen der Jahre 2023 und 2025 
nur eingeschränkt vergleichbar.
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gen der letzten Jahre deutlich angewachsen. 
Während 2021 lediglich 19 % und im Jahr 2023 
23 % der Befragten zu den Unentschiede-
nen zählen, sind es in der aktuellen Erhe-
bung 31 %. Fast ein Drittel der Bürger*innen 
Niedersachsens gehören demnach zu denje-
nigen, die Zweifel an den Prozessen der re-
präsentativen Demokratie hegen. Da ist es ein 
nur geringer Trost, dass der Anteil derjenigen 
Befragten, die die Prozesse der repräsentati-
ven Demokratie rundheraus ablehnen (Werte 
von 4 oder weniger auf dem RepDem-Index), 
leicht gesunken ist. In Niedersachsen machen 
sie derzeit 7 % aus (2021: 9 %; 2023: 10 %). Die 
Demokratieunterstützer*innen mit Indexwer-
ten von 7 und 8 sind in Abbildung 22 rechts 
der gestrichelten Linie zu finden. Sie sind mit 
61 % zwar noch in der Mehrheit, ihr Anteil 
schrumpft aber stetig (2021: 73 %; 2023: 67 %).

Doch welche Befragten gehören zu den 
Unterstützer*innen, den Unentschiedenen 
und denjenigen, die demokratischen Prozes-
sen ablehnend gegenüberstehen? Wenn wir 
den Zusammenhang der Unterstützung der 
Prozesse der repräsentativen Demokratie mit 
soziodemografischen Merkmalen unserer Be-
fragten betrachten, dann stellen wir fest, dass 
insbesondere Frauen die repräsentative De-

mokratie seltener unterstützen als Männer 
(siehe Abbildung 23).

In Abbildung 24 zeigen wir die Anteile un-
eingeschränkter Unterstützer*innen der Pro-
zesse repräsentativer Demokratie, der Un-
entschiedenen und der Ablehnenden nach 
Altersgruppen. Im Vergleich zum niedersach-
senweiten Mittel von 61 % finden wir über-
durchschnittlich hohe Unterstützung insbe-
sondere bei den 60- bis 69-Jährigen und den 
über 80-Jährigen. Auch die 30- bis 39-Jähri-
gen zählen zu denjenigen, die demokratische 
Prozesse mit 62 % leicht überdurchschnitt-
lich stark unterstützen. Die höchste Ableh-
nung finden wir hingegen mit 10 % und 13 % 
der Befragten in den beiden mittleren Kohor-
ten zwischen 40 und 59 Jahren. Auffällig groß 
ist der Anteil der Unentschiedenen bei den 
jüngsten Befragten zwischen 16 und 29 Jah-
ren (39 %). Damit ist die Einstellung, die wir 
oben als besonders problematisch bezeichnet 
hatten, gerade in der jüngsten Altersgruppe 
und hier besonders bei den Frauen (45 %, 
ohne Abbildung) weitverbreitet.

Blicken wir auf die Verteilung von Ableh-
nung, Unentschiedenheit und Unterstützung 
demokratischer Prozesse unter den Anhän-
ger*innen der Parteien, so liegt die Unterstüt-
zung bei den Sympathisant*innen von FDP, 
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Gewichtete Angaben auf Basis von 990 (2021), 982 (2023) und 1.485 (2025) Befragten.

Abbildung 22: Unterstützung demokratischer Prozesse im Zeitverlauf
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2021, des NDM 2023 und des NDM 2025. 
Auf Grund von Rundungen kann die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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AfD und BSW unter dem landesweiten Durch-
schnitt von 61 %. Bei BSW und AfD finden wir 
darüber hinaus einen deutlich erhöhten An-
teil derjenigen, die die Prozesse der repräsen-
tativen Demokratie ablehnen. Das Gegenstück 

zu den BSW- und AfD-Anhänger*innen bil-
den in dieser Hinsicht jene der Grünen: Hier 
äußern sich in den ungewichteten Daten nur 
drei Personen ablehnend gegenüber demo-
kratischen Prozessen. Gewichtet ist dies ein 
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Gewichtete Angaben auf Basis von 1.485 Befragten.

Abbildung 24: Unterstützung demokratischer Prozesse nach Altersgruppen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Gewichtete Angaben auf Basis von 1.485 Befragten.

Abbildung 23: Unterstützung demokratischer Prozesse nach Geschlecht
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Anteil von lediglich 0,3  %. Daneben findet 
sich eine hohe Unterstützung demokratischer 
Prozesse auch bei der CDU, der SPD und der 
Linken.

Schließlich werfen wir noch einen Blick auf 
Unterschiede nach Bildungsgruppen (ohne 
Abbildung). Unter Menschen mit Abitur ist 
der Anteil der Unterstützer*innen demokrati-
scher Prozesse deutlich höher (76 %) als in 
der Gruppe ohne Abitur (53 %), ein Studium 
hat einen ähnlichen Effekt. Umgekehrt verhält 
es sich mit dem Einfluss einer Berufsausbil-
dung auf die Unterstützung der Prozesse ei-
ner repräsentativen Demokratie: Menschen 
mit Berufsausbildung sind seltener uneinge-
schränkt unterstützend (60 %), aber häufiger 
unentschieden (34 %) als solche ohne Berufs-
ausbildung (Unterstützung: 65 %; unentschie-
den: 25 %).

Ist die Demokratie „the only game in 
town“? Unterstützung demokratischer 
Institutionen im Vergleich der Bundesländer

Die Befunde zum Zustand der Demokratie in 
Niedersachsen im NDM 2025 sind bisher ge-
mischt. Während die Zufriedenheit mit dem 
Zustand der Demokratie weiter rückläufig ist, 
Parteien sowie Politiker*innen weiterhin mit 
großer Skepsis betrachtet werden und die Zu-
friedenheit mit der Politik der Bundesregie-
rung sehr gering ist, sinkt der Anteil derje-
nigen, die die Prozesse der repräsentativen 
Demokratie rundheraus ablehnen. Außerdem 
erfreut sich die niedersächsische Landesre-
gierung eines hohen Zuspruchs. Um diesem 
gemischten Bild ein weiteres Mosaiksteinchen 
hinzuzufügen, untersuchen wir, ob demokra-
tische Institutionen in Niedersachsen unum-
stritten sind. In Anlehnung an eine griffige 
Formulierung von Juan Linz und Alfred Ste-
pan (1996), die diese beiden Autoren in den 
1990er Jahren im Zusammenhang mit der 
Diskussion um die Konsolidierung der Demo-
kratie geprägt haben, fragen wir, ob Demokra-
tie „the only game in town“ ist. Dazu bedie-
nen wir uns eines neuen Moduls im Nieder-
sächsischen Demokratie-Monitor. In Koopera-
tion mit anderen Ländermonitoren haben wir 

eine Fragebatterie entwickelt, in der wir un-
sere Befragten zunächst fragen, ob sie glau-
ben, dass „die Demokratie […] das politische 
System [ist], das am besten zu unserer Ge-
sellschaft passt“. Anschließend konfrontieren 
wir die Befragten mit undemokratischen Sys-
temalternativen und bitten sie, anzugeben, 
inwiefern sie diese undemokratischen Herr-
schaftselemente gutheißen oder ablehnen. 
Wir präsentieren drei konkrete Aussagen:
	■ „Was Deutschland jetzt braucht, ist eine 

einzige starke Partei, die den Willen des 
Volkes insgesamt verkörpert.“

	■ „Politische Entscheidungen sollten von 
einer starken Führungspersönlichkeit ge-
troffen werden, die keine Rücksicht auf 
das Parlament nehmen muss.“

	■ „Unter bestimmten Umständen ist eine 
Diktatur die bessere Staatsform.“

Im Unterschied zur Messung der Unterstüt-
zung demokratischer Prozesse im vorange-
gangenen Abschnitt, die wir mit dem Rep-
Dem-Index erfassen, zielt diese Fragebatterie 
auf institutionelle Charakteristika der Demo-
kratie. Das Phänomen, dass eine prinzipielle 
Unterstützung der Demokratie mit der Akzep-
tanz undemokratischer Herrschaftselemente 
einhergehen kann, bezeichnen Kirsch und 
Welzel (2018) als „authoritarian notions of de-
mocracy“. Schedler und Sarsfield (2007) er-
kennen in jenen Menschen, die Demokratie als 
abstrakte Idee unterstützen, gleichzeitig aber 
zentrale Prinzipien der liberalen Demokratie 
ablehnen, „democrats with adjectives“ – die 
sprachliche Analogie zu Viktor Orbáns „illibe-
raler Demokratie“ ist unverkennbar. Mit Hilfe 
unseres Messinstruments können wir feststel-
len, ob auch in Niedersachsen die Unterstüt-
zung der Demokratie einhergeht mit Präferen-
zen für undemokratische Systemalternativen. 
Da dieses Modul auch in anderen Länder-
monitoren abgefragt wird, können wir zudem 
vergleichen, wie Niedersachsen im Länderver-
gleich dasteht.

Anders als bei den meisten Fragen im NDM 
verwenden wir für die Abfrage der Antworten 
eine sechsstufige Skala. Sie reicht vom Wert 1 
für „stimme voll und ganz zu“ bis zum Wert 6 
für „stimme überhaupt nicht zu“ und erinnert 
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damit an Schulnoten.11 Wir verwenden diese 
modifizierte Antwortskala, um Daten zu erhal-
ten, die mit jenen der anderen Ländermoni-
tore, die dieses Modul implementieren, ver-
gleichbar sind.

Zunächst können wir feststellen, dass die 
Demokratie in den Augen unserer Befragten 
sehr gut zu unserer Gesellschaft passt. Le-
diglich 7 % der Befragten äußerten sich ab-
lehnend, während 93  % die Demokratie für 
passfähig halten. Dieses Ergebnis scheint auf 
den ersten Blick auf eine ungetrübte Unter-
stützung demokratischer Institutionen hinzu-
deuten. Allerdings trübt sich das Bild deut-
lich, sobald wir auf die Zustimmung zu un-
demokratischen Alternativen blicken. Mit 52 % 
meinen mehr als die Hälfte der Menschen in 
Niedersachsen, dass Deutschland eine einzige 
starke Partei brauche. Immerhin noch 30  % 
befürworten, von einer starken Führungsper-
sönlichkeit ohne parlamentarische Kontrolle 
regiert zu werden. Lediglich die offene Unter-
stützung für eine Diktatur hält sich mit 10 % 
klar in Grenzen.

Wie im Fall der Unterstützung der Prozesse 
repräsentativer Demokratien können wir auf 

11	 Anders als unsere klassische fünfstufige Ant-
wortskala mit der Mittelkategorie „teils/teils“ bie-
tet diese sechsstufige Skala keinen Skalenmittel-
punkt. Die Befragten müssen sich für Zustimmung 
oder Ablehnung entscheiden. Auf der sechsstufi-
gen Skala interpretieren wir Werte von 3 und weni-
ger als Zustimmung und Werte von 4 und mehr als 
Ablehnung.

der Grundlage des gemeinsamen Moduls der 
Ländermonitore auch drei Einstellungstypen 
unterscheiden (siehe Abbildung 25). All die-
jenigen, die der Demokratie Passfähigkeit zu 
unserer Gesellschaft attestieren und keiner 
einzigen der drei undemokratischen System-
alternativen zustimmen, bezeichnen wir als 
Demokrat*innen. Sie machen mit nur 40  % 
weniger als die Hälfte der Menschen in Nie-
dersachsen aus. Die Gruppe der Demokrat*in-
nen ist damit fast sechsmal größer als die-
jenige der eingefleischten Antidemokrat*in-
nen (7 %), die die Demokratie ablehnen und 
mindestens eine der Systemalternativen un-
terstützen. Die mit Abstand größte Gruppe 
ist mit 53 % jene der fragilen Demokrat*in-
nen. Sie halten die Demokratie zwar für ein 
unserer Gesellschaft angemessenes System, 
stimmen aber mindestens einer der undemo-
kratischen Systemalternativen zu. Addieren 
wir zu den 53 % der fragilen Demokrat*innen 
noch die 7 % Antidemokrat*innen, dann müs-
sen wir feststellen, dass deutlich mehr als die 
Hälfte der Befragten in Niedersachsen bereit 
wären, zumindest Einschränkungen demo-
kratischer Prinzipien wie Parteienpluralismus 
und parlamentarische Kontrolle der Regie-
rung oder gar ein offen diktatorisches Regime 
zu tolerieren. Damit ist der Anteil derjenigen, 
die in Niedersachsen als Antidemokrat*innen 
demokratische Institutionen infrage stellen, 
ebenso hoch wie jener, die die Prozesse der 
repräsentativen Demokratie ablehnen – die 
Überschneidungen zwischen beiden Gruppen 
sind hoch.

7 % 53 % 40 %

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

Antidemokrat*innen fragile Demokrat*innen Demokrat*innen

Demokratietypen

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.475 Befragten.

Abbildung 25: Demokratietypen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann 
die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Um einschätzen zu können, ob diese Werte 
hoch oder vielleicht sogar alarmierend hoch 
sind, können wir einen Schwellenwert von 
Larry Diamond (1999, S. 68) heranziehen. Ihm 
zufolge sollten 75 % der Menschen die Prinzi-

pien der Demokratie unterstützen und nicht 
mehr als 15 % sollten sie aktiv infrage stellen, 
damit die Stabilität der Demokratie langfris-
tig gewährleistet ist. Noch sind wir in Nieder-
sachsen mit 7 % Ablehnung von Institutionen 

58 % 38 %

10 % 48 % 42 %

männlich

weiblich

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

Antidemokrat*innen fragile Demokrat*innen Demokrat*innen

Demokratietypen nach Geschlecht

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.475 Befragten.

Abbildung 26: Demokratietypen nach Geschlecht
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Demokratietypen nach Altersgruppen

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.475 Befragten.

Abbildung 27: Demokratietypen nach Altersgruppen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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und Prozessen von der 15-%-Quote ein Stück 
weit entfernt. Die loyale Unterstützung von 
75 % erreichen wir aber schon nicht mehr. 

Schlüsseln wir die Anteile der drei Demo-
kratietypen nach soziodemografischen Merk-
malen und Parteipräferenzen auf, so finden 
wir bei den Frauen mit 10 % einen höheren 
Anteil an Antidemokratinnen als unter den 
Männern (3 %). Dafür ist unter den Männern 
der Anteil der fragilen Demokraten um 10 Pro-
zentpunkte höher als bei den Frauen (siehe 
Abbildung 26). Betrachten wir Altersgruppen, 
so erkennen wir bei den Demokrat*innen eine 
augenscheinlich u-förmige Beziehung. In der 
jüngsten Altersgruppe ist deren Anteil mit 
54  % überdurchschnittlich hoch, sinkt dann 
aber mit steigendem Alter bis auf 24 % bei 
den 60- bis 69-Jährigen ab und steigt da-
nach auf 38 % an. Bei den über 80-jährigen 
Befragten sinkt der Anteil der Demokrati*in-
nen dann wieder auf 26 %.

In Bezug auf den Zusammenhang zwi-
schen Parteipräferenzen und Demokratie-
typen erkennen wir ein recht klares Links-
Rechts-Muster. Linken- und Grünen-Anhän-
ger*innen gehören zu den Unterstützer*innen 
der Demokratie und hegen kaum Präferenzen 
für undemokratische Formen des Regierens. 
Bei allen anderen Parteien hingegen liegt der 
Anteil der fragilen Demokrat*innen bei 53 % 
und höher, bei SPD, BSW und AfD finden wir 
sogar einen bedeutsamen Anteil an Antide-
mokrat*innen, die nicht glauben, dass die De-
mokratie das System sei, das am besten zu 
unserer Gesellschaft passt.

Doch wie steht Niedersachsen in Bezug 
auf die Unterstützung demokratischer Insti-
tutionen im Vergleich mit anderen Bundes-
ländern da? Vergleichbare Zahlen aus dem 
gemeinsamen Ländermonitore-Modul liegen 
bisher für Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz und das Saarland vor. Sie sind in Ta-
belle 2 dokumentiert.
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Demokratietypen nach Parteipräferenz

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.300 Befragten.

Abbildung 28: Demokratietypen nach Parteipräferenz
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann 
die Gesamtsumme von 100 % abweichen. Angaben zur FDP und zum BSW sind auf Grund der geringen Fallzahlen mit 
einer hohen Unsicherheit behaftet.
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Im Bundesländer-Vergleich fällt zunächst 
auf, dass der Anteil der Antidemokrat*innen 
in allen Bundesländern und zu allen Befra-
gungszeitpunkten deutlich im einstelligen Be-
reich liegt. Offene Ablehnung der Demokratie 
spielt also in Deutschland eine zwar geringe, 
aber erschreckend stabile Rolle. Aktuell ist der 
oben bereits zitierte Schwellenwert von Larry 
Diamond von maximal 15 % Antidemokrat*in-
nen noch nicht erreicht.

Zugleich beobachten wir jedoch einen er-
heblichen Zuwachs beim Anteil der fragi-
len Demokrat*innen in Nordrhein-Westfalen 
seit 2023. Er steigt von 27 % auf 42 %. Ent-
sprechend weniger Menschen in NRW kön-
nen wir als uneingeschränkte Demokrat*innen 
bezeichnen. Deren Anteil sinkt von 62 % auf 
44 %. Damit fällt der Anteil der Demokrat*in-
nen dort auf einen Wert, den wir aktuell auch 
in den anderen drei Bundesländern beob-
achten. Sowohl in Niedersachsen als auch 
in Rheinland-Pfalz und dem Saarland fallen 
40–45 % der Befragten in die Gruppe der De-
mokrat*innen. Damit finden wir in allen vier 
Bundesländern nur bei weniger als der Hälfte 
der Befragten uneingeschränkte Unterstüt-
zung demokratischer Institutionen. In Nieder-
sachsen – aber auch im Saarland – ist die-
ser Befund umso dramatischer, als dort der 
Anteil der fragilen Demokrat*innen jenen der 
Demokrat*innen deutlich übersteigt. In Nie-
dersachsen beobachten wir im Vergleich so-
gar den mit Abstand höchsten Anteil fragiler 
Demokrat*innen.

Zwischenfazit

Die Niedersächsinnen und Niedersachsen 
sind bis weit hinein ins Lager der Unterstüt-
zer*innen der beiden Regierungsparteien un-
zufrieden mit der Politik der Bundesregie-
rung. Diese Unzufriedenheit hat bisher zwar 
noch keine Auswirkungen auf die Unterstüt-
zung der Demokratie als Regierungsform, die 
in Niedersachsen nach wie vor hoch ist. Al-
lerdings mehren sich die Anzeichen, dass de-
mokratische Prozesse und Institutionen unter 
Druck geraten. So steigt der Anteil derjenigen, 
die die Prozesse repräsentativer Demokratien 
hinterfragen. Auch die Demokratiezufrieden-
heit nimmt ab. Erstmals seit der ersten NDM-
Befragung im Jahr 2019 ist der Anteil der Un-
zufriedenen höher als jener der Zufriedenen. 
Und im Vergleich der Bundesländer sticht 
Niedersachsen mit dem höchsten Anteil fra-
giler Demokrat*innen heraus: 53  % der Be-
fragten geben an, die Demokratie prinzipiell 
zu unterstützen, zeigen sich gleichzeitig aber 
offen für nicht-demokratische Systemalter-
nativen. Ein Lichtblick liegt im Föderalismus. 
Die niedersächsische Landesregierung fin-
det breite Unterstützung auch unter Anhän-
ger*innen der größten Oppositionspartei, der 
CDU. Hier liegt Potenzial für eine Stabilisie-
rung der Demokratie in einem ansonsten zu-
nehmend demokratieskeptischen Umfeld.

Tabelle 2: Demokratietypen im Ländervergleich

Bundesland Anteil  
„Demokrat*innen“

Anteil  
„Fragile 
Demokrat*innen“

Anteil  
„Antidemo-
krat*innen“

Nicht  
zuzu­
ordnen

Niedersachsen 2025 40 53 7 1
Nordrhein-Westfalen 2023 62 27 5 6
Nordrhein-Westfalen 2025 44 42 7 6
Rheinland-Pfalz 2025 45 44 7 5
Saarland 2025 40 48 7 6

Anmerkungen: Eigene Berechnung auf der Grundlage der Daten des NDM 2025. Alle Angaben in Prozent der Befrag-
ten. Die Vergleichsdaten für Nordrhein-Westfalen sind entnommen aus Landeszentrale für politische Bildung Nordrhein-
Westfalen (2023, 2026). Die Angaben für Rheinland-Pfalz und das Saarland beruhen auf einer persönlichen Kommunika-
tion mit dem Autorenteam der beiden Ländermonitore. Auf Grund von Rundungen kann die Gesamtsumme von 100 % 
abweichen.
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3.3	 Die Rechtsverschiebung 
der politischen Landschaft 
Niedersachsens

In den vorangegangenen Kapiteln haben wir 
uns intensiv mit Vertrauen in Institutionen 
und politische Akteur*innen sowie der Un-
terstützung der Prozesse der repräsentativen 
Demokratie beschäftigt. Die Politikwissen-
schaft spricht von der Dimension der Polity 
– dem politischen Rahmen – und den Politics 
– dem politischen Prozess (Rohe 1994, S. 61–
81). Es fehlt noch eine dritte Dimension, die 
der Politikinhalte, die Dimension der Policy 
(Rohe 1994, S. 77). Diese wird in Themen sowie 
in den politischen Richtungsbegriffen Links-
Rechts erfasst.

Seit Beginn der Erhebungen des NDM 
im Jahr  2019 fragen wir auf einer elfstufi-
gen Links-Rechts-Skala nach der ideologi-
schen Selbsteinschätzung unserer Befragten, 
wobei der Wert 1 für eine sehr linke und der 
Wert 11 für eine sehr rechte Position steht. In 
den vergangenen Befragungswellen haben wir 
eine starke Tendenz zur Mitte-Positionierung 
der niedersächsischen Bevölkerung gefun-
den (Franzmann und Helmer 2022; Harfst et 
al. 2024). Auch die (kognitive) Polarisierung 
einzelner Sachfragen war über die Themen 
gleichgeschlechtlicher Elternschaft bis hin zu 
Energiewende und Klima überwiegend mode-
rat (Harfst et al. 2024). Ist diese Mitte-Tendenz 
stabil geblieben? Dies wäre ein erstaunlicher 
Befund angesichts der aktuellen Diskussionen 
um einen Rechtsruck und Polarisierung in Ge-
sellschaft und Politik (z. B. Beck et al. 2025; 
Blickle et al. 2025).

Diese Diskussionen stützen sich auf die 
Wahlergebnisse der AfD, die seit ihrer Grün-
dung 2013 zunehmend große Stimmenge-
winne erzielt, den Einzug weiterer Parteien 
wie des BSW in viele ostdeutsche Landtage 
und das sich grundsätzlich stärker fragmen-
tierende Parteiensystem (Latsch 2025). Dem 
gegenüber stehen Befunde aus der Soziolo-
gie, die eine Polarisierung auf gesellschaftli-
cher Ebene zumindest nicht in dem Ausmaß 
finden, wie die Entwicklung der Wahlergeb-
nisse und die des Parteiensystems vermuten 
lassen (Hudde 2025b; Mau et al. 2023, S. 18–

19). Schon der Begriff eines Rechtsrucks lässt 
außer Acht, dass auch Parteien wie die Linke 
im Schnitt seit 2005 relativ stabile Ergebnisse 
von knapp 10 % bei Bundestagswahlen erzie-
len konnten, es also keinen ruckartigen Ein-
bruch der Anhängerschaft dieser Partei gab. 
Wir müssen hier zunächst eine begriffliche 
und konzeptionelle Klarheit einführen, was 
genau unter Rechtsruck und Polarisierung 
verstanden werden kann. Nach dieser begriff-
lichen Klärung können wir anhand unseres 
Materials zeigen, dass wir in Niedersachsen 
keinen Rechtsruck, sondern eine asymmetri-
sche Polarisierung auf der rechten Seite des 
politischen Spektrums verzeichnen können, 
während die linke Seite der Verteilung unver-
ändert bleibt – also eine Rechtsverschiebung.

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick 
über die in der Studie verwendeten Begriff-
lichkeiten, um die Bedeutungen von und Ab-
grenzungen zwischen den Begriffen (De-)Po-
larisierung, Rechtsverschiebung und ideolo-
gischer „Ruck“ zu klären. Die Spalten bezie-
hen sich auf Veränderungen in der Häufigkeit 
rechter Einstellungen und die Reihen auf Ver-
änderungen der Häufigkeit linker Einstellun-
gen, sodass eine 3x3-Matrix entsteht (siehe 
Tabelle 3). 

Eine ideologische Polarisierung12 entsteht 
also durch einen Anstieg sowohl der linken 
als auch der rechten Positionen, Einstellun-
gen und Themenpräferenzen, wodurch die 
Mitte schrumpft und die Ränder größer wer-

12	 Wir konzentrieren uns hier vorwiegend auf die 
ideologische (kognitive) Polarisierung, die sich auf 
die Verteilung von Einstellungen in der Gesell-
schaft bezieht (Roose und Steinhilper 2022). Davon 
zu unterscheiden ist das aus der Sozialpsycholo-
gie stammende Konzept der „affektiven Polarisie-
rung“, die sich auf die Beziehung zwischen Indivi-
duen bezieht. Von affektiver Polarisierung sprechen 
wir, wenn ich eine bestimmte Person als „böse“ 
ablehne, wenn ich weiß, welche politische Partei 
sie unterstützt (Roose und Steinhilper 2022). Die-
ses Konzept wurde aus dem US-Kontext mittler-
weile erfolgreich auch auf den europäischen Kon-
text übertragen (Renström et al. 2023; Wagner 2021). 
Beide Arten der Polarisierung – affektiv und ideo-
logisch – können, müssen aber nicht miteinander 
zusammenhängen. Wir werden diesen Zusammen-
hang im Fazit dieses Kapitels kurz aufgreifen.
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den. Dies ist in der obigen Tabelle in der 3x3-
Matrix ganz rechts unten dargestellt. Dem ge-
genüber steht die De-Polarisierung, die in-
folge einer Abnahme sowohl linker als auch 
rechter Einstellungen entsteht. Dies ist in der 
Matrix in dem Feld links oben zu finden. Gibt 
es keinerlei Veränderung auf der linken und 
rechten Seite, gibt es auch keine Veränderung 
des Polarisierungsniveaus. Hier ist zu beach-
ten, dass wir Polarisierung als Prozess einer 
zusätzlichen Ideologisierung auffassen – das 
heißt, eine Nicht-Veränderung könnte auch 
bedeuten, dass eine hoch polarisierte Gesell-
schaft unverändert polarisiert bleibt.

Wann sprechen wir im Folgenden von ei-
nem Rechts- oder Linksruck? Nur dann, wenn 
rechte (linke) Einstellung signifikant angestie-
gen sind und gleichzeitig linke (rechte) Ein-
stellungen signifikant gesunken sind. Dies 
ist in der 3x3-Matrix rechts oben – für ei-
nen Rechtsruck – bzw. links unten – für einen 
Linksruck – dargestellt. Davon zu unterschei-
den ist schließlich die Rechtsverschiebung 
(Linksverschiebung). Aktuell beobachten wir 
keine klassische symmetrische Polarisierung 
zweier gleich stark verhärteter Lager, son-
dern eine asymmetrische Polarisierung, die 
sich gegenwärtig in einer Rechtsverschiebung 
manifestiert.

Der Begriff der asymmetrischen Polarisie-
rung ist keine neue Erfindung von uns, auch 
wenn wir eine eigenständige Auslegung prä-
sentieren. Der Begriff wurde im vergangenen 

Jahrzehnt vor allem zur Beschreibung der po-
litisch-gesellschaftlichen Entwicklung in den 
USA verwendet und kritisch diskutiert (But-
ler 2009; Hacker und Pierson 2015). Dort wird 
er häufig zur Beschreibung einseitiger Radi-
kalisierungsprozesse politischer Akteur*innen 
verwendet (Lütjen 2016). 

Die hier gewählte Verwendung unterschei-
det sich davon: Asymmetrie bezeichnet nicht 
eine unterschiedliche „Verantwortung“ poli-
tischer Lager, sondern die empirisch beob-
achtbare gesellschaftlich ungleiche Vertei-
lung von Konfliktintensität über Themen, Be-
völkerungsgruppen, politische Akteur*innen 
wie Verbände und Parteien sowie politische 
Dimensionen hinweg. Der Begriff klingt zu-
nächst paradox, weil wir gewohnt sind, Pola-
risierung als die Entfernung zweier Pole zu 
verstehen. Doch gerade dieses Gegensatzpaar 
verdeutlicht die veränderte Herausforderung 
für die Demokratie.

Beide Formen – „klassische“ wie asymmet-
rische Polarisierung – erschweren demokrati-
sche Konfliktlösung. Sie unterscheiden sich in 
dem „Wer“ und dem „Was“ der Polarisierung. 
Die klassische Sichtweise lautet: Polarisierung 
vereinfacht die soziale Interaktion, auch wenn 
diese Vereinfachung selten in friedlichen In-
teraktionsformen mündet (Schmitt 2022, S. 36 
in Anlehnung an Galtung). Im äußersten Fall 
herrscht dann einfach (Bürger-)Krieg. Asym-
metrische Polarisierung bezeichnet nun ei-
nen gesellschaftlichen Prozess, in welchem 

Tabelle 3: Das begriffliche Spannungsfeld zwischen (De-)Polarisierung, 
asymmetrischer Polarisierung und ideologischem „Ruck“

Rechte Einstellungen und Selbsteinschätzungen
Abnahme unverändert Anstieg 

Li
nk

e 
Ei

ns
te

llu
ng

en
 u

nd
 

Se
lb

st
ei

ns
ch

ät
zu

ng
en

Abnahme De-Polarisierung Einseitige De-Polarisierung Rechtsruck
unverändert Einseitige 

De-Polarisierung
Unverändertes 
Polarisierungsniveau

Rechtsverschiebung
(als Teil einer asym-
metrischen Polarisie-
rung, die stärker rechts 
als links erfolgt)

Anstieg Linksruck Linksverschiebung
(als Teil einer asymmetri-
schen Polarisierung, die stär-
ker links als rechts erfolgt)

Polarisierung

Anmerkung: Eigene Darstellung.
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die Konfliktmuster kompliziert und eben 
nicht einfach sind – und diese Kompliziert-
heit die Konfliktauseinandersetzung anfacht. 
Dies sei noch einmal auf theoretischer Ebene 
veranschaulicht. Grundsätzlich gründet poli-
tische Polarisierung innerhalb eines politi-
schen Kontextes13 abstrakt auf den folgenden 
Elementen: „(1) Unterschiede zwischen indivi-
duellen Akteuren, (2) Unterschiede zwischen 
kollektiven Akteuren, und (3) Unterschiede 
zwischen kollektiven Akteuren im Verhält-
nis zu individuellen Akteuren“ (Schmitt 2022, 
S. 41). Dabei kommt eine vierte Ebene in der 
Ausdifferenzierung des dritten Punktes hinzu, 
nämlich dass der Polarisierungsgrund selbst 
in der Konstitution der Gruppe liegt (Schmitt 
2022, S. 41).

Dies sei kurz mit einem konkreten Bei-
spiel veranschaulicht: Klassisch entstehen aus 
unterschiedlichen Einkommens- und Vermö-
gensgruppen Klassen von Armen und Reichen, 
die wiederum durch unterschiedliche Parteien 
repräsentiert werden (zum Beispiel bürger-
liche Parteien vs. Arbeiterparteien), die sich 
wiederum innerhalb der Lager in mehrere 
Parteien aufteilen und in der Ansprache der 
Individuen unterscheiden können. Der Klas-
senkonflikt ist hier das traditionelle Beispiel. 
Die U-Form – die massive Ausprägung der 
Ränder – zeigt dies bei voller Entwicklung des 
Klassenkonfliktes über Individuen, zwischen 
gesellschaftlichen Gruppen (Unternehmer*in-
nen und Gewerkschaften) und Parteien an. 
Der Polarisierungsgrund und die sie tragen-
den Akteur*innen sind bekannt. Sie können 
sich bis auf das Blut hin gegenseitig bekämp-
fen – oder bei Akzeptanz der Unterschiede 
Kompromisse suchen, eben weil die Situation 
„einfach“ ist.

Asymmetrische Polarisierung bezeichnet 
demgegenüber eine kompliziertere Lage. Sie 
meint nicht, dass keine Polarisierung vorliegt. 
Sie meint vielmehr, dass „Wer“ und „Was“ der 

13	 Streng genommen ist dies noch eine weitere vierte 
mögliche Polarisierungsebene: die geteilte Wahr-
nehmung des politisch-gesellschaftlichen Kontex-
tes. Zur Entlastung des hier schon recht komplexen 
Kapitels wird dies erst in Folgepublikationen ver-
tieft diskutiert.

Polarisierung nicht mehr systematisch mitei-
nander verbunden sind. Von einem einzelnen 
Thema lässt sich nicht zuverlässig auf die zu-
grunde liegende politische Dimension, auf die 
Gesamtkonstellation der Akteur*innen oder 
auf die betroffenen Bevölkerungsgruppen 
schließen. Wie das folgende Kapitel zeigen 
wird, liegt die gegenwärtige Asymmetrie vor 
allem in einer strukturellen Ungleichzeitigkeit 
zwischen der Ebene individueller Einstellun-
gen, der Ebene kollektiver Akteur*innen und 
der Ebene parteipolitischer Zuspitzung. Mit 
Blick auf das Nordwest-Kapitel kommt hinzu, 
dass auch räumliche Kontexte – etwa Wohn-
ort, Kreis, Stadt-Land-Unterschiede oder spe-
zifische regionale Konfliktlagen – die Kon-
fliktstruktur nicht einheitlich in eine Richtung 
prägen.

Während bei klassischer Polarisierung die 
Konfliktparteien zumindest in der Regel wis-
sen, worüber sie streiten, bedeutet asymme-
trische Polarisierung zugespitzt: Wir reden 
häufiger aneinander vorbei, emotionalisie-
ren Konflikte stärker und verstehen zugleich 
immer weniger, warum andere Gruppen oder 
Akteur*innen bestimmte Fragen anders ge-
wichten. Die demokratische Gefährdung liegt 
deshalb nicht nur in der Zuspitzung selbst, 
sondern in der Unübersichtlichkeit der Zu-
spitzung. Kompromissbildung wird schwie-
riger, weil unklarer wird, welcher Konflikt ei-
gentlich bearbeitet werden muss: ein Sach-
konflikt, ein kultureller Deutungskonflikt, ein 
parteipolitischer Lagerkonflikt, ein regionaler 
Strukturkonflikt oder ein affektiv aufgeladener 
Identitätskonflikt.

Unser Befund spiegelt die Befunde im 
Werk „Triggerpunkte“ der Soziologen Stef-
fen Mau, Thomas Lux und Linus Westheu-
ser (2023), ergänzt sie aber um einen Blick-
winkel. Mau et al. (2023) finden, dass viele 
Einzelsachfragen konsensual erscheinen, 
während Einzelthemen als Trigger fungieren 
und zu emotionalen Eruptionen in der poli-
tischen Auseinandersetzung führen. Sie fas-
sen dies als „Politisierung ohne Polarisie-
rung“ ausgehend von der symmetrischen Po-
larisierung zwischen AfD und Grünen (Mau 
et al. 2023, S. 384), die auch wir im weite-
ren Verlauf dieses Abschnitts finden und im 
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NDM 2023 als „Parteipolitisierung“ (Harfst et 
al. 2024, S. 38) bezeichnen.

Der aktuelle NDM deutet nun darauf hin, 
dass diese „affektpolitische Aufladung ent-
lang von Triggerpunkten“ (Mau et al. 2023, 
S. 384) inzwischen stärker mit einer Rechts-
verschiebung und einer asymmetrischen Po-
larisierung verbunden ist. Damit entsteht eine 
Lage, in der nicht nur einzelne Konflikte emo-
tionalisiert werden, sondern in der sich Kon-
fliktintensität, parteipolitische Zuspitzung, ge-
sellschaftliche Gruppenbezüge und räumliche 
Kontexte ungleich miteinander verschränken. 
Genau deshalb reichen die Begriffe Politisie-
rung oder Parteipolitisierung allein nicht mehr 
aus. Die Begriffe Rechtsverschiebung und 
asymmetrische Polarisierung erfassen die ge-
genwärtige Situation präziser: als Entwicklung 
hin zu einer tatsächlichen und nicht nur „be-
schworenen Polarisierung“, die bei Mau et al. 
(2023, S. 385) schon als möglich erachtet wird. 
Diese Gesamtdiagnose beruht auf den fol-
genden Analysen der ideologischen Links-
Rechts-Verortung, der themenspezifischen 
Polarisierung innerhalb unterschiedlicher Po-
litikdimensionen und der Parteipolitisierung.

Der Bedeutungsinhalt von Links-Rechts

Das Links-Rechts-Schema kann als eine ge-
neralisierte Kommunikationsheuristik auf-
gefasst werden, das die einzelnen Themen-
ausrichtungen quasi als „Super-Sachthema“ 
absorbiert und bündelt (Dalton 2008; Fuchs 
und Klingemann 1990; Luhmann 1981). Auf 
abstrakter Ebene beschreibt „links“ dabei ein 
Streben nach mehr Gleichheit und „rechts“ die 
Rechtfertigung eines gewissen Ausmaßes an 
Ungleichheit (Bobbio 1996; Inglehart 1984). Die 
inhaltliche Bedeutung der Begriffe kann sich 
dementsprechend im Laufe der Zeit und in 
unterschiedlichen Kontexten verändern und 
unterscheiden. Sie wird jeweils zwischen den 
Akteur*innen im politischen Diskurs kontext-
bezogen verhandelt (Ignazi 2003). Die seit 
Jahren geführte Debatte über die Geltung der 
Links-Rechts-Unterscheidung hat in den ver-
gangenen Jahren weitere Dynamik aufgenom-
men. Einigkeit herrscht, dass die vorwiegend 

an ökonomischen Streitfragen orientierte 
Links-Rechts-Dimension – links als eine Be-
fürwortung von größeren Staatseingriffen und 
Umverteilung, rechts als eine Befürwortung 
einer möglichst freien Marktwirtschaft – durch 
gesellschaftspolitische Themen ergänzt und 
erweitert wurde. Auf der einen Seite stehen 
diejenigen, die sich für gesellschaftliche Mo-
dernisierung, universalistische Werte sowie 
Klimaschutz aussprechen, auf der anderen 
Seite die Traditionalist*innen und Personen, 
die sich für autoritäre und nationale Lösun-
gen einsetzen (z. B. Marks et al. 2006; Oesch 
und Rennwald 2018; Zollinger 2024). Auf der 
eindimensionalen Links-Rechts-Achse werden 
diese beiden Unterdimensionen – die kultu-
relle und die ökonomische – aggregiert, um 
eine zusammengefasste Verteilung zu erhal-
ten. Dabei ist auch möglich, dass sich Positio-
nen auf den beiden Unterdimensionen unter-
scheiden, also beispielsweise progressive ge-
sellschaftspolitische Werte mit der Befürwor-
tung einer möglichst freien Marktwirtschaft 
einhergehen (Jankowski et al. 2022). 

Lange galt die Annahme, dass Wähler*in-
nen in der Lage sind, politische Parteien und 
sich selbst eindeutig auf dieser eindimensio-
nalen Links-Rechts-Achse zu verorten – ob-
wohl sich ihr Bedeutungsgehalt wandelt und 
der politische Wettbewerb tatsächlich in zwei 
Dimensionen ausgetragen wird. Allerdings gibt 
es zunehmend Zweifel daran, ob das Links-
Rechts-Verständnis über verschiedene Bevöl-
kerungsgruppen hinweg tatsächlich einheit-
lich ist (Bauer et al. 2017; van der Meer et al. 
2024). So können wir mit hoher Wahrschein-
lichkeit annehmen, dass hinter der Einord-
nung der CDU als „rechts“ andere Ideen ste-
hen als hinter der Einschätzung der AfD als 
„rechts“. Gleiches gilt vermutlich für die Ver-
ortung der SPD, der Grünen und der Linken 
als „links“.

Wir teilen diese Sichtweise, haben aber 
auch gar nicht die Erwartung an die Links-
Rechts-Selbsteinschätzungsfrage unseres Fra-
gebogens, dass sie von allen Befragten einheit-
lich interpretiert wird. Gemäß der oben skiz-
zierten Theorie des generalisierten Kommu-
nikationsmediums wird offengelassen, wie die 
Begriffe von den Befragten inhaltlich verstan-
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den und ausgelegt werden. Es reicht, dass die 
Bevölkerung in der Lage ist, sich grob ideo-
logisch zu orientieren, und sich über diese 
Standpunkte verständigen kann. So ordnet 
zum Beispiel ein Großteil der deutschen Be-
fragten die Parteien im Deutschen Bundestag 
einheitlich von links nach rechts in der Rei-
henfolge Linke – Grüne – SPD – CDU – CSU 
– AfD ein; das heißt, trotz allen Abgesangs auf 
die Geltung der Links-Rechts-Dimension ist 
es empirisch so, dass die deutsche Bevölke-
rung eine sehr klare Vorstellung hat, wie die 
Parteien im politischen Raum zu verorten sind 
(Dippel et al. 2022).

Wir schauen daher zunächst auf die ge-
samte Links-Rechts-Selbsteinschätzung unse-
rer Befragten im Zeitverlauf und in Kombina-
tion mit soziodemografischen Merkmalen. Um 
die inhaltliche Bedeutung der Links-Rechts-
Unterscheidung zu verstehen, kombinieren wir 
daraufhin die Links-Rechts-Selbsteinschätzung 
mit einer umfangreichen Fragebatterie zu ein-
zelnen Sachthemen. Anschließend ermitteln 
wir ihre Beziehung zum Parteiensystem über 
die Berücksichtigung der Parteiensympathien. 
Hierdurch lassen sich die unterschiedlichen 
Bedeutungsdimensionen und ideologischen 
Positionen, die der Links-Rechts-Selbstein-
schätzung gesellschaftspolitisch, ökonomisch, 
außenpolitisch und auch demokratiepolitisch 
im Sinne der Unterstützung oder Ablehnung 
des politischen Systems der Bundesrepublik 
zugrunde liegen, abbilden.

Die Abnahme der Mitte

Die Positionierung exakt in der Mitte der 
Skala war in allen bisherigen NDM-Erhebun-
gen mit einem Anteil von 38 % bis 53 % die 
mit Abstand beliebteste Antwortoption. Wei-
terführende Untersuchungen mit NDM-Daten 
aus den Jahren 2021 und 2023 konnten zei-
gen, dass eine mittige Selbstpositionierung 
auf der Links-Rechts-Achse mitunter mit ei-
ner Zustimmung der Befragten zu eher kon-
servativen politischen Einstellungen sowie ei-
nem Vertrauen zu rechten oder sogar rechts-
radikalen Parteien einhergehen kann (Franz-
mann und Helmer 2022; Harfst et al. 2024). 

Darin zeigte sich, dass die politische Mitte ein 
umkämpfter Raum ist, in dem sich verschie-
dene, ambivalente und teils gegensätzliche 
Positionen sammeln, und der insbesondere 
auch zur Verschleierung einer gesellschaftlich 
tabuisierten Positionierung rechts der Mitte 
genutzt wurde. Im diesjährigen NDM scheint 
sich diese Tendenz jedoch aufzuweichen, wie 
wir im Folgenden zeigen werden. 

Für die Betrachtung der Verteilung im Nie-
dersächsischen Demokratie-Monitor 2025 ver-
wenden wir zur besseren Übersichtlichkeit eine 
reduzierte Links-Rechts-Achse mit fünf Abstu-
fungen von sehr links (Skalenwerte  1–2) über 
eher links (3–5), Mitte (6) und eher rechts (7–
9) bis sehr rechts (10–11). Auch im NDM 2025 
ist die Mitte-Kategorie mit 45 % die mit Ab-
stand am häufigsten gewählte Antwortoption 
(siehe Abbildung 29). Der Anteil sinkt jedoch 
vom Höchstwert von 53 % im Jahr 2021 über 
die letzten beiden Erhebungen stetig bis auf 
aktuell 45 % ab. Im Bereich der eher linken 
Selbsteinschätzungen gibt es im Vergleich zum 
NDM  2023 einen leichten Anstieg von  26 % 
auf 27 %. Im Bereich der eher rechten Selbst-
einschätzungen ist dieser Anteil von  17 % 
auf 19 % gestiegen. Betrachten wir die Rand-
kategorien, also „sehr links“ und „sehr rechts“, 
ist am linken Rand ein leichter Rückgang von 
6 % auf 5 % zu verzeichnen, während wir am 
rechten Rand einen Anstieg von  1 % auf 5 % 
beobachten.

Wir sehen demnach, dass sich deutlich 
mehr Befragte der Rechtsaußenkategorie zu-
ordnen. Es gibt aber keinen Einbruch auf der 
linken Seite, die praktisch stabil bleibt. Somit 
haben wir nach der oben eingeführten Ter-
minologie eine Rechtsverschiebung, also eine 
asymmetrische Polarisierung in Richtung 
rechts.

Links-Rechts nach Bevölkerungsgruppen

Die bisherige Betrachtung der Gesamtver-
teilung zeigt, dass sich die Mitte abschwächt 
und insbesondere am rechten Rand stärkere 
Selbstverortungen sichtbar werden. Damit 
stellt sich jedoch die Frage, ob diese Rechts-
verschiebung gleichmäßig über die Bevölke-



3  Ergebnisse

FoDEx-Studie | Politische Kultur 49

rung verteilt ist oder ob bestimmte Bevölke-
rungsgruppen in besonderer Weise zu dieser 
Entwicklung beitragen. Im Folgenden analy-
sieren wir daher die Links-Rechts-Selbstein-
schätzung nach Alter und Geschlecht.

Die Verteilung zeigt, dass der Anteil an 
Mitte-Positionierungen in den beiden jüngsten 
Kohorten (16 bis 29 und 30 bis 39) mit 30 % 
bzw. 23 % am niedrigsten und bei den beiden 
ältesten Kohorten (70 bis 79 und 80+) mit 61 % 
bzw. 63 % am größten ist (siehe Abbildung 30).

Die Verschiebung in der Bereitschaft, sich 
selbst als rechts zu bezeichnen, zeigt sich 
über alle Kohorten hinweg. Eine besonders 
große Verschiebung nach rechts konnte je-
doch in der Gruppe der 30- bis 39-Jährigen 
beobachtet werden, welche den größten An-
teil an eher und sehr rechten Selbsteinschät-
zungen haben. Die stärkste Gegenbewegung 
zu dieser Tendenz zeigt sich in der Kohorte 
der 16-  bis 29-Jährigen, die am häufigsten 
eine eher linke Selbsteinschätzung abgeben. 
Interessanterweise verorten sich die Befrag-
ten dieser Altersgruppe aber so gut wie gar 
nicht an den extremen Rändern, sondern ten-
dieren zu den „eher“-Kategorien. Das ist eher 
ungewöhnlich, wie auch der Vergleich mit 
2023 zeigt.

Auffällig über alle Altersgruppen ist, dass 
die Links-Rechts-Selbsteinschätzung bislang 
immer einer Normalverteilung folgte: eine 
Glockenkurve mit stark ausgeprägter Mitte, 
von dort abfallend über die „eher“-Kategorien 
zu den extremen und dort niedrigsten Aus-
prägungen. Dies war 2023 auch der Fall. Wie 
Abbildung 31 zeigt, haben wir jetzt in den bei-
den Kohorten unter vierzig zum ersten Mal 
den Fall, dass die Mitte-Kategorie nicht am 
stärksten ausgeprägt ist. Während wir in der 
Gruppe der 30- bis 39-Jährigen eine leicht 
rechtsschiefe Verteilung finden, beobachten 
wir bei den 16- bis 29-Jährigen eine links-
schiefe Verteilung. Der Bruch der zuvor domi-
nanten Normalverteilung ist insofern bedeut-
sam, als er auf eine strukturelle Veränderung 
der politischen Selbstverortung hindeutet: 
Wenn die Mitte ihre integrative Funktion ver-
liert, verschiebt sich der Parteienwettbewerb 
potenziell von der Moderation zur mobilisie-
renden Zuspitzung. 

In den letzten Jahren wurde medial viel 
von einem geschlechtsspezifischen Unter-
schied im Wahlverhalten berichtet (Billmayer 
2025; Schneider und Biallas 2024). Demnach 
würden Männer eher rechts und Frauen eher 
links wählen. Dieser Unterschied wird als mo-
derner Gender Vote Gap diskutiert – im Un-

Abbildung 29: Links-Rechts-Selbsteinschätzung im Zeitverlauf
Anmerkung: Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2019, des NDM 2021, des NDM 2023 und des 
NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Gewichtete Angaben auf Basis von 973 (2019), 965 (2021), 968 (2023) und 1.468 (2025) Befragten.
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Skala von 1 (sehr links) bis 11 (sehr rechts) einstufen?

Links-Rechts-Selbsteinschätzung nach Altersgruppen

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.468 Befragten.

Abbildung 30: Links-Rechts-Selbsteinschätzung nach Altersgruppen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Gewichtete Angaben auf Basis von 1.468 Befragten.

Abbildung 31: Links-Rechts-Selbsteinschätzung nach Altersgruppen – Altersgruppen 16–29 Jahre, 30–39 Jahre und über 
40 Jahre
Anmerkung: Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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terschied zum alten Gender Vote Gap der 
1950er Jahre, bei dem Frauen eher konserva-
tiv und Männer eher sozialdemokratisch ge-
wählt haben (Hudde 2025a). 

In der jüngeren deutschen Geschichte 
haben sich seit der Jahrtausendwende wie-
der geschlechtsspezifische Unterschiede im 
Wahlverhalten entwickelt, welche zunächst 
aber keinem klaren Links-Rechts-Muster folg-
ten. Das änderte sich bei der Bundestags-
wahl  2025 deutlich. Alle Parteien links der 
Mitte wurden bei dieser Wahl häufiger von 
Frauen und alle Parteien rechts der Mitte häu-
figer von Männern gewählt (Hudde 2025a). Auf 
Grund des starken Unterschieds im Wahlver-
halten insbesondere von jungen Menschen 
unter 25 Jahren wird häufig auch von einem 
explizit jungen Gender Vote Gap gesprochen 
(Hudde 2025a). 

In der Politikwissenschaft wird auf Grund-
lage dieser Beobachtung häufig auf die ideo-
logische Selbstverortung von Männern als 
eher rechts und Frauen als eher links ge-
schlossen (Franzmann 2025). In den Daten des 
NDM 2023 konnten wir jedoch kein so klares 
Muster in der ideologischen Selbstverortung 
von (jungen) Männern und Frauen erkennen 
(Franzmann 2025). Bei Betrachtung der Ge-
samtverteilung der Links-Rechts-Selbstein-
schätzung nach Geschlecht sehen wir im ak-
tuellen NDM dieses Muster nun auch in Nie-

dersachsen (siehe Abbildung  32). Unter un-
seren Befragten stufen sich Frauen aller Al-
tersstufen häufiger links ein als Männer. Die 
größten Unterschiede zeigen sich im Bereich 
der eher rechten Selbsteinschätzung. Hier 
liegt der Anteil unter den Männern bei 30 %, 
während er bei Frauen lediglich 8 % ausmacht. 
Allerdings bestehen zwischen den Altersko-
horten zum Teil recht große Unterschiede.

Den größten Unterschied sehen wir in der 
Kohorte der 16- bis 29-Jährigen. Hier liegt der 
Anteil der eher rechten Selbsteinschätzungen 
unter Männern bei 52 %. Frauen in dieser Al-
tersgruppe stufen sich zu 68 % am häufigs-
ten selbst als eher links ein und erreichen da-
mit einen fast dreimal so großen Anteil wie 
Männer (19 %).

In den anderen Alterskohorten ist das 
Muster vergleichbar: Frauen stufen sich häufi-
ger links ein, Männer häufiger rechts, die An-
teile klaffen jedoch noch nicht ganz so stark 
auseinander wie in der jüngsten Altersgruppe, 
und bei der Besetzung der Extrempositionen 
ist das Muster auch nicht so eindeutig, wie 
vermutet werden könnte.

Dieser Einstellungs-Gap ist in der Abbil-
dung  33 zum Links-Rechts-Unterschied der 
Geschlechter nach Altersgruppen festgehalten. 
Um die dramatischen Unterschiede insbeson-
dere in der jüngsten Kohorte zu verdeutlichen, 
haben wir schlicht die Prozentdifferenz be-
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7 % 36 % 44 % 8 % 5 %

männlich

weiblich

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

sehr links eher links Mitte eher rechts sehr rechts

Wenn Sie an Ihre eigenen politischenAnsichtendenken, wo würden Sie diese auf
einer Skala von 1 (sehr links) bis 11 (sehr rechts) einstufen?

Links-Rechts-Selbsteinschätzung nach Geschlecht

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.468 Befragten.

Abbildung 32: Links-Rechts-Selbsteinschätzung nach Geschlecht
Anmerkung: Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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rechnet, die nötig wäre, um eine Gleichvertei-
lung von Männern und Frauen in der Selbst-
verortung vorzufinden. Sie beträgt insgesamt 
20 % (siehe Säule „alle“ in Abbildung 33), und 
in den meisten Kohorten schwankt der Wert 
darum, aber in der jüngsten Altersgruppe be-
trägt er bemerkenswerte 50 %. 

Weiterführende Analysen auf Basis des 
NDM 2023 zeigen, dass Geschlecht als Träger-
medium sozialer Kontexte funktioniert und 
es keine „natürlichen“ Unterschiede zwischen 
den Geschlechtern gibt. Vielmehr wirken sozi-
alstrukturelle Faktoren wie Bildungsgrad und 
Wohnort, die unterschiedliche Lebenswelten 
und Erfahrungsräume strukturieren und zu-
nehmend geschlechtsspezifisch verteilt sind 
(Franzmann 2025).

Die Betrachtung der Links-Rechts-Selbst-
einschätzung nach Altersgruppen und Ge-
schlecht hat gezeigt, dass die asymmetri-
schen Polarisierungsprozesse in Niedersach-
sen über die verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen hinweg nicht einheitlich verlaufen. 
Die für diese Frage erwartete Normalver-
teilung beobachten wir nur bei der Alters-
gruppe über 40 Jahren (siehe Abbildung 34). 
In dieser Altersgruppe ist die Normalvertei-
lung auf der Links-Rechts-Achse unabhän-
gig vom Geschlecht (siehe Abbildung 35). In 

der Altersgruppe unter 40 Jahre hingegen, 
in der die Antworten unserer Befragten von 
der Normalverteilung abweichen, zeigt sich 
eine geschlechtsspezifische asymmetrische 
Polarisierung nach rechts und links (siehe 
Abbildung 36).

Parteipräferenz und Links-Rechts

Während die bisherigen Analysen gezeigt ha-
ben, welche Bevölkerungsgruppen sich stär-
ker links oder rechts verorten, bleibt offen, 
wie sich diese Selbstverortungen im Partei-
ensystem widerspiegeln. Da Parteien zent-
rale Vermittlungsinstanzen politischer Kon-
flikte sind, betrachten wir im nächsten Schritt 
die Links-Rechts-Selbsteinschätzung nach 
Parteipräferenz.

Die Betrachtung der Mittelwerte der Links-
Rechts-Selbsteinschätzung nach Parteiprä-
ferenz offenbart, wie sich die verschiede-
nen Parteisympathisant*innen auf der Links-
Rechts-Achse verorten (siehe Infokasten Par-
teipräferenzen auf S. 26). Es ergibt sich eine 
klare Reihenfolge von der Partei Die Linke 
über die Grünen zur SPD, zum BSW, zur CDU, 
zur FDP und schließlich zur AfD, wobei die 
Letztgenannten rechts der Mitte (also ober-
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Links-Rechts-Unterschiede der Geschlechter nach Altersgruppen

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.465 Befragten.

Abbildung 33: Links-Rechts-Unterschiede der Geschlechter nach Altersgruppen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Gewichtete Angaben auf Basis von 1.468 Befragten.

Abbildung 34: Links-Rechts-Selbsteinschätzung nach Altersgruppen – Altersgruppen unter und über 40 Jahren
Anmerkung: Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025.
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Abbildung 35: Links-Rechts-Selbsteinschätzung nach Geschlecht – Altersgruppen über 40 Jahren
Anmerkung: Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025.
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Abbildung 36: Links-Rechts-Selbsteinschätzung nach Geschlecht – Altersgruppen unter 40 Jahre
Anmerkung: Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025.

Abbildung 37: Links-Rechts-Selbsteinschätzung nach Parteipräferenz – Mittelwert und Konfidenzintervalle (95 %)
Anmerkung: Mittelwerte der Links-Rechts-Selbsteinschätzungen nach Parteipräferenz, sortiert von links (niedrigerer Mit-
telwert) nach rechts (höherer Mittelwert). Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Angaben 
zur FDP und zum BSW sind auf Grund der geringen Fallzahlen mit einer hohen Unsicherheit behaftet.
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halb des Skalen-Mittelwerts von 6) liegen und 
die zuvor Genannten in ihren jeweiligen Mit-
telwerten links der Mitte (siehe Abbildung 37).

Zur besseren Übersichtlichkeit für die De-
tailanalysen betrachten wir im Folgenden 
wieder die reduzierte Links-Rechts-Skala mit 
fünf Abstufungen (siehe Abbildung  38). Da-
bei fällt auf, dass sich im Vergleich der Par-
teien mit 70 % der größte Anteil der Sym-
pathisant*innen des BSW selbst in der Mitte 
einstuft. Der zweitgrößte Anteil an Mitte-Posi-
tionierungen findet sich mit 64 % unter den 
FDP-Sympathisant*innen. Dies mag einerseits 
erstaunen, weist die FDP in der ökonomischen 
Sphäre doch die am weitesten rechten Posi-
tionen auf. Gesellschaftspolitisch war sie aber 
traditionell eher mit den Parteien links der 
Mitte anschlussfähig. Dies mündete 2021 in 
der Beteiligung an der Ampel und der „Fort-
schrittskoalition“. Wir vermuten, dass dieser 
gesellschaftspolitische Anteil zur Mitte-Posi-
tionierung unter ihren Sympathisant*innen 
führte. Ob dies bei der aktuellen Neuausrich-

tung der FDP erhalten bleibt, muss sich in Zu-
kunft zeigen.

Die Betrachtung der Mitte-Positionierun-
gen ist dabei kein Selbstzweck, sondern un-
mittelbar relevant für die Frage nach Polarisie-
rung und Rechtsverschiebung: Eine wachsende 
Mitte könnte auf Stabilität hindeuten, eine 
schrumpfende auf Lagerbildung. Dass ausge-
rechnet BSW und FDP die höchsten Mitte-An-
teile aufweisen – mit 70 % bzw. 64 %  –, ist 
deshalb erklärungsbedürftig, denn beide Par-
teien positionieren sich programmatisch kei-
neswegs in der Mitte.

Der Grund liegt in einer Besonderheit die-
ser beiden Parteien: Ihre Anhänger*innen 
kombinieren Einstellungen, die auf der öko-
nomischen und der gesellschaftspolitischen 
Dimension in unterschiedliche Richtungen 
weisen. Normalerweise gehen rechte Einstel-
lungen auf der einen Dimension mit rechten 
Einstellungen auf der anderen einher – wer 
wirtschaftlich für weniger Staatseingriffe plä-
diert, vertritt häufig auch konservativere ge-
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Gewichtete Angaben auf Basis von 1.302 Befragten.

Abbildung 38: Links-Rechts-Selbsteinschätzung nach Parteipräferenz
Anmerkung: Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Angaben zur FDP und zum BSW sind 
auf Grund der geringen Fallzahlen mit einer hohen Unsicherheit behaftet.
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sellschaftspolitische Positionen, und umge-
kehrt. Bei FDP- und BSW-Sympathisant*in-
nen ist das anders. FDP-Anhänger*innen sind 
ökonomisch klar rechts positioniert, gesell-
schaftspolitisch aber traditionell eher liberal 
– eine Kombination, die sich auf der aggre-
gierten Links-Rechts-Skala schwer verorten 
lässt und zur Mitte-Angabe führt. BSW-Sym-
pathisant*innen zeigen das Spiegelbild: wirt-
schaftspolitisch links, gesellschaftspolitisch 
eher konservativ. Wir konnten an anderer 
Stelle zeigen, dass die Partei insbesondere für 
Menschen attraktiv ist, die Umverteilungsprä-
ferenzen mit nicht universalistisch geprägten 
gesellschaftspolitischen Einstellungen kombi-
nieren (Franzmann et al. 2024).

Die hohen Mitte-Anteile bei FDP und BSW 
sind damit kein Zeichen ideologischer Mä-
ßigung, sondern Ausdruck einer erschwerten 
Selbstverortung: Wer auf beiden Dimensionen 
gegenläufige Positionen vertritt, findet auf der 
eindimensionalen Links-Rechts-Skala keinen 
passenden Platz – und weicht in die Mitte 
aus. Das ist ein methodisch wichtiger Befund: 
Die Mitte ist nicht nur ein umkämpfter politi-
scher Raum, sondern auch ein Auffangbecken 
für ideologisch gemischte Profile, die sich auf 
der Skala nicht eindeutig wiederfinden.

Die auffälligste Abnahme an Mitte-Posi-
tionierungen im Vergleich zu 2023 ist bei 
den Sympathisant*innen der Linken zu ver-
zeichnen. Während sich im NDM  2023 noch 
36 % der Linke-Sympathisant*innen selbst 
in der Mitte positionierten, fällt der An-
teil im NDM 2025 mit 5 % im Vergleich mit 
den anderen Parteien verschwindend gering 
aus. Der Anteil an eher linken und sehr lin-
ken Selbsteinschätzungen hingegen ist unter 
Linke-Sympathisant*innen mit einem Anteil 
von 65 % bzw. 30 % stark angestiegen. Eine 
plausible Hypothese zur Erklärung dieser Ent-
wicklung ist, dass die Abspaltung des neu 
gegründeten BSW unter Sahra Wagenknecht 
von der Linken diese stark veränderte Vertei-
lung hervorgebracht hat (Jankowski 2025). Die 
BSW-Anhänger*innen haben vermutlich einen 
großen Anteil an Mitte-Selbsteinschätzungen 
unter (damaligen) Linke-Sympathisant*innen 
im NDM 2023 ausgemacht, sodass dieser An-
teil seit der BSW-Gründung unter Linke-An-

hänger*innen im NDM 2025 zurückgegangen 
ist. Darüber hinaus ist aber auch anzuneh-
men, dass die Linke seit der BSW-Abspaltung 
ein neues (insbesondere junges) Milieu an-
spricht, welches zuvor nicht zu ihren Sympa-
thisant*innen gezählt hat. 

Ein Rückgang an Mitte-Selbsteinschätzun-
gen ist ebenfalls bei den Grünen (von 30 % auf 
22 %) sowie bei der AfD (von 36 % auf 24 %) 
zu verzeichnen. Bei den Grünen haben vor al-
lem Selbsteinschätzungen als eher links (von 
57 % auf 63 %) sowie als sehr links (von 6 % 
auf 8 %) zugenommen. Unter den AfD-Anhän-
ger*innen haben dagegen Selbsteinschätzun-
gen als eher rechts (von 46 % auf 48 %) und 
insbesondere als sehr rechts (von 10 % auf 
19 %) zugenommen.

Der Anteil an CDU-Sympathisant*innen, die 
sich selbst in der Mitte positionieren, ist seit 
der NDM-Erhebung 2023 (58 %) im diesjäh-
rigen NDM um einen Prozentpunkt auf 57 % 
gesunken. Die Selbsteinschätzungen rechts 
der Mitte haben sich dagegen von eher rechts 
(Abnahme von 27 % auf 21 %) zu sehr rechts 
(Zunahme von 1 % auf 8 %) verschoben.

Eine ähnliche Entwicklung ist bei SPD-
Sympathisant*innen zu beobachten. Der An-
teil der Mitte-Selbsteinschätzungen sinkt unter 
dieser Teilgruppe von 46 % im NDM 2023 auf 
43 % im NDM 2025. Zuwächse gab es auch hier 
in den Selbsteinschätzungen als eher rechts 
(von 11 % auf 13 %) und als sehr rechts (von 1 % 
auf 5 %). Insgesamt dominieren bei den SPD-
Sympathisant*innen aber weiterhin Positionen 
nahe an der Mitte und links der Mitte.

Zusammenfassend zeigt unsere Analyse 
bis hierhin, dass eher bis sehr rechte Einstel-
lungen vornehmlich unter Parteisympathi-
sant*innen von CDU und AfD vertreten sind. 
Grünen- und Linke- sowie in geringerem Aus-
maß SPD-Sympathisant*innen neigen dage-
gen zur eher bzw. sehr linken Selbstverortung. 
FDP- und BSW-Sympathisant*innen ordnen 
sich mehrheitlich der Mitte der Links-Rechts-
Achse zu. Die Veränderungen im Vergleich 
zum NDM 2023 müssen jedoch mit Vorsicht 
interpretiert werden. Mit unserer Analyse kön-
nen wir nicht beurteilen, ob beispielsweise die 
Grünen-Sympathisant*innen seit 2023 lin-
ker oder die AfD-Sympathisant*innen rechter 
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geworden sind. Stattdessen könnte sich zum 
Beispiel auch die Wahrnehmung der Parteien 
auf der Links-Rechts-Achse verändert haben, 
sodass entsprechend linkere bzw. rechtere 
Personen mit diesen sympathisieren, wäh-
rend Personen, die sich in der Mitte der Skala 
verorten, nicht mehr von den Parteien ange-
sprochen werden. Insgesamt sehen wir aber 
auch auf parteipolitischer Ebene eine Rechts-
verschiebung, die vornehmlich bei Parteian-
hänger*innen der CDU und der AfD zu ver-
zeichnen ist.

Die substanzielle Bedeutung der 
Links-Rechts-Unterscheidung

Wir haben bis hierhin gezeigt, dass sich die 
Wählerschaften der Parteien unterschied-
lich im ideologischen Raum positionieren. 
Doch was bedeutet „links“ oder „rechts“ aus 
Sicht der Befragten inhaltlich konkret im 

Jahr 2025? Um die substanzielle Bedeutung 
der Selbstverortungen zu klären, untersuchen 
wir im Folgenden, wie verschiedene politische 
Sachfragen mit den jeweiligen Positionen auf 
der Links-Rechts-Skala zusammenhängen. Wir 
nutzen eine Auswahl von sieben politischen 
Sachfragen zu den Themen: europäische Eini-
gung, Rechte für gleichgeschlechtliche Paare, 
staatliche Eingriffe in die Wirtschaft, Klima-
schutz und Wirtschaftswachstum, Migration 
gegen Fachkräftemangel, Geflüchtete und Ka-
pitalismuskritik. Mit diesen berechnen wir 
mehrere logistische Regressionen (siehe Info-
kasten Logistische Regression, S. 58), in de-
nen wir die Zusammenhänge zwischen der 
Zustimmung mit der Selbsteinschätzung links 
der Mitte, in der Mitte bzw. rechts der Mitte 
untersuchen (siehe Abbildung 39). Die Ergeb-
nisse vergleichen wir mit jenen des NDM 2023 
(Harfst et al. 2024), um mögliche Veränderun-
gen im Bedeutungsgehalt der Links-Rechts-
Unterscheidung nachvollziehen zu können.

Klimaschutz vor Wirtschaftswachstum

Stärkere europäische Einigung

Zu viele „Flüchtlinge“

Migration gegen Fachkräftemangel

Gleiche Elternrechte für
gleichgeschlechtliche Paare

Kapitalismus ruiniert die Welt

Mehr staatliche Eingriffe
in Wirtschaft

-1 -.5 0 .5 1

Links Mitte Rechts

Issues und Links-Rechts-Selbsteinschätzung

Abbildung 39: Issues und Links-Rechts-Selbsteinschätzung
Anmerkung: Koeffizientenplots aus logistischen Regressionen; abhängige Variablen: Links-Rechts-Selbsteinschätzung 
(1 bis 5: links; 6: Mitte; 7 bis 11: rechts). Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025 mit  
1.187 bis 1.213 Befragten..
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Die grundlegende Verteilung der inhaltli-
chen Bedeutung der Links-Rechts-Selbst-
einschätzung hat sich im Vergleich zum 
NDM  2023 nicht verändert. Die Mitte-Posi-
tionierung zeigt, wie schon im letzten NDM, 
keine bzw. weniger starke Zusammenhänge 
mit den Sachfragen. Diese Positionierung ist 
im NDM  2025 inhaltlich geprägt durch eine 
Zustimmung zur stärkeren europäischen Eini-
gung und zu gleichen Elternrechten für gleich-
geschlechtliche Paare, alle anderen Sachfra-
gen hängen nicht systematisch mit der Mitte-
Positionierung zusammen. 

Die beiden Richtungsbegriffe links und 
rechts spiegeln sich jeweils symmetrisch im 
Ausmaß ihrer Zustimmung oder Ablehnung 
zu den Sachfragen. Während der Bereich links 
der Mitte von einer Zustimmung zur stärkeren 
europäischen Einigung, zu gleichen Eltern-
rechten für gleichgeschlechtliche Paare, staat-
lichen Eingriffen in die Wirtschaft, Priorisie-
rung von Klimaschutz vor Wirtschaftswachs-
tum, Migration gegen Fachkräftemangel und 
der Aussage, dass Kapitalismus die Welt rui-
niert, geprägt ist, werden diese Aussagen im 
Bereich rechts der Mitte abgelehnt. Im Bereich 
rechts der Mitte gibt es Zustimmung zur Aus-
sage, Deutschland nehme zu viele Geflüchtete 
auf, während diese im Bereich links der Mitte 
Ablehnung findet. Der Vergleich zu 2023 deu-
tet jedoch an, dass heute manche Sachfra-
gen unter den Befragten im NDM 2025 stärker 
zwischen den politischen Lagern polarisieren. 
Die Unterschiede zwischen den Koeffizienten 
der linken oder rechten Selbsteinschätzungen 
nehmen im Vergleich zu 2023 bei vielen Va-
riablen zu. Die Zusammenhänge der beiden 
Richtungsbegriffe mit Einstellungen zu gleich-
geschlechtlichen Eltern, zur Priorisierung von 
Klimaschutz vor Wirtschaftswachstum, zur Mi-
gration gegen Fachkräftemangel und zur Aus-
sage, dass Kapitalismus die Welt ruiniert, sind 
im Vergleich zu 2023 deutlich ausgeprägter, 
was auf eine Tendenz zur Polarisierung in 
diesen Sachbereichen hindeutet. 

Polarisierung von Sachthemen

Die bisherigen Analysen zeigen, dass sich po-
litische Selbstverortungen in Niedersachsen 
nach rechts verschieben und die Häufung in 
der Mitte abnimmt. Die Analyse zur inhaltli-
chen Bedeutung der Richtungsbegriffe hat 
bereits auf eine im Vergleich zu 2023 zuge-
nommene Polarisierung zwischen Themenbe-
reichen entlang der Selbsteinschätzung links, 
rechts oder in der Mitte hingedeutet. Damit 
stellt sich die Frage, welche konkreten Politik-
felder zu der von uns beschriebenen asym-
metrischen Polarisierung beitragen? Die fol-
genden Analysen zeigen, dass diese Rechts-
verschiebung nicht mit einer gleichmäßigen 

INFOKASTEN Logistische Regression

Eine logistische Regression (Kühnel und 
Krebs 2001: 606–608) wird verwendet, 
wenn auf Grund der dichotomen Kodie-
rung der abhängigen Variable Y eine line-
are Regression nicht sinnvoll ist. Dichotom 
ist eine Variable, wenn sie nur zwei Aus-
prägungen wie zum Beispiel „ja“ und „nein“ 
hat, die meist mit den Werten 0 und 1 ko-
diert werden. Würde nun der Effekt der un-
abhängigen Variablen X1, X2, … Xn auf die 
abhängige Variable Y als multiple lineare 
Regression modelliert, wäre es möglich, 
dass die Vorhersagewerte der Regression 
außerhalb des Wertbereichs der abhän-
gigen Variablen Y liegen, also Werte klei-
ner 0 und größer 1 annehmen. Daher ver-
wendet man eine Logit-Funktion, die sich 
dem Minimalwert 0 und dem Maximalwert 1 
zwar annähert, ihn aber nicht erreicht. Die 
Regressionskoeffizienten können nun aller-
dings nicht mehr als „lineare Veränderun-
gen in Y bei einer Steigerung von X um 
eine Einheit“ interpretiert werden. Vielmehr 
lassen sich die Koeffizienten als lineare 
Anstiege des logarithmierten Wahrschein-
lichkeitsverhältnisses (der „Logits“) inter-
pretieren. Sie geben an, wie stark und in 
welcher Richtung sich die Wahrscheinlich-
keit, dass Y den Wert  1 annimmt, ändert, 
wenn X um eine Einheit steigt. Wie bei der 
klassischen Regression und der Korrelation 
kann auch bei der logistischen Regression 
die Signifikanz der Koeffizienten berechnet 
werden (Kühnel und Krebs 2001: 265).
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Polarisierung über alle Themen einhergeht. 
Um diese themenspezifischen Konfliktmuster 
sichtbar zu machen, berechnen wir für eine 
Auswahl an Sachfragen aus dem NDM  2025 
die Polarisierung. Die Polarisierung in einem 
Themenfeld zeigt sich in einer U-Kurve, wenn 
die Ränder „stimme voll zu“ und „stimme 
überhaupt nicht zu“ symmetrisch am stärks-
ten besetzt sind und die Mitte am niedrigs-
ten (siehe Abbildung 40). Umgekehrt haben 
wir so gut wie keine themenspezifische Pola-
risierung, wenn die Verteilung einer Glocken-
kurve gleicht, also die Mitte die am häufigsten 
genannte Kategorie ist, die Kategorien „eher 
Zustimmung“ und „eher Ablehnung“ in ihrer 
Häufigkeit folgen und die Ränder jeweils ge-
ring besetzt sind (siehe Abbildung 41). Die 
Schaubilder illustrieren die beiden Extrem-
fälle, zwischen denen sich empirische Ant-
wortverteilungen bewegen.

Zur numerischen Abbildung verwenden wir 
ein von Cees van der Eijk  (2001) entwickel-
tes Messverfahren, das den Grad von Überein-
stimmung und Polarisierung im Antwortver-
halten bei einzelnen Items sichtbar macht.14 

14	 Genau genommen hat van der Eijk (2001) einen 
Übereinstimmungsindex vorgeschlagen – dessen 
Kehrwert des Absolutwertes den Polarisierungswert 
ergibt. Die Einordnung der Items erfolgt auf Basis 
des Polarisierungsindex. Die Schwellenwerte wurden 
so gewählt, dass sie die empirische Verteilung der 
Werte im Datensatz abbilden und eine abgestufte 
Unterscheidung zwischen Polarisierung, Konfliktin-
tensität und Konsens ermöglichen.

Dieses Instrument ist gut etabliert und kam 
zum Beispiel auch in der Studie „Trigger-
punkte“ (Mau et al. 2023, S. 65–69) zum Ein-
satz. Antworten alle Befragten mit derselben 
Kategorie, so beträgt der Wert dieses Polari-
sierungsindex 0. Maximaler Dissens im Ant-
wortverhalten resultiert in einem Indexwert 
von 1. In der Praxis liegen die meisten The-
men zwischen diesen beiden Polen mit den 
Werten 0 und 1. Tabelle 4 fasst die Ergebnisse 
zu den im NDM 2025 abgefragten Themen so-
wie die Änderung im Vergleich zu 2023 zu-
sammen. Zusammenhängende Themenblö-
cke sind farblich markiert. Wir werden uns im 
Folgenden auf die Diskussion der wichtigsten 
Muster beschränken.

Die themenspezifische Betrachtung zeigt 
kein einheitliches Bild zunehmender Polari-
sierung, sondern eine differenzierte Konflikt-
struktur, die sich entlang dreier Muster ord-
nen lässt: (1) Themen, die stärker polarisieren 
als erwartet; (2)  Themen, die trotz öffentli-
cher Prominenz weniger spalten als vermutet; 
(3) und Bereiche, in denen ein breiter gesell-
schaftlicher Konsens fortbesteht. Die bunte 
Einfärbung der obigen Tabelle gemäß der 
Politikdimensionen, denen man die Themen 
zuordnet, symbolisiert ferner einen anderen 
deutlichen Befund der differenzierten Kon-
fliktstruktur: Die einzelnen Politikdimensionen 
polarisieren sich nicht einheitlich. Auch dies 
korrespondiert mit der zum Eingang des Teil-
kapitels besprochenen Diagnose der asym-
metrischen Polarisierung. Wie oben erläutert, 
erscheinen viele Einzelsachfragen konsensual, 
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Schematische Glockenkurve einer mittigen Antwortverteilung

Abbildung 40: Schematische U-Kurve einer polarisier-
ten Antwortverteilung
Anmerkung: Eigene Darstellung.

Abbildung 41: Schematische Glockenkurve einer mittigen 
Antwortverteilung
Anmerkung: Eigene Darstellung.

Schematische U-Kurve einer  
polarisierten Antwortverteilung

Schematische Glockenkurve einer  
mittigen Antwortverteilung
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Tabelle 4: Konsens und Dissens bei politischen Sachfragen

Thema Dimension Polari-
sierung

Verän-
derung 
zu 2023

Interpretation

Glaube an Zweigeschlechtlichkeit Gender und  
(Anti-)Feminismus

0,62 Starke 
Polarisierung

Ablehnung von Holocaust-Erinnerung Nationales 
Selbstverständnis

0,47 +0,05

Notwendigkeit einer starken Partei zur 
Verkörperung des Volkswillens

Repräsentations
vorstellungen

0,46 Hohe 
Konfliktintensität

Verkehrsverlagerung auf ÖPNV Ökonomie und 
Transformation

0,45 +0,03

Ruf nach stärkerem Nationalgefühl Nationales 
Selbstverständnis

0,44 −0,06

Gefährdung des Kindeswohls durch 
Thematisierung von sexueller Vielfalt

Gender und 
(Anti-)Feminismus

0,44

Gefühl der Überfremdung durch Mus-
lim*innen in Deutschland

Nationales 
Selbstverständnis

0,43 −0,02

Kapitalismuskritik Ökonomie und 
Transformation

0,43 +0,04

Aufnahme von Geflüchteten Nationales 
Selbstverständnis

0,41 +0,01

Staatseingriffe in die Wirtschaft Ökonomie und 
Transformation

0,41 +0,03 Mittlere 
Konfliktintensität

Feministinnen zu extrem Gender und  
(Anti-)Feminismus

0,41

Gesetze zusammen mit der AfD 
initiieren

Abgrenzung vs. Inte-
gration der Ränder

0,41

Klimaschutz vor Wachstum Ökonomie und 
Transformation

0,40 +0,06

Eigenen Gesetze mit Zustimmung der 
AfD verabschieden

Abgrenzung vs. Inte-
gration der Ränder

0,39

Starke Führung in Deutschland 
notwendig

Repräsentations
vorstellungen

0,37 −0,07

Toleranz gegenüber Transpersonen Gender und  
(Anti-)Feminismus

0,37

Politik richtet sich gegen Bevölkerung Repräsentations
vorstellungen

0,35 0,00

Vertiefung der Europäischen Union Nationales 
Selbstverständnis

0,35 +0,05

Härte gegen Außenseiter Demokratische Ord-
nungsvorstellungen

0,34 −0,10

Gleichstellung von Frauen wird überzo-
gen behandelt

Gender und  
(Anti-)Feminismus

0,34

In Deutschland herrscht Gerechtigkeit Ökonomie und 
Transformation

0,33 Geringe 
Übereinstimmung

Deutschland braucht eine starke Füh-
rungspersönlichkeit unabhängig vom 
Parlament

Repräsentations
vorstellungen

0,32

Zuwanderung Hochqualifizierter zur Be-
kämpfung des Fachkräftemangels

Nationales 
Selbstverständnis

0,32 +0,01
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während Einzelthemen als Trigger fungieren 
und zu emotionalen Eruptionen in der poli-
tischen Auseinandersetzung führen (analog 
zu Mau et al. 2023). Die folgende Diskussion 
einzelner Ergebnisse orientiert sich daher an 
den drei genannten themenspezifischen Pola-
risierungsmustern, nicht an den unterschied-
lich stark polarisierten Politikdimensionen.

Stärker polarisiert als erwartet und neu 
in  2025 ist der Befund, dass es in Nieder-
sachsen nun erstmals ein Thema gibt, das 
die Kriterien für eine inhaltliche Polarisie-
rung im engeren Sinne erfüllt: Die Aussage „Es 
gibt nur zwei Geschlechter“ weist mit einem 
Indexwert von 0,62 den für Polarisierung ty-
pischen u-förmigen Verlauf auf, bei dem die 
Zustimmungs- und Ablehnungskategorien je-
weils stark besetzt sind und die mittlere Ka-
tegorie „teils/teils“ die geringste Besetzung 
aufweist. Dies ist bemerkenswert. Es ist nicht 
Migration, nicht wirtschaftliche Umverteilung 

und nicht die Beziehung zur EU, die erstmals 
echte gesellschaftliche Polarisierung erzeugt 
– also jene Themen, die in der öffentlichen 
Debatte und im Parteienwettbewerb am lau-
testen verhandelt werden. Stattdessen ist es 
eine Frage der Geschlechterordnung, die die 
Bevölkerung am tiefsten spaltet. Das deutet 
darauf hin, dass sich die gesellschaftspoliti-
sche Konfliktlinie zwischen kulturellem Libe-
ralismus und Traditionalismus in Niedersach-
sen stärker im Bereich der Geschlechteriden-
tität als im Bereich der Migration materiali-
siert. Ähnliches gilt, wenn auch auf niedrige-
rem Niveau, für die Holocaust-Erinnerung und 
die Frage nach einer starken Partei zur Ver-
körperung des Volkswillens. Beide verweisen 
auf grundlegende Fragen politischer Ordnung 
und kollektiver Selbstverständigung – Kon-
fliktlinien, die über tagespolitische Auseinan-
dersetzungen hinausreichen und das Verhält-
nis zur eigenen demokratischen Geschichte 

Thema Dimension Polari-
sierung

Verän-
derung 
zu 2023

Interpretation

Bewegungen haben viel  
Positives erreicht

Gender und  
(Anti-)Feminismus

0,31 Geringe 
Übereinstimmung

Regierungskoalition mit der AfD Abgrenzung vs. Inte-
gration der Ränder

0,30

Abwertung von Transpersonen Gender und  
(Anti-)Feminismus

0,30

Wissenschaftliche Erkenntnisse gehen 
politischen Überzeugungen vor

Demokratische Ord-
nungsvorstellungen

0,29 Überwiegende 
Übereinstimmung

Gleiche Elternrechte für gleichge-
schlechtliche Paare

Gender und  
(Anti-)Feminismus

0,23 +0,04

Unterstützung von Staatseingriffen für 
bezahlbaren Wohnraum

Ökonomie und 
Transformation

0,20

Demokratie passt zu unserer 
Gesellschaft

Demokratische Ord-
nungsvorstellungen

0,17

Männer sind bessere Führungspersonen Gender und  
(Anti-)Feminismus

0,13 Hoher Konsens

Diktatur unter Umständen die  
bessere Staatsform

Demokratische Ord-
nungsvorstellungen

0,12

Anmerkung: Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025.

 Gender und (Anti-)Feminismus	  Demokratische Ordnungsvorstellungen

 Ökonomie und Transformation 	  Nationales Selbstverständnis

 Repräsentationsvorstellungen 	  Abgrenzung vs. Integration der Ränder
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berühren. Hier sehen wir auch eine stärkere 
Polarisierung als ursprünglich erwartet.

Weniger polarisiert als erwartet sind die 
Migrationsfragen. Trotz ihrer zentralen Rolle im 
Parteienwettbewerb und in der öffentlichen 
Debatte zeigen die einschlägigen Items – 
das Gefühl der Überfremdung, die Forderung 
nach einem Aufnahmestopp für Geflüchtete, 
die Haltung zur Zuwanderung von Fachkräf-
ten – keine besonders hohe themenspezifi-
sche Polarisierung. Die Antwortverteilungen 
folgen eher einer Glocken- als einer U-Kurve; 
die Werte liegen im mittleren Bereich des In-
dex und haben sich gegenüber  2023 kaum 
verändert. Der scheinbare Widerspruch zur 
ausgeprägten Parteipolarisierung bei diesem 
Thema löst sich auf, wenn man zwischen The-
men- und Parteipolarisierung unterscheidet: 
Migration strukturiert den Parteienwettbe-
werb, ohne die Gesellschaft insgesamt in zwei 
gleich große Lager zu spalten. Die Konfliktlinie 
verläuft weniger durch die Mitte der Gesell-
schaft als zwischen einem parteipolitisch ak-
tivierten Rand und einer heterogenen Mehr-
heit. Dasselbe Muster zeigt sich bei mehreren 
Items, die klassisch autoritäre Einstellungen 
messen – Härte gegen Außenseiter*innen, 
starke Führung, Nationalgefühl: Ihre Polarisie-
rungswerte sind zwischen 2023 und 2025 so-
gar gesunken. Beim Klimathema schließlich 
zeichnet sich eine leichte Verschiebung zu-
gunsten wirtschaftsfreundlicher Positionen ab 
– ein Hinweis darauf, dass die wirtschaftliche 
Lage die Bewertung klimapolitischer Maß-
nahmen zunehmend beeinflusst.

Nichtdestotrotz herrscht großer Konsens in 
vielen Themen. Bei diesen Themen versam-
melt sich eine eindeutige Mehrheit bei ei-
ner einzigen Antwortoption. Bei klassischen 
Umverteilungsfragen trifft die Befürwortung 
staatlicher Eingriffe auf breite, sogar wach-
sende Zustimmung bei nur moderater Pola-
risierung. Gleichgeschlechtliche Elternschaft 
polarisiert kaum noch – im deutlichen Un-
terschied zur besprochenen Frage, wie viele 
Geschlechter es gibt. Und die Ablehnung ei-
ner Diktatur zugunsten der Demokratie bleibt 
– bei aller Differenzierung in den Teilaspek-
ten repräsentativer Demokratie – der stabilste 
Konsensbereich im gesamten Datensatz.

Insgesamt ergibt sich damit das Bild ei-
ner themenspezifisch ungleich verlaufenden 
Konfliktstruktur. Konflikte bündeln sich se-
lektiv, verlaufen innerhalb thematischer Di-
mensionen uneinheitlich und führen (bislang) 
nicht zu einer durchgängigen Aufspaltung der 
Gesellschaft in zwei gleich große, stabile La-
ger. Wir diagnostizieren daher eine multiple 
asymmetrische Polarisierung: Die Konfliktin-
tensität variiert stark nach Thema, Dimension 
und Kontext. Sie folgt keiner einheitlichen 
Konfliktachse und lässt sich deshalb weder 
auf eine einfache Rechtsverschiebung noch 
auf eine umfassende gesellschaftliche Spal-
tung reduzieren.

Die parteipolitische Strukturierung 
gesellschaftlicher Konflikte

Während wir bisher gezeigt haben, wie sich 
gesellschaftliche Konflikte thematisch struk-
turieren, stellt sich nun die Frage, in welchem 
Ausmaß diese Konflikte auch parteipolitisch 
gebunden sind. Um diese parteipolitische 
Struktur sichtbar zu machen, betrachten wir, 
welche Parteien jeweils die stärksten Gegen-
positionen bei zentralen Sachfragen einneh-
men. Die Analyse der Zusammenhänge zwi-
schen Parteisympathie und Sachfragen zeigt 
ein klares Muster: Der politische Konfliktraum 
wird in Niedersachsen vor allem entlang einer 
Linie zwischen den Sympathisant*innen der 
Grünen und der AfD strukturiert. Diese bei-
den Parteien markieren in zentralen gesell-
schaftspolitischen Fragen – insbesondere Mi-
gration, Klimaschutz und europäische Integ-
ration – die entgegengesetzten Pole. Hier fin-
den wir – im Gegensatz zu den Befunden der 
anderen Teilkapitel – das, was klassisch als 
kognitive und ideologische Polarisierung be-
zeichnet wird und mehr oder minder symme-
trisch verläuft.

Um dies zu verdeutlichen, haben wir den 
Zusammenhang zwischen der jeweiligen 
Parteisympathie (abgefragt auf einer Skala 
von −5 bis +5) mit der Zustimmung zu den im 
letzten Abschnitt analysierten Sachfragen un-
tersucht. Die Stärke dieses Zusammenhangs, 
den wir über Korrelationsanalysen ermitteln 
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(siehe Infokasten Korrelationsanalyse, S. 64), 
gibt Aufschluss über die Parteipolitisierung.

Die in Abbildung 42 dargestellten Ergeb-
nisse zeigen ein klares und bekanntes Muster. 
Der politische Konfliktraum im deutschen Par-
teiensystem ist am stärksten durch eine Kon-
fliktlinie zwischen Sympathisant*innen der 
Grünen auf der einen und Sympathisant*innen 
der AfD auf der anderen Seite geprägt. In fünf 
der Sachfragen zeigen sich die höchsten Kor-
relationskoeffizienten bei diesen beiden Par-
teien – jeweils mit entgegengesetzter Aus-
richtung: Während sich beispielsweise die An-
hänger*innen der AfD im Vergleich zu anderen 
Parteisympathisant*innen am stärksten gegen 
Zuwanderung zur Bekämpfung des Fachkräf-
temangels aussprechen, antworten Sympathi-
sant*innen der Grünen mit der vergleichsweise 
größten Zustimmung auf diese Sachfrage. Glei-
ches gilt für andere Sachfragen, die sich mit 
Einstellungen zur Migration, der europäischen 
Integration und der Priorisierung von Klima-
schutz vor Wirtschaftswachstum befassen.

Lediglich bei den Fragen zu staatlichen 
Eingriffen in die Wirtschaft sowie zum Thema 
Kapitalismus erscheinen andere Parteien 
an den Endpunkten. In diesen Themenbe-
reichen stehen sich am stärksten die Sym-
pathisant*innen der CDU einerseits und der 

Linken andererseits gegenüber. Wie schon 
im NDM 2023 zeigt sich auch 2025 anhand 
dieser Berechnung, dass die niedersächsi-
sche Bürgerschaft bei gesellschaftspolitischen 
Themen (Migration, Klima, Europa) parteipoli-
tisch zwischen Anhänger*innen der AfD und 
der Grünen gespalten ist, während Positionen 
zu wirtschaftspolitischen Themen die An-
hänger*innen der FDP und CDU von Anhän-
ger*innen der Linken unterscheiden. Auffäl-
lig ist dabei, dass die parteipolitischen Kon-
fliktlinien deutlich schärfer ausgeprägt sind 
als die themenspezifischen Polarisierungen in 
der Gesamtbevölkerung. Während wir bei der 
Analyse der Themenpolarisierung gesehen 
haben, dass viele dieser Themen in der Be-
völkerung nur mittlere Konfliktintensität auf-
weisen, sind sie im Parteienwettbewerb stark 
zugespitzt. Parteipolarisierung und gesell-
schaftliche Polarisierung fallen damit nicht 
zusammen, sondern folgen unterschiedlichen 
Logiken. Die parteipolitische Aufteilung ist 
ein Muster, das sich schon im NDM 2023 ge-
zeigt hat und ein gängiges Muster in west-
europäischen Parteiensystemen darstellt. Da-
bei bilden links-liberale Parteien auf der ge-
sellschaftspolitischen Achse einen Pol gegen-
über den Rechtsaußenparteien, während sie 
auf der wirtschaftspolitischen Achse den ent-

Linke

Linke

Grüne

Grüne

AfD

Grüne

Grüne

FDP/CDU

CDU

AfD

AfD

Grüne

AfD

AfD

Mehr staatliche Eingriffe in
die Wirtschaft

Klimaschutz vor
Wirtschaftswachstum

Migration gegen
Fachkräftemangel

Kapitalismus ruiniert 
               die Welt

Gleiche Elternrechte für
gleichgeschlechtliche Paare

Zu viele „Flüchtlinge“

Stärkere europäische 
              Einigung
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Korrelationskoeffizient r

Parteipolitisierung nach Sachfragen

Gewichtete Berechnung auf Grundlage von 1.394 bis 1.450 Befragten.

Abbildung 42: Parteipolitisierung nach Sachfragen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025.
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gegengesetzten Pol zu den Mitte-Rechts-Par-
teien darstellen. Zusammengenommen ergibt 
sich damit ein tripolar strukturierter Wett-
bewerbsraum, in dem unterschiedliche Kon-
fliktdimensionen von unterschiedlichen Par-
teikonstellationen getragen werden (Zollinger 
2024).

Diese Konstellation ist zentral für das Ver-
ständnis der zuvor beschriebenen multiplen 
asymmetrischen Polarisierung: Auf der Ag-
gregatsebene gibt es eine geschlechts- und 
altersspezifische asymmetrische Rechtsver-

schiebung. Nimmt man aber Parteisympa-
thien und Themenpolarisierung in den Blick, 
zeigt sich, dass sich politische Konflikte sym-
metrisch entlang parteipolitischer Anhänger-
schaften polarisieren und entlang unterschied-
licher thematischer Dimensionen verlaufen.

Welcher Umgang mit der AfD?

Die vorangegangenen Analysen haben ge-
zeigt, dass sich der parteipolitische Konflikt-
raum in Niedersachsen insbesondere entlang 
einer Achse zwischen den Anhänger*innen 
der AfD und der Grünen strukturiert, in öko-
nomischen Fragen entlang Anhänger*innen 
der FDP bzw. der CDU und der Linken. Da-
bei bleibt die gesamtgesellschaftliche Polari-
sierung vergleichsweise moderat, wobei dies 
für die unter 40-Jährigen nur eingeschränkt 
gilt. Polarisiert ist vor allem die Parteienland-
schaft. Eine gesonderte Rolle in dieser pola-
risierten Parteienlandschaft nimmt die AfD 
ein, die seit ihrer Gründung von der Debatte 
begleitet wird, wie mit ihr umgegangen wer-
den soll: Soll es eine „Brandmauer“ geben, die 
jegliche inhaltliche Vereinbarkeit und Koope-
ration mit der AfD ausschließt (Franzmann 
2024; Schroeder et al. 2024), und wenn ja: 
Darf es dann trotzdem gemeinsame Abstim-
mungen mit der AfD geben? Debatten zum 
Umgang mit neu gegründeten Parteien sind 
an sich nichts Ungewöhnliches (Holzhauser 
2018), bezüglich der AfD wird diese Debatte 
aber besonders intensiv geführt. Für die Par-
tei, die (Stand Juni 2026) von mehreren Lan-
desverfassungsschutzämtern als gesichert 
rechtsextremistisch eingestuft wird (Köpsell 
2026), soll keine Legitimierung demokratie-
zersetzender Politikpositionen durch unbe-
dachte Formen der Zusammenarbeit entste-
hen. Die Union steht dabei unter besonderer 
Beobachtung, weil ihre Wählerschaft auf der 
eindimensionalen Links-Rechts-Skala der AfD 
am nächsten kommt. Vor diesem Hintergrund 
stellt sich eine zentrale Frage: Wie bewertet 
die Bevölkerung selbst den institutionellen 
Umgang mit der AfD?

Zur Erfassung dieser Einstellungen wurden 
drei Formen möglicher Zusammenarbeit ab-

INFOKASTEN Korrelationsanalyse

Eine Korrelationsanalyse nach Pearson 
(Kühnel und Krebs  2001: 401–405) zeigt 
uns, ob zwischen zwei Variablen X und Y 
ein linearer Zusammenhang besteht und 
wie stark dieser ist. Besteht ein perfekter 
linearer Zusammenhang, liegen alle Punkte 
eines Streudiagramms auf einer Geraden. 
Diese Gerade kann eine positive oder eine 
negative Steigung haben. Im Fall einer po-
sitiven Steigung treten höhere Werte von 
X zusammen mit höheren Werten von Y 
auf. Bei einer negativen Steigung gilt das 
Gegenteil – wir sprechen dann von einem 
positiven oder negativen Zusammenhang 
zwischen den Variablen X und Y. 
Der Korrelationskoeffizient r ist ein Maß für 
die Stärke der Korrelation zwischen zwei 
Variablen. Der positive oder negative Ma-
ximalwert, den r annehmen kann, liegt bei 
+/−1. Dieser Maximalwert zeigt eine per-
fekte Korrelation an. Korrelationskoeffi-
zienten von +/−0,5 und größer bezeichnet 
man als hoch. Mit Hilfe einer Teststatistik 
lässt sich angeben, ob der Korrelationsko-
effizient statistisch signifikant ist. Dabei 
wird überprüft, ob tatsächlich ein von null 
abweichender Zusammenhang zwischen 
X und Y besteht. Mit dem Signifikanz-
niveau  p wird angegeben, wie hoch die 
Wahrscheinlichkeit ist, dass der Koeffizi-
ent tatsächlich nicht von null verschieden 
ist. Ein Wert von p  = 0,05 beispielsweise 
steht dann für eine Fehlerwahrscheinlich-
keit von 5 % (Kühnel und Krebs 2001: 265).
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gefragt, die sich im Grad institutioneller Ver-
flechtung unterscheiden:
	■ Einbringen eigener Gesetze, auch wenn 

diese nur mit AfD-Stimmen verabschie-
det werden können.

	■ Gemeinsame Gesetzesinitiativen mit der 
AfD.

	■ Bildung einer Regierungskoalition mit der 
AfD.

Die Ergebnisse zeigen eine klare Abstu-
fung entlang dieser institutionellen Intensi-
tät (siehe Tabelle 5). Am deutlichsten ist die 
Ablehnung einer Regierungskoalition mit der 
AfD. In der Gesamtbevölkerung lehnen 68 % 
eine Koalition ab, 23 % befürworten sie. Un-
ter CDU-Sympathisant*innen fällt die Ableh-
nung mit 76 % deutlich höher aus, lediglich 
16 % unterstützen eine Koalition. Die stär-
kere Ablehnung unter CDU-Sympathisant*in-
nen im Vergleich zur Grundgesamtheit lässt 
sich dadurch erklären, dass sich AfD-Anhän-
ger*innen, die in der Grundgesamtheit vertre-
ten sind, eine Regierungsbeteiligung durchaus 
wünschen. Mit der klaren Ablehnung unter 
CDU-Sympathisant*innen erfährt die Koali-
tionsoption nicht nur gesellschaftlich mehr-
heitlich eine klare Abfuhr, sondern stößt auch 
im potenziell relevantesten Wählersegment 
auf sehr klare Vorbehalte.

Differenzierter sind die Einstellungen bei 
legislativen Kooperationsformen. Gemeinsame 
Gesetzesinitiativen mit der AfD werden in der 
Gesamtbevölkerung von 54 % der Befragten 
abgelehnt und von 30 % befürwortet. Unter 
CDU-Anhänger*innen liegt die Ablehnung mit 
49 % etwas niedriger, die Zustimmung mit 

32 % geringfügig höher. Hier zeigt sich eine 
gewisse Öffnung im Vergleich zur Koalitions-
frage, ohne dass eine Mehrheitsbefürwortung 
erkennbar wäre.

Am ambivalentesten wird die Konstellation 
bewertet, in der eigene Gesetzesvorhaben nur 
mit Stimmen der AfD eine Mehrheit finden. In 
der Gesamtbevölkerung lehnen dies 54 % ab, 
29 % befürworten es. Unter CDU-Sympathi-
sant*innen beträgt die Ablehnung 42 %, wäh-
rend 35 % zustimmen. Der Abstand zwischen 
Ablehnung und Zustimmung ist wesentlich 
kleiner als bei der Koalitionsfrage, zugleich 
ist der Anteil Unentschiedener mit 22 % ver-
gleichsweise hoch.

Insgesamt zeigt sich somit ein konsistentes 
Muster: Je stärker die institutionelle Verflech-
tung mit der AfD, desto deutlicher die Ableh-
nung – sowohl in der Gesamtbevölkerung als 
auch in überdurchschnittlichem Ausmaß un-
ter CDU-Sympathisant*innen. Gleichzeitig ist 
innerhalb der CDU-Wählerschaft eine gradu-
elle Verschiebung hin zu größerer Offenheit bei 
punktuellen parlamentarischen Konstellationen 
erkennbar, ohne dass dies in eine Mehrheit für 
formale Zusammenarbeit mündet.

Dieser Befund ist im Lichte der zuvor dar-
gestellten Rechtsverschiebung besonders 
aufschlussreich. Zwar steigt der Anteil rech-
ter Selbsteinschätzungen in der Bevölkerung, 
doch übersetzt sich dies nicht proportional 
in eine Bereitschaft zur institutionellen Inte-
gration der AfD. Die ideologische Asymmet-
rie schlägt nicht unmittelbar in eine sym-
metrische Koalitionslogik um. Auch im rech-
ten Spektrum bestehen klare Grenzen der 
Machtteilung.

Tabelle 5: Umgang mit der AfD

Lehne ich eher/
stark ab teils/teils Befürworte ich 

eher/stark
CDU ALLE CDU ALLE CDU ALLE

Gesetze einbringen, auch wenn AfD zustimmt 42 54 22 17 35 29
Gesetze gemeinsam mit AfD einbringen 49 54 18 16 32 30
Koalition mit AfD 76 68 8 8 16 23

Anmerkung: Eigene Berechnung auf Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Alle Angaben in Prozent der Befragten. 
Auf Grund von Rundungen kann die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Gerade in dieser Spannung zwischen par-
teipolitischer Konfliktdynamik und normativer 
Grenzziehung wird die im Kapitel beschrie-
bene multiple asymmetrische Polarisierung 
sichtbar: Die Konfliktintensität nimmt zu, und 
Teile des ideologischen Spektrums verschie-
ben sich, doch es entstehen keine zwei gleich 
starken Lager mit wechselseitig anerkann-
ter Koalitionsfähigkeit. Eine Zusammenarbeit 
zwischen Linken, Grünen, Union, SPD scheint 
trotz des formalen Unvereinbarkeitsbeschlus-
ses der Union, der auch die Linke betrifft, für 
unsere Befragten in Niedersachsen denkbar 
– eine mit der AfD nicht. Die gesamtgesell-
schaftliche Abgrenzung gegenüber der AfD 
bleibt stabiler, als es ihre Umfrage- und Wahl-
ergebnisse auch in Niedersachsen vermuten 
lassen. Selbst ein Großteil der Unionsanhän-
ger*innen kann sich eine Zusammenarbeit 
mit der AfD nicht vorstellen.

Zwischenfazit

In diesem Kapitel haben wir die Entwicklung 
der Links-Rechts-Selbsteinschätzung, die Po-
larisierung einzelner Themen sowie deren 
Niederschlag im Parteienwettbewerb unter-
sucht. Ausgangspunkt war die Frage, ob wir 
in Niedersachsen einen Rechtsruck oder eine 
ideologische Gesamtpolarisierung beobach-
ten. Die Ergebnisse deuten nicht auf eine ein-
fache Lagerbildung hin. Weder spaltet sich 
Niedersachsen in zwei gleich starke ideologi-
sche Lager, noch lässt sich die Entwicklung 
als klarer Rechtsruck beschreiben. Stattdessen 
beobachten wir multiple asymmetrische Pola-
risierungsprozesse. Asymmetrisch ist die Po-
larisierung, weil sich Konfliktintensität, ideo-
logische Selbstverortung, thematische Zu-
spitzung und parteipolitische Repräsentation 
nicht gleichmäßig und nicht entlang einer 
einzigen Konfliktachse entwickeln. Die Rechts-
verschiebung ist ein wichtiger Ausdruck die-
ser asymmetrischen Dynamik, beschreibt sie 
aber nicht vollständig. Multipel ist sie, weil 
diese Entwicklung nicht nur die Links-Rechts-
Achse betrifft, sondern sich auch in Konflik-
ten zwischen Altersgruppen, Geschlechtern, 
Themenfeldern und Parteien zeigt. Dabei gibt 

es durchaus Symmetrien, die sich in der par-
teipolitischen Polarisierung zwischen Grünen 
und AfD niederschlagen; dieser Gegensatz 
prägt aber eben nicht die gesamte politische 
Landschaft.

Asymmetrisch ist diese Entwicklung zu-
nächst auf der ideologischen Ebene. Zwar 
steigt der Anteil rechter Selbsteinschätzun-
gen, ohne dass sich eine spiegelbildliche 
linke Gegenbewegung ausbildet. Die Verschie-
bung vollzieht sich also nicht als klassischer 
„Ruck“, sondern als Rechtsverschiebung im 
Sinne der in der Einleitung eingeführten Be-
grifflichkeit. Die politische Mitte verliert an 
Bindekraft, während sich die Veränderungs-
dynamik stärker nach rechts verdichtet. Zu-
gleich bleibt die gesellschaftliche Ablehnung 
der AfD mehrheitlich bestehen – auch unter 
CDU-Sympathisant*innen, die eine systema-
tische Zusammenarbeit mit der AfD überwie-
gend skeptisch beurteilen. In dieser Hinsicht 
sind Einstellungs- und Parteienebene in ge-
wissem Maße kongruent: Der Wahlerfolg der 
AfD bedeutet keine breite Legitimierung ihrer 
politischen Einbindung.

Das ansatzweise Verschwinden der klassi-
schen Glockenverteilung in den jüngeren Al-
tersgruppen verweist darauf, dass die inte-
grative Kraft der politischen Mitte – zumin-
dest altersgruppenspezifisch – an Bindewir-
kung verliert und sich damit auch die Logik 
des Parteienwettbewerbs verschieben könnte. 
Was in der Politikwissenschaft als „Median-
wähler-Theorem“ bekannt ist (Downs 1957), 
wird in der Öffentlichkeit als „in der Mitte 
werden Wahlen gewonnen“ diskutiert (z.B. 
Schmitt 2009). Diese Binsenweisheit gilt für 
die Menschen bis 39 Jahre in Niedersachsen 
so nicht mehr uneingeschränkt. Eine Verfesti-
gung dieser Tendenz hätte dramatische Fol-
gen nicht nur für Wahlkampfstrategien, son-
dern auch für den gesellschaftlichen Diskurs, 
die Regierungsbildung und Unterstützung der 
politischen Herrschaft: je weniger Mitte, desto 
weniger Kompromissspielraum zwischen den 
Lagern und desto weniger lagerübergreifendes 
gesellschaftliches Verständigungsangebot.

Asymmetrisch sind die Entwicklungen 
darüber hinaus entlang sozialer Linien. Die 
Rechtsverschiebung speist sich vor allem aus 
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jüngeren männlichen Kohorten, während in 
der jüngsten Altersgruppe zugleich eine stär-
kere linke Selbstverortung sichtbar wird. Pola-
risierung verläuft damit nicht linear, sondern 
altersgruppen- und geschlechtsspezifisch, 
teilweise sogar gegenläufig. 

Auch auf der Themenebene zeigt sich kein 
einheitliches Muster. Ökonomische Fragen ge-
winnen zwar wieder an Bedeutung,15 entfal-
ten jedoch derzeit keine starke polarisierende 
Kraft; sie spiegeln eher allgemeine wirtschaft-
liche Verunsicherung als einen fundamentalen 
Systemkonflikt wider. Gesellschaftspolitische 
Themen hingegen strukturieren den politi-
schen Wettbewerb stärker – allerdings eben-
falls asymmetrisch: Während etwa die Unter-
stützung gleichgeschlechtlicher Partnerschaf-
ten seit Jahren entpolarisiert ist, zeigt sich 
bei der Frage nach der Existenz von zwei oder 
mehreren Geschlechtern eine neue, vor allem 
jüngere Kohorten betreffende Polarisierung. 
Selbst innerhalb einzelner Themenfelder ver-
laufen also gegenläufige Entwicklungen.

Parteipolitisch kommt es wie oben er-
wähnt am ehesten zu einer symmetrischen 
Polarisierung – allerdings begrenzt auf die 
gesellschaftspolitische Dimension, wo Grüne 
und AfD systematisch entgegengesetzte Posi-
tionen vertreten. Dies gilt nicht für die öko-
nomischen Themen, wo wir eine mäßige Dis-
tanz zwischen den Anhänger*innen der CDU 
und FDP einerseits und der Linken anderer-
seits beobachten. In beiden Dimensionen er-
scheinen oberflächlich die bürgerlichen Par-
teien CDU und FDP sowie die nationalistische 
Partei AfD als gemeinschaftliche Parteien 
rechts der Mitte. Tatsächlich weisen unsere 
Zahlen aber darauf hin, dass sie sich in Nie-
dersachsen habituell deutlich unterscheiden 
und eben keine Zusammenarbeit mit der AfD 
wünschen.

Insgesamt bleibt Niedersachsen eine ver-
gleichsweise moderat strukturierte Gesell-
schaft mit begrenzter gesamtgesellschaft-
licher Polarisierung. Gleichzeitig verschiebt 
sich der parteipolitische Konfliktraum deut-

15	 Siehe Abschnitt 3.1 zu wichtigen politischen 
Problemen.

lich und wird stärker von gesellschaftspoli-
tischen Gegensätzen geprägt. Wir sprechen 
daher schlussfolgernd von multipler asym-
metrischer Polarisierung: Die Konfliktstruktur 
verschiebt sich zwar nach rechts, verdichtet 
sich aber nicht zu einer einfachen Zweilager-
ordnung. Vielmehr entstehen ungleichzeitige 
und themenspezifische Polarisierungen zwi-
schen Altersgruppen, Geschlechtern, Parteien 
und politischen Dimensionen. Genau in die-
ser Kompliziertheit liegt die demokratiepoli-
tische Relevanz des Befunds: Die Gesellschaft 
zerfällt nicht in zwei gleich große Lager, doch 
einzelne Konflikte emotionalisieren stärker 
und werden parteipolitisch zugespitzt. Sie las-
sen sich aber nicht einfach lösen, noch fängt 
diese parteipolitische Vereinfachung die da-
hinter liegende Komplexität ein.

3.4	 Antisemitische, rechtsextreme 
und populistische 
Einstellungen sowie 
Verschwörungsmentalitäten

Politischer Extremismus, insbesondere 
Rechtsextremismus, spielt für gesellschaftli-
che Debatten der Bundesrepublik eine zen-
trale Rolle. So widmen sich mehrere bun-
desweite Studien wie die Mitte-Studien der 
Friedrich-Ebert-Stiftung, die Leipziger Autori-
tarismus-Studien oder der von der Beauftrag-
ten der Bundesregierung für Ostdeutschland 
unterstützte Deutschland-Monitor der Ana-
lyse rechtsextremer Einstellungen. Auch Län-
dermonitore wie der Berlin- und der Thürin-
gen-Monitor oder der Demokratiebericht NRW 
greifen das Thema auf. Der Niedersächsische 
Demokratie-Monitor nimmt rechtsextreme 
und antisemitische Einstellungen in Nieder-
sachsen seit dem Erhebungsjahr 2023 in den 
Blick. An diese Untersuchung schließen wir 
mit der aktuellen Erhebung an. Zudem ana-
lysieren wir populistische Einstellungen und 
Verschwörungsmentalitäten. Wir verorten 
diese Daten im bundesdeutschen Kontext und 
untersuchen, ob rechtsextreme Einstellungen 
mit Populismus und Verschwörungsmentalitä-
ten zusammenhängen.
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Im Folgenden berichten wir zunächst un-
sere Ergebnisse zu antisemitischen Einstel-
lungen, die dann auch Teil der Analyse des 
Rechtsextremismus in Niedersachsen sind. 
Daran anschließend befassen wir uns mit Po-
pulismus und Verschwörungsmentalitäten.

Antisemitische Einstellungen

Innerhalb des vielschichtigen wissenschaft-
lichen und gesellschaftlichen Diskurses über 
judenfeindliche Ausdrucksformen kursie-
ren unterschiedliche Definitionen von Anti-
semitismus. Zu den bekanntesten zählt die 
Arbeitsdefinition der International Holocaust 
Remembrance Alliance (IHRA 2016), die den 
Mitgliedsstaaten der Organisation als nicht 
rechtsverbindliche Grundlage für die Identifi-
kation von Antisemitismus dient. In Deutsch-
land wird sie in vielen Bereichen des öffent-
lichen Lebens, wie zum Beispiel in der po-
litischen Bildung und bei Bundesbehörden, 
angewandt (Bundesministerium des Inneren 
2026).

Die IHRA beschreibt Antisemitismus 
folgendermaßen:

„Antisemitismus ist eine bestimmte 
Wahrnehmung von Jüdinnen und 
Juden, die sich als Hass gegen-
über Jüdinnen und Juden ausdrücken 
kann. Der Antisemitismus richtet sich 
in Wort oder Tat gegen jüdische oder 
nichtjüdische Einzelpersonen und/oder 
deren Eigentum sowie gegen jüdische 
Gemeindeinstitutionen oder religiöse 
Einrichtungen.“ (IHRA 2016)

Der Definition sind eine Reihe von Beispie-
len angehängt, die das vielfältige, historisch 
gewachsene Inventar antisemitischer Aus-
drucksformen abbilden. Zu ihnen gehören 
u.a. die Leugnung der Schoah, die Vorstel-
lung einer jüdischen Weltverschwörung so-
wie die Verwendung von Symbolen, die auf 
den Vorwurf der rituellen Kindstötung abzie-
len. Aus den Beispielen geht ebenfalls hervor, 
dass Hass gegen den Staat Israel dann als an-
tisemitische Ausdrucksform gewertet werden 

kann, wenn dieser als jüdischer Kollektivak-
teur wahrgenommen und instrumentalisiert 
wird, um die Verantwortung für sein Handeln 
allen Jüdinnen und Juden zuzuschreiben. Das 
Gleiche gilt auch für die Aberkennung der 
Selbstbestimmung des jüdischen Volkes (in 
Form des israelischen Staates). Die Beispiele 
der IHRA ermöglichen somit eine Einordnung 
von Aussagen und Handlungen, die sich mit 
aktuellen und historischen Formen antisemi-
tischer Artikulationen decken. Die Definition 
macht allerdings nicht deutlich, wie Antise-
mitismus entsteht, was die antisemitische 
Wahrnehmung (abseits der Beispiele) aus-
macht oder wie sie zu Hass und Verfolgung 
führt.

Seit 2020 hat darüber hinaus eine weitere 
Definition international Beachtung gefunden, 
die als Antwort bzw. Kritik an der Definition 
der IHRA angelegt ist. Die „Jerusalem Declara-
tion on Antisemitism“ (kurz: JDA) beschreibt 
Antisemitismus als „Diskriminierung, Vorur-
teil, Feindseligkeit oder Gewalt gegen Jüdin-
nen und Juden als Jüdinnen und Juden (oder 
jüdische Einrichtungen als jüdische)“ (JDA 
2020). Zentraler Punkt der JDA ist eine Un-
terscheidung zwischen antisemitischer und 
nicht-antisemitischer Israel-Feindschaft. Die 
dafür herangezogenen Beispiele stehen al-
lerdings, so ihre Kritiker*innen, im direkten 
Widerspruch mit der eigentlichen Definition 
(Rensmann 2023, S. 414). So büßt die Defini-
tion hinsichtlich ihres selbsterklärten Ziels 
schließlich an Klarheit ein. Eine Differenzie-
rung zwischen genuin antisemitischen Positi-
onen und der Kritik an israelischen Institutio-
nen ist indes auch im Rahmen der IHRA-De-
finition möglich, die auf den ersten Blick zwar 
vage wirkt, dafür aber ein umfassenderes Bild 
liefert.

In Anlehnung an die IHRA-Definition be-
greifen wir Antisemitismus deshalb als eine 
homogenisierende und essentialisierende 
Wahrnehmung von Jüdinnen und Juden, die 
sie auf Grund zugeschriebener Vorstellungen 
als privilegiert, einflussreich, bedrohlich, ohn-
mächtig, schwächlich oder hinterlistig brand-
markt. Dieser Wahrnehmung liegt „ein mani-
chäistisches Weltbild zugrunde“, das Juden als 
„[d]ie bösen Anderen“ zum Feindbild erklärt, 
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um komplexe politische wie gesellschaftliche 
Zusammenhänge auf einfache Problem- und 
Lösungsbeschreibungen herunterzubrechen 
(Schwarz-Friesel und Reinharz 2013, S. 114). In 
diesem Zusammenhang begreifen wir Antise-
mitismus auch als festen Bestandteil rechts-
extremer Ideologie, der konzeptionelle Über-
schneidungen mit Populismus und Verschwö-
rungsmentalität aufweist. In rechtsextremen 
Verschwörungserzählungen werden Jüdinnen 
und Juden beispielsweise als Teil einer mäch-
tigen global agierenden Elite dargestellt, die 
die Politik zu ihrem Vorteil beeinflusst und 
dabei die Schädigung der restlichen Bevölke-
rung in Kauf nimmt (Imhoff 2021).16

Zu den verbreitetsten Formen antisemiti-
scher Einstellungen gehören der sogenannte 
tradierte, der schuldabwehrende und der 
anti-israelische Antisemitismus. Der tradierte 
Antisemitismus geht auf die nationalsozia-
listische Propaganda und deren rassentheo-
retische Wurzeln zurück. Schuldabwehrender 
Antisemitismus stellt eine Abwehrreaktion im 
Zuge der Konfrontation mit den nationalso-
zialistischen Verbrechen dar. Der anti-israe-
lische Antisemitismus schließlich setzt das 
Handeln des israelischen Staates mit dem 
Handeln als jüdisch wahrgenommener Men-
schen gleich. Über diese Art der Umwegkom-
munikation wird der Versuch unternommen, 
den antisemitischen Hass gesellschaftsfä-
hig zu kommunizieren (Schwarz-Friesel und 
Reinharz 2013, S. 195; Salzborn 2014, S. 21).17 

16	 Auf Grund der welterklärenden Funktion dieser 
Erzählungen unterscheiden sich antisemitische Ein-
stellungen dezidiert vom Rassismus (Rensmann 
2023, S. 418), auch wenn sich beide Phänomene als 
Bestandteile gruppenbezogener Menschenfeindlich-
keit fassen lassen (Mokros und Zick 2023a, S. 157).

17	 Decker et al. (2024, S. 62) legen in der Leipziger 
Autoritarismus-Studie einen besonderen Schwer-
punkt auf antisemitische Einstellungen. Sie beob-
achten „in Folge des Angriffs der Terrorgruppe 
Hamas auf Israel Formen des Antisemitismus, 
die sich mit diesen […] Dimensionen noch nicht 
adäquat beschreiben [lassen]“, und unterscheiden 
deshalb zusätzlich zwischen antizionistischem und 
postkolonialem Antisemitismus. Da der NDM aber 
breiter angelegt ist als die Leipziger Studie und 
darauf abzielt, ein Gesamtbild der politischen Kultur 

Auf Grund der zum Zeitpunkt der Umfrage im 
Spätsommer  2025 zunehmenden Kritik des 
militärischen Vorgehens Israels im Gazastrei-
fen nehmen wir im Folgenden die Struktur 
des anti-israelischen Antisemitismus beson-
ders in den Blick.

Um das Auftreten antisemitischer Ein-
stellungen zu erklären, werden in der sozial-
wissenschaftlichen Forschung sowohl indivi-
duelle als auch soziodemografische und so-
zioökonomische Faktoren berücksichtigt. Die 
Befunde zum Einfluss sozialer Strukturdaten 
wie Alter und Wohnort weisen jedoch je nach 
Studie starke Unterschiede auf (Liebig 2023, 
S. 591).18 Trotzdem sind auf Grund „einer frü-
hen Sozialisation durch das NS-Regime“ stär-
kere Zustimmungswerte bei älteren Kohorten 
zu erwarten (Liebig 2023, S. 592). Betrachtet 
man die Anhängerschaften der Parteien, wei-
sen neben der AfD auch die Wähler*innen 
von Kleinstparteien sowie Nichtwähler*innen 
erhöhte Antisemitismus-Werte auf (Liebig 
2023, S. 610). Unabhängig von der Zugehörig-
keit zu einer bestimmten sozioökonomischen 
Gruppe ist darüber hinaus die Akzeptanz von 
Verschwörungserzählungen laut den Hambur-
ger Kriminologen Jannik M. K. Fischer und Pe-
ter Wetzels  (2024) der stärkste Indikator für 
antisemitische Einstellungen in Deutschland.

Im NDM messen wir antisemitische Ein-
stellungen mit Hilfe von drei Items, die auf 
je eine der drei oben genannten Formen des 
Antisemitismus zugeschnitten sind. So fragen 
wir sowohl nach dem wahrgenommenen Ein-
fluss von Jüdinnen und Juden („Jüdinnen und 
Juden haben in Deutschland zu viel Einfluss 
auf Politik und Wirtschaft.“19), nach anti-israe-

Niedersachsens zu zeichnen, haben wir uns ange-
sichts begrenzter Ressourcen gegen eine detaillierte 
Unterscheidung entschieden.

18	 Liebig (2023, S. 592) führt das Fehlen derartiger 
Effekte auf die Limitationen bivariater Ansätze 
zurück und plädiert deshalb für multivariate 
Analysen.

19	 Die Aussage „Jüdinnen und Juden haben in 
Deutschland zu viel Einfluss“ wurde bei der Hälfte 
der Befragten (zufällig ausgewählt) um den Zusatz 
„in Politik und Wirtschaft“ ergänzt. Da eigene wei-
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lischer Umwegkommunikation („Durch die is-
raelische Politik werden mir die Jüdinnen und 
Juden immer unsympathischer.“) und nach 
Abwehrreaktionen bei der Konfrontation mit 
der Schoah („Ich bin es leid, immer wieder 
von den deutschen Verbrechen an den Jüdin-
nen und Juden zu hören.“).

Dabei zeigt sich, dass der schuldabweh-
rende Antisemitismus in Niedersachsen, wie 
auch im Rest des Landes (Decker Kiess Heller 
et al. 2024, S. 60), die häufigste Form anti-
semitischer Einstellungen darstellt (siehe Ab-
bildung 43). Innerhalb der niedersächsischen 
Bevölkerung finden sich mit 31 % die mit Ab-
stand höchsten Zustimmungswerte bei der 
Aussage, nicht mehr an die deutschen Ver-

tergehende Analysen zeigen, dass die Antwortmus-
ter durch die Formulierung nicht beeinflusst wer-
den, werden die Antworten auf beide Aussagen hier 
zusammengefasst.

brechen an den Jüdinnen und Juden erinnert 
werden zu wollen. Tradierter Antisemitismus 
wird dagegen nur selten geäußert. Der Aus-
sage, Jüdinnen und Juden hätten in Deutsch-
land zu viel Einfluss auf Politik und Wirt-
schaft, stimmen lediglich 5 % zu, weitere 7 % 
identifizieren sich zumindest teilweise mit 
dieser Aussage. Die anti-israelische Umweg-
kommunikation ist dagegen etwas weiter ver-
breitet. Knapp über 12 % der Niedersachsen 
vermengen eine Ablehnung der israelischen 
Politik mit einer ablehnenden Wahrnehmung 
jüdischer Personen – ebenso viele tun dies 
zumindest teilweise.

Im Vergleich zum NDM  2023 verzeichnen 
wir bei antisemitischen Einstellungen mit Is-
raelbezug einen Anstieg um 3 Prozentpunkte 
(siehe Abbildung 43). Auf Grund der jüngs-
ten Eskalationen des Nahostkonflikts und der 
damit verbundenen Polarisierung des öffent-
lichen Diskurses war eine extremere Entwick-
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Gewichtete Angaben auf Basis von 1.455 (2025) und 966 (2023) Befragten.

stimme nicht zu teils/teils stimme zu

Antisemitismus im Zeitverlauf

Abbildung 43: Antisemitismus im Zeitverlauf
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2023 und des NDM 2025. Auf Grund von 
Rundungen kann die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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lung zu erwarten.20 So zeigte sich auf Bun-
desebene bereits im Jahr 2024 ein deutlicher 
Anstieg des anti-israelischen Antisemitis-
mus (Decker Kiess und Brähler 2024, S. 148). 
Im Vergleich zu Thüringen, wo anti-israelische 
Einstellungen zwischen 2023 und 2024 deut-
lich um 11  Prozentpunkte angestiegen sind 
und nun von fast einem Drittel der Bevölke-
rung geteilt werden (Reiser et al. 2024, S. 40), 
oder den Daten des Berlin-Monitors  2025 
(16 % Zustimmung, 17 % „teils/teils“) (Pickel et 
al. 2026) sind die von uns gemessenen 12 % 
als ein eher niedriger Wert anzusehen. Aller-
dings bleibt abzuwarten, ob es sich hierbei 
primär um eine kurzfristige Reaktion auf das 
internationale Geschehen handelt oder ob 

20	 Die Messungen für den NDM fanden 2023 kurz 
vor bis während des Konflikts statt. Die Daten 
bilden also keine klare Grundlage für einen 
Vorher-Nachher-Vergleich.

sich ein Aufwärtstrend abzeichnet und mög-
licherweise sogar verfestigt.

Da in bundesweiten Umfragen deutli-
che Unterschiede im antisemitischen Profil 
der Parteiklientele identifiziert werden (Liebig 
2023, S. 610; Decker Kiess und Brähler 2024, 
S. 146), analysieren wir das Auftreten antise-
mitischer Einstellungen nach Parteipräferenz 
(siehe Infokasten Parteipräferenz auf S. 26). Im 
aktuellen Kontext des Nahostkonflikts ist hier 
zuerst die Positionierung gegenüber Israel in-
teressant. Abbildung 44 zeigt die Zustimmung 
zu einer anti-israelischen Aussage nach Par-
teipräferenz. Besonders auffällig ist der hohe 
Anteil von FDP-Sympathisant*innen: Über ein 
Drittel von ihnen übertragem ihre negative 
Haltung gegenüber Israel auf Jüdinnen und 
Juden. Mit 37 % liegen die Zustimmungswerte 
vor jenen der BSW-Anhänger*innen (36 %). 
Allerdings fließen in beiden Fällen jeweils nur 
knapp über fünfzig Befragte in die Auswertung 
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stimme nicht zu teils/teils stimme zu

Durch die israelischePolitik werden mir die Jüdinnen und Juden immer
unsympathischer.

Anti-israelischer Antisemitismus nach Parteipräferenz

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.284 Befragten.

Abbildung 44: Anti-israelischer Antisemitismus nach Parteipräferenz
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann 
die Gesamtsumme von 100 % abweichen. Angaben zur FDP und zum BSW sind auf Grund der geringen Fallzahlen mit 
einer hohen Unsicherheit behaftet.
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mit ein. Möglicherweise handelt es sich also – 
trotz der Gewichtung der Daten in den Ana-
lysen – um stichprobenspezifische Effekte, die 
sich nicht auf die Grundgesamtheit der nie-
dersächsischen Bevölkerung übertragen lassen.

Entgegen der vielbeschworenen Solida-
rität, mit der sich die AfD bundesweit seit 
dem Massaker vom 7.  Oktober  2023 als is-
raelfreundlich positioniert (Jacobs und Bäuml 
2025), finden sich mit 27 % die dritthöchs-
ten Zustimmungswerte bei ihren Sympathi-
sant*innen. Auf Platz vier finden sich die An-
hänger*innen der Linken mit 12 % Zustim-
mung, die zugleich aber die zweithöchsten 
Ablehnungswerte aufweisen. Interessant sind 
die Zustimmungswerte unter den CDU-An-
hänger*innen: Lediglich 9 % stimmen zu, doch 
22 % entscheiden sich für die Mittelkategorie 
„teils/teils“ – mehr als bei jeder anderen Par-
tei. Mit 8 % finden wir unter SPD-Sympathi-
sant*innen ähnliche Zustimmungswerte wie 
bei jenen der CDU. Die mit Abstand niedrigste 
Zustimmung findet sich mit 3 % schließlich 
bei den Unterstützer*innen der Grünen.

Betrachtet man das Muster der Zustim-
mung, dann teilen sich die Menschen in Nie-
dersachsen in zwei Gruppen: eine durch anti-
israelischen Antisemitismus geprägte Gruppe, 
die vornehmlich AfD, FDP und BSW nahe-
steht; und eine eher antisemitismuskritisch 
eingestellte Gruppe, die sich unter den An-
hänger*innen der Linken, der Grünen, der SPD 
und der CDU findet.

Um nicht ausschließlich die Einstellung zu 
Israel in den Blick zu nehmen, sondern die 
Positionierung unserer Befragten zu allen An-
tisemitismus-Items in die Auswertung einflie-
ßen zu lassen, betrachten wir im Folgenden 
einen Antisemitismus-Index, den wir als Mit-
telwert aus den drei im NDM 2025 erhobe-
nen Antisemitismus-Items berechnen.21 Der 
Schwellenwert für eine Einstufung als antise-
mitisch liegt bei 3,5 Indexpunkten und mehr, 
sodass wir all jene Befragten erfassen, die an-

21	 Die Ergebnisse einer Faktorenanalyse und Cron-
bachs Alpha (α = 0,6) sprechen für eine Kombina-
tion der Items zu einem Antisemitismus-Index.

tisemitischen Aussagen im Mittel mehr als 
nur „teils/teils“ zustimmen.

Entgegen der zuvor beobachteten Zwei-
teilung der Wählergruppen zeichnet sich auf 
Basis des Index nun eine Dreiteilung ab: An-
hänger*innen von FDP und AfD weisen dabei 
mit 35 % und 21 % die mit deutlichem Abstand 
höchsten Antisemitismus-Werte auf (siehe 
Abbildung 45). Die hohe Zustimmung unter 
den FDP-Sympathisant*innen spricht eindeu-
tig dafür, dass sich die antisemitischen Ein-
stellungen dort nicht auf eine ablehnende Hal-
tung gegenüber Israel beschränken, sondern 
auch tradierte und schuldabwehrende For-
men von Antisemitismus betreffen. Auf Grund 
der geringen Fallzahl sind die Werte der FDP 
trotzdem nicht unbedingt repräsentativ für die 
niedersächsische Bevölkerung. BSW, SPD und 
CDU weisen jeweils eine Zustimmung von rund 
10 % – 11 % auf. Die Positionierung des BSW 
deutet im Vergleich mit den Erkenntnissen 
aus der Diskussion um anti-israelischen An-
tisemitismus auf eine differenzierte Ausprä-
gung des Antisemitismus in den Reihen die-
ser Partei hin. Blicken wir genauer hin, finden 
wir bei lediglich 1 % der BSW-Anhänger*innen 
Anzeichen für tradierten, aber bei immerhin 
32 % für schuldabwehrenden Antisemitismus. 
Schuldabwehrender und anti-israelischer Anti-
semitismus finden sich demnach bei etwa ei-
nem Drittel der BSW-Anhänger*innen, tradier-
ten Antisemitismus finden wir hingegen nicht. 
Der Anteil antisemitisch eingestellter Sym-
pathisant*innen bei Linken und Grünen liegt 
schließlich bei je unter 1 % und damit auf ei-
nem vernachlässigbaren Niveau.

Antisemitisch eingestellte Personen sym-
pathisieren in Niedersachsen am zweitstärks-
ten mit der AfD. Die Anhänger*innen dieser 
Partei weisen überdurchschnittlich hohe Zu-
stimmungswerte in allen drei Antisemitis-
mus-Dimensionen auf. Wenn unsere Daten-
grundlage repräsentativ ist, spricht die FDP 
ein nicht weniger problematisches Maß anti-
semitisch eingestellter Wähler*innen an. Le-
diglich die Dimension des tradierten Antise-
mitismus bewegt sich hier in einem demokra-
tisch akzeptablen Rahmen.
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Rechtsextreme Einstellungen

Im Einklang mit der internationalen For-
schung lassen wir uns bei unserer Unter-
suchung rechtsextremer Einstellungen von 
der Annahme leiten, dass solche Einstellun-
gen von der Ablehnung einer Outgroup ge-
prägt sind. Extremistische Einstellungen 
zeichnen sich laut J. M. Berger  (2018) durch 
die Überzeugung ihrer Anhänger*innen aus, 
dass das Überleben der eigenen Ingroup nur 
durch die Vernichtung dieser Outgroup gesi-
chert werden könne. In milderen Formen ge-
nügt aber auch schon eine verbale Abwertung 
der Outgroup, um extreme Einstellungen zu 
manifestieren.

Die Verbreitung rechtsextremer Einstel-
lungen wird in sozialwissenschaftlichen Un-
tersuchungen meist auf der Grundlage der 
in der wissenschaftlichen Diskussion etab-
lierten Konsensdefinition (Decker und Brähler 
2009, S. 20) anhand von sechs ideologischen 
Elementen gemessen. Dazu gehören die Be-
fürwortung einer rechtsautoritären Diktatur, 

Antisemitismus, Sozialdarwinismus22, Ver-
harmlosung des Nationalsozialismus, Frem-
denfeindlichkeit und Nationalchauvinismus23 
(Decker et al. 2020, S. 34; vgl. auch Zick und 
Mokros 2023, S. 54). Seit dem NDM 2023 zie-
hen wir für die Messung dieser Elemente des 
Rechtsextremismus Items heran, die sich be-
reits in der Mitte-Studie (Zick et al. 2023) be-
währt haben und darüber hinaus zum Bei-
spiel auch in den Ländermonitoren Thürin-
gens (Reiser et al. 2024) und Berlins (Pickel et 
al. 2024) zum Einsatz kommen. Konkret bit-

22	 Als Sozialdarwinismus bezeichnet man die Theo-
rie einer Gesellschaft, in der das Recht des Stär-
keren gilt. Eine ausführliche Definition findet 
sich online bei der Bundeszentrale für politische 
Bildung (2026b).

23	 Als Nationalchauvinismus bezeichnet man die 
Überzeugung, einer Nation anzugehören, die ande-
ren Nationen überlegen ist. Eine ausführliche Defi-
nition findet sich online bei der Bundeszentrale für 
politische Bildung (2026a).
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Abbildung 45: Antisemitismus nach Parteipräferenz
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen. Angaben zur FDP und zum BSW sind auf Grund der geringen Fallzahlen mit einer 
hohen Unsicherheit behaftet.
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ten wir unsere Befragten, anzugeben, inwie-
fern sie den in Tabelle 6 dokumentierten elf 
Aussagen zustimmen oder sie ablehnen. Die 
Reaktionen der Befragten erfassen wir mit 
Hilfe einer fünfstufigen Skala, die von „stimme 

überhaupt nicht zu“ bis „stimme voll und 
ganz zu“ reicht. In Tabelle 6 fassen wir Zu-
stimmung und Ablehnung in drei Kategorien 
zusammen. 

Tabelle 6: Rechtsextreme Einstellungen

Fragetext Fallzahl stimme eher 
nicht zu/ 

stimme über-
haupt nicht zu

teils/
teils

stimme voll 
und ganz zu/ 
stimme eher 

zu

Et
hn

oz
en

tr
is

m
us

Deutschland ist durch die vielen 
Ausländerinnen und Ausländer in 
einem gefährlichen Maß überfremdet

1.489 46 28 26

Was unser Land braucht, ist ein 
hartes und energisches Durchsetzen 
deutscher Interessen gegenüber  
dem Ausland

1.480 36 27 37

Wir sollten endlich wieder Mut zu 
einem starken Nationalgefühl haben

1.483 28 22 50

Deutschland soll keine zusätzlichen 
Flüchtlinge aufnehmen

1.482 36 37 27

Durch die vielen Muslime hier fühle 
ich mich manchmal wie ein Fremder 
im eigenen Land

1.482 49 25 26

Ne
o-

Na
tio

na
ls

oz
ia

lis
m

us

Wie in der Natur sollte sich auch in 
der Gesellschaft immer der Stärkere 
durchsetzen

1.488 79 16 6

Die Verbrechen des Nationalsozia-
lismus sind in der Geschichtsschrei-
bung weit übertrieben worden

1.468 86 9 5

Jüdinnen und Juden haben in 
Deutschland zu viel Einfluss  
(auf Politik und Wirtschaft)

1.440 88 7 5

Ich bin es leid, immer wieder von 
den deutschen Verbrechen an den 
Jüdinnen und Juden zu hören

1.487 50 19 31

Durch die israelische Politik werden 
mir die Jüdinnen und Juden immer 
unsympathischer

1.455 75 12 12

Unter bestimmten Umständen ist 
eine Diktatur die bessere Staatsform

1.489 85 10 5

Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Alle Angaben in Prozent der 
Befragten. Auf Grund von Rundungen kann die Gesamtsumme von 100 % abweichen. Das Item „Unter bestimmten 
Umständen ist eine Diktatur die bessere Staatsform“ stammt aus einer Fragebatterie mit sechsstufiger Antwortskala. Als 
Zustimmung wurden für die Darstellung hier die Werte 1 und 2 herangezogen. Die Werte 3 und 4 ordnen wir der Kategorie 
„teils/teils“ zu. Die Werte 5 und 6 interpretieren wir als Ablehnung der Aussage.
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Mit Hilfe einer Faktorenanalyse (siehe Info-
kasten Faktorenanalyse) testen wir zunächst, 
ob die Items sich tatsächlich zum Konstrukt 
„Rechtsextremismus“ zusammenfassen lassen. 
Analog zu den Ergebnissen des Thüringen-
Monitors und der Leipziger Autoritarismus-
Studie finden wir für Niedersachsen nicht 
nur eine, sondern zwei klar voneinander un-
terscheidbare Dimensionen, die wir als Neo-
Nationalsozialismus und Ethnozentrismus 
bezeichnen und in Tabelle  6 entsprechend 
kennzeichnen. Beim Neo-Nationalsozialismus 
handelt es sich um eine Dimension, die stark 
im historischen Sinne nationalsozialistisch 
geprägt ist und neben Antisemitismus auch 
die Relativierung des Nationalsozialismus, die 
Befürwortung von Diktaturen und Sozialdarwi-
nismus umfasst. Ethnozentrismus ist charak-
terisiert durch die Forderung nach einer strik-
ten Trennung von Kulturen, Fremdenfeindlich-

keit und der Aufwertung des eigenen Landes. 
Beide lassen sich – laut des Ergebnisses der 
Faktorenanalyse – als unterschiedliche Ein-
stellungsdimensionen des Rechtsextremismus 
klar unterscheiden, gehören aber aus theore-
tischer Perspektive zum Gesamtkonzept. Da-
her werden sie hier zunächst getrennt aus-
gewiesen, dann aber miteinander verrechnet 
und als zusammenfassender Rechtsextremis-
mus-Index präsentiert.24

Ein erster Blick auf die in Tabelle 6 do-
kumentierte Zustimmung zu einzelnen Aus-
sagen zeigt, dass neo-nationalsozialistische 
Einstellungen nur von einem kleinen Teil der 
niedersächsischen Bevölkerung geteilt wer-
den. Lediglich 5 % äußern sich sozialdarwi-
nistisch, relativieren die Verbrechen des Na-
tionalsozialismus oder sympathisieren mit 
Diktaturen. Antisemitische Einstellungen, die 
ebenfalls zur Dimension des Neo-Nationalso-
zialismus gehören, haben wir in Tabelle 6 der 
Vollständigkeit halber aufgenommen. Eine de-
taillierte Diskussion findet sich bereits oben.

Ethnozentristische Einstellungen dage-
gen sind sehr viel weiter verbreitet und fin-
den sich bei mindestens einem Viertel der 
Befragten. Sie stehen zum Beispiel Geflüchte-
ten sowie Menschen mit Migrationsgeschichte 
oder muslimischen Glaubens negativ gegen-
über. Der Wunsch nach einem „deutschen Na-
tionalgefühl“ ist besonders stark ausgeprägt. 
Rund die Hälfte der Niedersachsen stimmen 
explizit zu, weitere 22 % entscheiden sich für 
die Kategorie „teils/teils“. Auch die Forderung 
nach der energischen Durchsetzung deutscher 
Interessen gegenüber dem Ausland findet sich 
im NDM 2025 recht häufig (37 %). Etwas mehr 
als ein Viertel der Befragten lehnen Geflüch-
tete und Ausländer*innen ab.

24	 Dass wir die Items zunächst zu zwei getrennten 
Dimensionen zusammenfassen und dann zu einem 
Gesamtindex verrechnen können und dabei jeweils 
statistisch reliable Indices erhalten, können wir 
mit Hilfe von Cronbachs Alpha (siehe Infokasten 
Cronbachs Alpha auf S. 80) zeigen. Die ermittel-
ten Werte stützen die Existenz einer Ethnozentris-
mus- (α = 0,83) und einer Neo-Nationalsozialismus-
Dimension (α = 0,68). Kombiniert man alle elf Items 
zu einem zusammenfassenden Rechtsextremismus-
Index, steigt Cronbachs Alpha auf 0,84 Punkte an.

INFOKASTEN Faktorenanalyse

Eine Faktorenanalyse ist ein Verfahren 
zur Datenreduktion, das im Allgemeinen 
auf Korrelationsanalysen basiert (Kühnel 
und Krebs 2001: 591–596). Grundlage die-
ses Verfahrens ist die Annahme, dass einer 
Reihe von Messwerten (zum Beispiel Ant-
worten auf Fragen in einer Umfrage) eine 
gemeinsame, nicht direkt messbare Varia-
ble zu Grunde liegt. Eine solche hypothe-
tische Variable bezeichnet man als Faktor. 
Beispiele für solche Faktoren sind zum Bei-
spiel Einstellungen, auf die aus dem Ver-
halten oder Äußerungen geschlossen wird, 
die jedoch nicht direkt beobachtbar sind. 
Die Faktorenanalyse geht dabei von der 
Annahme aus, dass die Faktoren die Ur-
sache für die beobachtbaren Korrelationen 
zwischen den einzelnen Variablen sind. Die 
Faktoren, die so mit Hilfe der Faktorenana-
lyse aus der Korrelationsmatrix extrahiert 
werden, müssen in einem zweiten Schritt 
substanziell interpretiert werden, um an-
geben zu können, welche Dimension einer 
Einstellung oder Eigenschaft die jeweiligen 
Faktoren abbilden.
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Um die Entwicklung rechtsextremer Ein-
stellungen im Zeitverlauf analysieren zu kön-
nen, haben wir die Items der Ethnozentris-
mus- und der Neo-Nationalsozialismus-Di-
mension, wie oben diskutiert, zu zwei Indi-
ces zusammengefasst. Dazu berechnen wir 
die Mittelwerte aus den jeweiligen Items. Als 
Schwellenwert für Zustimmung zu ethnozen-
tristischen oder neo-nationalsozialistischen 
Positionen wählen wir einen Mittelwert von 
3,5 oder mehr auf den beiden Indices. Da ein 
Wert von 3 bei der Kodierung der Ausgangs-
Items für „teils/teils“ steht, können Werte von 
3,5  und mehr sicher als Zustimmung inter-
pretiert werden. Abbildung 46 zeigt im Ver-
gleich zu 2023 eine nahezu unveränderte Ver-
breitung neo-nationalsozialistischer Einstel-
lungen. Liegt der Anteil im NDM 2023 bei 1 %, 
messen wir in der aktuellen Umfrage im Spät-
sommer  2025 2 %. Der Wert für Ethnozent-
rismus entwickelt sich ähnlich und liegt mit 
einem Anteil von 29 % um 2 Prozentpunkte 
über dem Wert von 2023. Kombinieren wir alle 
elf Items – wiederum durch die Berechnung 
eines Mittelwerts über alle Einzelindikato-
ren – zu einem zusammenfassenden Rechts-
extremismus-Index und berechnen, wie viele 

Befragte den elf Aussagen im Mittel zustim-
men (Schwellenwert bei einem Indexwert von 
3,5), dann liegen wir im Jahr 2025 mit 7 % ei-
nen Prozentpunkt über dem Wert von 2023.

Damit finden wir in Niedersachsen mehr 
Menschen mit rechtsextremen Einstellungen 
als im bundesweiten Vergleich. Die Leipziger 
Autoritarismus-Studie ermittelt 2024 ledig-
lich einen Wert von 4,5 % (Decker Kiess Hel-
ler et al. 2024, S. 50). Im Vergleich zum Thü-
ringen-Monitor 2024, der 20 % der Befragten 
rechtsextreme Einstellungen attestiert, fallen 
die niedersächsischen Werte jedoch niedriger 
aus.

Hinsichtlich der Verbreitung von Rechts-
extremismus innerhalb unterschiedlicher Al-
tersgruppen berichtet die Mitte-Studie  2023 
noch von einer „Trendumkehr“, da die Au-
tor*innen einen „Rückgang rechtsextremer 
Einstellungen unter Älteren bei gleichzeitiger 
Zunahme unter Jüngeren“ beobachten (Zick 
und Mokros 2023, S. 76). Das Muster aus den 
Mitte-Studien von 2023 (Zick et al. 2023) und 
2025 (Zick et al. 2025) mit höheren Anteilen 
rechtsextremer Einstellungen in der jüngs-
ten als in der ältesten Befragtengruppe kön-
nen wir für Niedersachsen in der aktuellen 
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Abbildung 46: Rechtsextreme Einstellungen im Zeitverlauf
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2023 und des NDM 2025. Auf Grund von 
Rundungen kann die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Die Verbrechen des Nationalsozialismus sind in der Geschichtsschreibung weit
übertriebenworden.

Relativierung des Nationalsozialismus nach Altersgruppen

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.468 Befragten.

Abbildung 47: Rechtsextreme Einstellungen nach Altersgruppen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann 
die Gesamtsumme von 100 % abweichen.

Abbildung 48: Relativierung des Nationalsozialismus nach Altersgruppen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Erhebung nicht nachzeichnen (siehe Abbil-
dung 47). Ganz im Gegenteil: Betrachtet man 
den Rechtsextremismus-Index gruppiert nach 
Alterskohorten, weisen die unter Dreißigjäh-
rigen mit 0,4 % den mit Abstand geringsten 
Anteil rechtsextrem eingestellter Menschen 
auf. Stattdessen findet sich in der Gruppe 
der 30- bis 39-Jährigen der höchste Anteil 
rechtsextremer Einstellungen (13 %). Darauf 
folgt direkt die Gruppe der 70- bis 79-Jähri-
gen (9 %).

Betrachten wir dagegen ausschließlich die 
Relativierung nationalsozialistischer Verbre-
chen, wird innerhalb der Altersgruppen eine 
u-förmige Verteilung sichtbar: Abbildung 48 
zeigt, dass die Kohorten der unter Dreißig- 
und über Siebzigjährigen am stärksten zur 
Relativierung nationalsozialistischer Verbre-
chen neigen. Das Alter der Befragten scheint 
demnach lediglich Auswirkungen auf einzelne 
Elemente rechtsextremer Einstellungen zu 
haben.

Populistische Einstellungen

Populismus bezeichnet eine manichäische 
Weltanschauung, die eine konflikthafte Spal-
tung zwischen dem „anständigen Volk“ und 
einer „korrupten Elite“ ins Zentrum ihrer Deu-
tung der politischen Welt rückt (Mudde und 
Rovira Kaltwasser 2019, S. 25). Im Populismus 
wird Politik als Produkt des Gemeinwillens 
verstanden, den das homogene Volk durch 
gesunden Menschenverstand ausbilden und 
gegen eine ebenso homogene Elite, die den 
Willen des Volkes nicht ausreichend berück-
sichtige, durchsetzen müsse. Neben dem pos-
tulierten Potenzial einer „demokratisieren-
den Kraft“ (Mudde und Rovira Kaltwasser 2019, 
S. 41), die aus dem Wunsch nach besserer Re-
präsentation erwächst, liegt die autoritäre Ge-
fahr des Populismus in der Homogenitätsvor-
stellung, die als Basis für die Unterdrückung 
abweichender Stimmen dienen kann (Mudde 
und Rovira Kaltwasser 2019, S. 42). Für libe-
ral-demokratische Staaten werden populisti-
sche Einstellungen insbesondere dann prob-
lematisch, wenn sie sich gegen die freiheit-
lichen Grundwerte richten, auf denen das 

System beruht (Mudde und Rovira Kaltwasser 
2019, S. 172). Im Kontext unserer Analysen zum 
Zusammenwirken populistischer und rechts-
extremer Einstellungen ist entscheidend, ob 
das homogene Volk im Sinne des Ethnozen-
trismus als geschlossene ethnische Gruppe 
definiert wird, die einer Fremdgruppe feind-
lich gegenübersteht, oder ob ein plurales Ver-
ständnis von Gesellschaft vorliegt. Mit Blick 
auf die Legitimität des politischen Systems 
ist zudem zu fragen, ob der Kampf gegen die 
Eliten mit einem Kampf gegen demokratische 
Institutionen einhergeht und welche Instituti-
onen davon betroffen sind.

Populistische Einstellungen erfassen wir 
im NDM mit fünf Items auf einer fünfstufigen 
Antwortskala. Wir fragen, ob „die Politiker nur 
an ihre Wiederwahl [denken], anstatt die Pro-
bleme des Landes zu lösen“, ob „Politiker ge-
gen die Interessen der einfachen Bevölkerung 
[handeln]“, ob „das Volk, und nicht die Politi-
ker, die wichtigen politischen Entscheidungen 
treffen [sollte]“, ob „ein einfacher Bürger [die 
Interessen der*des Befragten] besser vertre-
ten [würde] als ein Berufspolitiker“ und ob 
sich „im Grunde alle Deutschen einig [sind], 
was politisch passieren muss“.

Abbildung 49 zeigt, dass ein substanzieller 
Teil der niedersächsischen Bevölkerung popu-
listischen Aussagen zustimmt und damit an-
fällig für populistisches Gedankengut ist. Rund 
58 % unserer Befragten sind der Ansicht, Po-
litiker*innen würden nur an ihre Wiederwahl 
denken, anstatt die Probleme des Landes zu 
lösen. Weiterhin sind fast 39 % davon über-
zeugt, Politiker*innen würden gegen die In-
teressen der einfachen Bevölkerung handeln. 
Ähnlich viele Bürger*innen denken, dass das 
Volk und nicht Politiker*innen wichtige poli-
tische Entscheidungen treffen sollte. Im Ver-
gleich dazu würden allerdings nur 23 % ein-
fache Bürger*innen einem*r Berufspolitiker*in 
vorziehen, wenn es um die Vertretung der ei-
genen Interessen geht. Die Vorstellung eines 
homogenen Gemeinwillens lässt sich schließ-
lich bei gut 21 % unserer Befragten finden. Sie 
sind der Ansicht, dass sich alle Deutschen ei-
nig seien, was politisch passieren muss.

.Mit Hilfe einer Faktorenanalyse (siehe In-
fokasten Faktorenanalyse auf S.  75) bestä-
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tigen wir auch hier, dass sich die Items zu 
einem Index zusammenfassen lassen. Auch 
Cronbachs Alpha (siehe Infokasten Cronbachs 
Alpha auf S. 80) zeigt, dass sich die Popu-
lismus-Items mit Hilfe der Berechnung eines 
Mittelwerts über alle fünf Variablen zu einem 
Populismus-Index zusammenfassen lassen 
(α = 0,74). Wenn wir einen Schwellenwert von 

3,5 oder mehr annehmen, lässt sich mit Hilfe 
dieses Index zeigen, dass 29 % der Menschen 
in Niedersachsen zu populistischem Denken 
neigen. Damit verzeichnen wir seit  2021 ei-
nen stetigen Anstieg des Anteils der Popu-
list*innen in Niedersachsen. Deren Anteil lag 
2021 bei 25 % und 2023 bei 27 % (siehe Ab-
bildung 50). Im Deutschlandmonitor, der al-

12 % 31 % 58 %

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

Die Politiker denken nur an ihre Wiederwahl, anstatt die Probleme unseres Landes zu lösen.

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.489 Befragten.

27 % 34 % 39 %

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

Die Politiker handeln gegen die Interessen der einfachen Bevölkerung.

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.486 Befragten.

34 % 29 % 37 %

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

Das Volk, und nichtdie Politiker, sollte die wichtigenpolitischenEntscheidungen treffen.

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.487 Befragten.

48 % 29 % 23 %

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

Ein einfacher Bürger würde meine Interessen besser vertreten als ein Berufspolitiker.

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.472 Befragten.

55 % 24 % 21 %

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

Im Grunde sind sichalle Deutschen einig, was politischpassierenmuss.

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.485 Befragten.

stimme nicht zu teils/teils stimme zu

Populistische Einstellungen

Abbildung 49: Populistische Einstellungen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann 
die Gesamtsumme von 100 % abweichen



Niedersächsischer Demokratie-Monitor 2025

FoDEx-Studie | Politische Kultur80

lerdings eine etwas andere Fragebatterie ver-
wendet als der NDM 2025, ist der Anteil der 
Menschen mit populistischen Einstellungen in 
Westdeutschland deutlich geringer. Er liegt im 
Jahr 2025 bei lediglich 20 %, in Ostdeutsch-
land ist er mit 28 % indes sehr viel höher. Der 
Thüringen-Monitor (Reiser et al. 2024) hin-
gegen weist für das Jahr 2024 sehr viel hö-
here Populismus-Werte für das Bundesland 
aus – allerdings mit einer wiederum anderen 
Itembatterie. Nach der dort verwendeten Mes-
sung liegt der Anteil der Populist*innen unter 
den Befragten bei 60 % und ist damit doppelt 
so hoch wie in Niedersachsen oder in Ost-
deutschland insgesamt.

Verschwörungsmentalität

Jenseits populistischer Weltanschauungen 
ist Anti-Elitismus auch ein essenzieller Be-
standteil von Verschwörungserzählungen, die 
zumindest strukturell einem ähnlichen Mus-
ter folgen. Sie reduzieren die Komplexität ge-
sellschaftlicher wie politischer Ereignisse oder 
Zustände, indem sie deren Zustandekommen 
auf die Machenschaften einer im Geheimen 
agierenden Gruppe von Verschwörer*innen 
zurückführen, die der allgemeinen Bevölke-
rung schaden möchte.25 Verschwörungsglau-
ben bezeichnet in diesem Zusammenhang 
die individuelle Zustimmung zu einer (oder 
mehreren) konkreten Verschwörungserzäh-
lung(en), die sich mitunter auch widerspre-
chen können (Imhoff 2024, S. 13). Verschwö-
rungsmentalität bezieht sich schließlich auf 
die Anfälligkeit einer Person, sich (welt-)poli-
tische oder gesellschaftliche Ereignisse mit-

25	 Dieses Verständnis von Verschwörungserzählungen 
folgt der Minimaldefinition von Imhoff (2024), ver-
zichtet allerdings bewusst auf den Begriff der The-
orie, da die darunter gefassten Erzählungen keinen 
wissenschaftlichen Anspruch erheben können. Im 
Gegenteil ist ein entscheidendes Merkmal von Ver-
schwörungserzählungen, dass sie sich gegen jed-
wede Form der Falsifizierung immunisieren (Pfahl-
Traughber 2002, S. 33).

29 %

27 %

25 %

0 % 25 %

2025 2023 2021

Zustimmung: 3,5 oder mehr Punkte

Populistische Einstellungen im Zeitverlauf

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.496 (2025), 999 (2023) und 1.001 (2021) Befragten.

INFOKASTEN Cronbachs Alpha

Cronbachs Alpha (Ludwig-Mayerhofer 2024)  
ist ein Maß für die interne Konsistenz ei-
ner aus mehreren Variablen zusammen-
gesetzten Skala und gibt an, wie stark die 
einzelnen Variablen mit der Gesamtheit 
der übrigen Variablen zusammenhängen. 
Cronbachs Alpha wird als Maß für die Re-
liabilität einer Skala verwendet. Bei per-
fekter Konsistenz nimmt Cronbachs Alpha 
den Wert +1 an.

Abbildung 50: Populistische Einstellungen im Zeitverlauf
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2021, des NDM 2023 und des NDM 2025. 
Auf Grund von Rundungen kann die Gesamtsumme von 100 % abweichen. Die Aussage, dass „Politiker nur an ihre Wie-
derwahl [denken], anstatt die Probleme unseres Landes zu lösen“, wurde in den Erhebungen der Jahre 2021 und 2023 
nicht abgefragt und ist daher in den Indices für diese beiden Jahre nicht enthalten.
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tels Verschwörungserzählungen zu erklären 
(Imhoff et al. 2022; Imhoff und Bruder 2014; 
Moscovici 1987, S. 156).

Im NDM messen wir die Verschwörungs-
mentalität der niedersächsischen Bevölkerung 
anhand von drei Items mit der bekannten 
fünfstufigen Antwortskala. Wir konfrontieren 
unsere Befragten mit einer Aussage zur Exis-
tenz geheimer Organisationen, die politische 
Entscheidungen beeinflussen. Außerdem bit-
ten wir die Befragten, Zustimmung oder Ab-
lehnung zu der Vorstellung zu äußern, dass 
staatliche Behörden alle Bürger*innen über-
wachen. Schließlich erfassen wir die Neigung, 
unzusammenhängende Ereignisse auf ge-
heime Aktivitäten zurückzuführen.

Besonders auffällig ist, dass die Hälfte der 
niedersächsischen Bevölkerung zumindest 
teilweise davon ausgeht, dass politische Ent-
scheidungen von geheimen Organisationen 
beeinflusst werden (siehe Abbildung 51). Im 

Vergleich zum ersten NDM von 2019 ist dieser 
Anteil allerdings rückläufig: Während der Aus-
sage damals 41 % der niedersächsischen Be-
völkerung voll oder eher zustimmten, liegt der 
heutige Wert nur noch bei 24 %. Die Zustim-
mung zu den anderen Items ist noch deut-
lich geringer. Nur 17 % der Befragten glauben 
an geheime Aktivitäten, die hinter scheinbar 
unzusammenhängenden Ereignissen stecken. 
Und lediglich 13 % sind überzeugt, dass sie von 
staatlichen Behörden genau überwacht werden.

Eine Faktorenanalyse und Cronbachs Alpha 
(α = 0,7) stützen auch hier die Kombination 
der Items zu einem Index für Verschwörungs-
mentalität.26 In der Befragung des Jahres 2025 
lassen sich so 12 % der Menschen in Nieder-

26	 Auch hier berechnen wir einen Mittelwert über alle 
drei Items und verwenden einen Schwellenwert von 
3,5 oder mehr Indexpunkten, um Zustimmung zu 
kodieren.

48 % 27 % 24 %

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

Es gibt geheime Organisationen, die großen Einfluss auf politischeEntscheidungen haben.

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.419 Befragten.

57 % 26 % 17 %

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

Ereignisse,die auf den ersten Blick nichtmiteinander in Verbindung zu stehen scheinen,
sind oft das Ergebnis geheimer Aktivitäten.

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.382 Befragten.

64 % 23 % 13 %

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

Die staatlichen Behörden überwachen alle Bürgerinnen und Bürger genau.

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.479 Befragten.

stimme nicht zu teils/teils stimme zu

Verschwörungsmentalität

Abbildung 51: Verschwörungsmentalität
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann 
die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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sachsen als anfällig für Verschwörungsmen-
talität beschreiben. Betrachtet man die Ent-
wicklung des Index im Zeitverlauf, dann zeigt 
sich nicht nur bei den einzelnen Items, son-
dern auch insgesamt ein deutlicher Rück-
gang des Anteils der Menschen, denen wir 
eine Verschwörungsmentalität attestieren. Er 
ist seit 2019 um 10 Prozentpunkte gesunken 
(siehe Abbildung 52).

Diese Entwicklung könnte durch eine Sen-
sibilisierung der Bevölkerung im Zuge der Co-
ronapandemie erklärt werden und „auf ein 
stark gesunkenes Bedürfnis nach vermeint-
lichen Erklärungen durch Verschwörungser-
zählungen“ hindeuten. Eine alternative Er-
klärung wäre, dass einzelne Befragte im Zuge 
der pandemiebedingten Sensibilisierung ihre 
verschwörungsaffinen Einstellungen zwar bei-
behalten, aber ihr Antwortverhalten ange-
passt haben (Schimanski und Helmer 2023, 
S. 10). Für ein sogenanntes sozial erwünschtes 
Antwortverhalten spricht, dass der Anteil der 
Mittelkategorie „teils/teils“, die für manche 
Befragte vermeintlich die Möglichkeit bietet, 
sich nicht eindeutig positionieren zu müssen, 
im Jahr  2025 bei allen drei Verschwörungs-
items über dem der offenen Zustimmung 
liegt. Die Bereitschaft, die eigene Verschwö-
rungsmentalität nach außen zu tragen, könnte 
also merklich zurückgegangen sein. Ob die zu 
Grunde liegende Affinität für Verschwörungs-
erzählungen ebenfalls nachgelassen hat, lässt 
sich anhand der Daten nicht abschätzen.

Zwischenfazit

Die Häufigkeit von rechtsextremen, antise-
mitischen und populistischen Einstellungen 
sowie von Verschwörungsmentalität ist ein 
wichtiger Gradmesser für die Qualität demo-
kratischer Systeme. Um ihrer Verbreitung an-
gemessen entgegenzutreten, sollte ein mög-
lichst detailliertes Bild dieser Einstellungen, 
ihrer Einflussfaktoren und Zusammenhänge 
vorliegen. Unsere Daten belegen, dass in-
nerhalb der niedersächsischen Bevölkerung 
ein Anstieg von rechtsextremen Einstellun-
gen, Populismus, Verschwörungsmentalität 
und Antisemitismus beobachtet werden kann. 
Diese Entwicklung deckt sich grob mit den 
Befunden anderer Ländermonitore und bun-
desweiter Analysen. Hinsichtlich der einzelnen 
Phänomene zeigen sich im Fall von Nieder-
sachsen allerdings Unterschiede in den Ein-
stellungsprofilen der Bevölkerung. Besonders 
der Anteil populistisch eingestellter Personen 
liegt in Niedersachsen über dem westdeut-
schen Durchschnitt. Hier liegt unserer Ansicht 
nach ein Angriffspotenzial für rechtsextreme 
Akteur*innen, die daraus politischen Profit 
schlagen (können). Wenn diese Einstellungen 
bis in die Mitte der Gesellschaft hineinragen, 
muss ihren Ursachen auf Bundes- und Län-
derebene entgegengetreten werden, anstatt 
sie (indirekt) zu befeuern.

12 %

19 %

23 %

0 % 25 %
2025 2021 2019

Zustimmung: 3,5 oder mehr Punkte

Verschwörungsmentalität im Zeitverlauf

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.493 (2025), 999 (2021) und 1.001 (2019) Befragten.

Abbildung 52: Verschwörungsmentalität im Zeitverlauf
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2019, des NDM 2021 und des NDM 2025. 
Auf Grund von Rundungen kann die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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3.5	 Einstellungen zu Sexualität 
und Geschlecht

Sexualität und Geschlecht sind vermehrt Ge-
genstand gesellschaftspolitischer Debatten. 
Nach Jahrzehnten einer schleichenden Li-
beralisierung der Geschlechterordnung samt 
progressivem Wertewandel in der Bevölkerung 
lässt sich nun schon seit geraumer Zeit eine 
Gegenmobilisierung beobachten (Simon und 
Birsl 2025). Sie geht von einer breiten Koa-
lition von Männerrechtler*innen über funda-
mentale Christ*innen bis hin zu Rechtsext-
remist*innen aus und erlangt mit ihrer For-
derung nach einer Re-Traditionalisierung der 
Geschlechterverhältnisse zunehmende Sicht-
barkeit (Lang und Peters 2018; Sauer und 
Penz 2023). 

Insbesondere in sozialen Medien sind se-
xualitäts- und geschlechtsbezogene politi-
sche Inhalte präsent – von der vermeintlichen 
Hausfrauenidylle der Tradwife-Influencerin-
nen über männliche Überlegenheitsfantasien 
aus der Manosphere hin zu Dating-Tipps von 
AfD-Kandidaten für junge Männer (Sykes und 
Hopner 2024; Jasser und Rothermel 2024; Si-
mon und Birsl 2025). Auch in Niedersachsen 
flimmern diese Inhalte über die Bildschirme 
und können Einstellungen zum Geschlechter-
verhältnis in Haushalt und Beruf oder zu Dis-
kriminierung und sexualisierter Gewalt beein-
flussen. Dies kann als Einstieg in eine Radi-
kalisierung nach Rechtsaußen dienen (Jasser 
2023) und schließlich in Gewalt gegenüber 
Frauen und sexuellen Minderheiten münden 
(Rahner 2020; Regehr 2022; Sigl und Lang 
2025).

Dementsprechend nehmen korrespondie-
rende Einstellungen seit einigen Jahren auch 
in den Langzeituntersuchungen zur politi-
schen Kultur in Deutschland einen prominen-
teren Platz ein. In der Mitte-Studie wird die 
Zustimmung zu abwertenden Aussagen über 
Frauen, homosexuelle und transgeschlechtli-
che Personen als Element einer gruppenbezo-
genen Menschenfeindlichkeit (GMF) erhoben. 
Die Abwertung dieser drei Gruppen korreliert 
stark mit der Abwertung anderer Gruppen, 
etwa in rassistischen Aussagen (Zick et al. 
2019). Zusätzlich wurden bislang eine Ableh-

nung von Gleichstellungspolitik oder der The-
matisierung von sexueller Vielfalt (Mokros et 
al. 2021) sowie Vorstellungen über rein natür-
lich bedingte Geschlechterunterschiede un-
tersucht (Simon und Birsl 2025). 

Auch die Autor*innen der Leipziger Au-
toritarismus-Studie widmen sich Einstellun-
gen zu Geschlecht. Sie differenzieren – ana-
lytisch wie empirisch – die (Nicht-)Anerken-
nung einer Diskriminierung von Frauen, klas-
sisch sexistische Rollenerwartungen und eine 
antifeministische Diskreditierung bzw. Ab-
wertung feministischen Engagements vonei-
nander (Höcker et al. 2020). Sowohl sexisti-
sche als auch antifeministische Einstellungen 
basieren hier deutlich signifikant auf einer 
dogmatisch-fundamentalistischen Religiosität 
und einem gewaltbereiten Männlichkeitsideal; 
Antifeminismus hat jedoch einen stärkeren 
politischen Einfluss, etwa auf eine Wahlent-
scheidung für die AfD (Kalkstein et al. 2022). 
Die jüngst erstmals erhobene Abwertung von 
transgeschlechtlichen Personen fällt in der 
hier verwendeten Operationalisierung noch 
einmal deutlich höher aus als in der Mitte-
Studie (Kalkstein et al. 2024). 

Der Niedersächsische Demokratie-Moni-
tor  2025 schließt an diese Untersuchungen 
an und erhebt eine klassisch antifeministi-
sche Einstellung, eine transfeindliche Einstel-
lung und eine geschlechteressentialistische 
Einstellung. Zudem führt er die Erhebung ei-
ner Befürwortung bzw. Ablehnung einer recht-
lichen Gleichstellung gleichgeschlechtlicher 
Eltern fort. Für die Zwecke unserer Analyse 
fassen wir einen klassischen Antifeminismus, 
Transfeindlichkeit und die Diskriminierung 
gleichgeschlechtlicher Eltern als eine jeweils 
spezifische Ablehnung gesellschaftlicher Li-
beralisierung auf und erwarten diese in klei-
neren, teils unterschiedlichen Teilen der nie-
dersächsischen Bevölkerung. Alle drei Einstel-
lungen beruhen teils auf Vorstellungen von 
natürlichen und unveränderbaren Unterschie-
den zwischen Männern und Frauen. Diese fas-
sen wir hier als eine weniger reaktive, stabi-
lere Einstellung auf, die erheblich weiter ver-
breitet sein dürfte. 

Diese Unterteilung ist primär analytisch 
zu verstehen. In bisherigen Studien konnten 
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noch keine stabilen oder allgemein anerkann-
ten Dimensionen geschlechts- und sexuali-
tätsbezogener Einstellungen identifiziert wer-
den. Eine Konsensdefinition analog zur Mes-
sung von Rechtsextremismus existiert daher 
nicht, stattdessen überschneiden sich die ver-
wendeten Konzepte, unterliegen einem zeitli-
chen Wandel und werden unterschiedlich ge-
messen. Im NDM erheben wir die Zustimmung 
und Ablehnung zu neun thematisch passen-
den Aussagen: Drei davon behandeln femi-
nistische Ziele, Akteur*innen und Errungen-
schaften; drei betreffen die Abwertung und 
Diskriminierung von transgeschlechtlichen 
Personen und gleichgeschlechtlichen Eltern; 
drei weitere behandeln Vorstellungen einer 
ausschließlich natürlichen Prägung von Ge-
schlecht und Sexualität. 

Zum Vergleich der NDM-Erhebung mit 
bundesweiten Daten ist die teils deutlich hö-
here Verbreitung antifeministischer und se-
xistischer Einstellungen in ostdeutschen Bun-
desländern relevant: Traditionelle Rollenvor-
stellungen wurden hier auf Grund der höhe-
ren Erwerbstätigkeit von Frauen in der DDR 
lange deutlich seltener vertreten, sind jedoch 
über die letzten zwanzig Jahre leicht gestie-
gen und mittlerweile teils etwas stärker ver-
breitet als im Westen (Höcker et al. 2020) – 
vereinzelt zeigt sich jedoch noch eine posi-
tivere Bewertung von Gleichstellung als in 
Westdeutschland (Simon und Birsl 2025). Ge-
gen Feministinnen gerichtete und transfeind-
liche Einstellungen hingegen sind seit Beginn 
der Messung stärker verbreitet als in West-
deutschland (Höcker et al. 2020; Kalkstein et 
al. 2024).

Jenseits dieser Unterschiede lässt sich auf 
Grundlage der bundesweiten Analysen auch 
für Niedersachsen eine stärkere Verbreitung 
von Ablehnung und Abwertung unter Män-
nern sowie Menschen mit geringerem Bil-
dungsabschluss erwarten; plausibel scheint 
auch eine überdurchschnittliche Häufigkeit 
progressiver Überzeugungen bei Befragten 
aus Universitätsstädten.

Klassisch antifeministische Einstellungen in 
Niedersachsen im bundesweiten Vergleich

Klassisch antifeministische Einstellungen sind 
gegen frauenpolitische Ziele sowie gegen Fe-
minist*innen selbst gerichtet. Ihre Vertre-
ter*innen lehnen eine Gleichstellung der Ge-
schlechter ab und vermuten hinter feministi-
schem Engagement eine angestrebte Benach-
teiligung von Männern. Eine gesellschaftliche 
Benachteiligung von Frauen existiert aus ei-
ner klassisch antifeministischen Perspektive 
nicht bzw. sei mit guten Gründen zu erklä-
ren – in jedem Falle fehle feministischen For-
derungen eine gerechtfertigte Grundlage. Fe-
ministische Politik wird daher nicht als fort-
schrittlich, sondern als eine Störung der ge-
sellschaftlichen Harmonie und Ordnung ange-
sehen (Höcker et al. 2020; Mokros et al. 2021; 
Simon und Kohl 2023). Bisherige Errungen-
schaften feministischer Bewegungen werden 
nicht als solche wahrgenommen und negativ 
bewertet. Feminist*innen seien bestenfalls re-
alitätsfremd, machten sich in der Politik lä-
cherlich und setzten sich grundsätzlich mit 
den falschen Mitteln für Frauen ein (Schnabel 
et al. 2022). Schlimmstenfalls übertrieben sie 
etwa Schilderungen von sexualisierter Gewalt, 
um sich Vorteile zu verschaffen, und gehörten 
„wieder in ihre Schranken gewiesen“ (Höcker 
et al. 2020, S. 260). 

Im NDM  2025 erheben wir eine sol-
che klassisch antifeministische Einstellung 
durch die Zustimmung zu den Aussagen „Die 
Gleichstellung von Frauen wird vollkommen 
überzogen behandelt“ (Staatsregierung Sach-
sen 2018, S. 321) und „Feministinnen sind in 
ihren Ansichten zu extrem“ (Schnabel et al. 
2022, S. 186) auf einer 5er-Likert-Skala. Hinzu 
kommt die Ablehnung der Aussage „Feminis-
tische Bewegungen haben schon viel Positi-
ves erreicht“ (Schnabel et al. 2022, S.  186).27 
Das jeweilige Antwortverhalten wird hier zu-
nächst getrennt ausgewiesen. Für die spätere 
bivariate Analyse wird ein Durchschnittswert 
zur Messung einer übergreifenden klassisch 

27	 Der Text der drei Items wurde gegenüber dem Origi-
nal gekürzt.
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antifeministischen Einstellung berechnet. 
Dies ist sowohl analytisch als auch zu einem 
akzeptablen Maß statistisch gerechtfertigt 
(Cronbachs Alpha von α = 0,65).

Bundesweit finden klassisch antifeminis-
tische Einstellungen zunehmend Verbreitung, 
je nach Aussage und Erhebungsmethode wur-
den sie jüngst von circa 10–20 % der Befrag-
ten vertreten: In der Mitte-Studie stimmten 
knapp 10–12 % der Befragten den Aussagen 
zu, dass Männer durch den Feminismus sys-
tematisch benachteiligt würden und Gleich-
berechtigung dazu diene, Frauen mehr Macht 
als Männern zu geben (Simon und Birsl 2025, 
S. 162). In den Jahren zuvor dachten dies noch 
7–10 % (Häusler und Küpper 2019, S. 164–165; 
Mokros et al. 2021, S. 254–255). In der Leipzi-
ger Autoritarismus-Studie, die ihren Befrag-
ten anders als die Mitte-Studie auch vor den 
Interviewer*innen Anonymität bietet, stimm-

ten in den letzten Jahren mit jeweils ca. 20 % 
fast doppelt so viele der Befragten der Aus-
sage zu, dass der Feminismus die gesell-
schaftliche Ordnung bedrohe. 

Der auch im NDM 2025 verwendeten Aus-
sage, dass Frauenrechte und Gleichstellung 
vollkommen überzogen behandelt würden, 
stimmten im Sachsen-Monitor  2023 knapp 
26 % der Befragten zu, ein seit 2016 nahezu 
konstanter Anteil. Diskriminierung von Frauen 
halten dort knapp 35 % für kein Problem mehr 
(Staatsregierung Sachsen 2023, S. 33–34, 2018, 
S. 321).28 

28	 Da der Fragebogen des Sachsen-Monitors keine 
ausweichende „teils/teils“-Positionierung zulässt, 
sind die Ergebnisse nicht unmittelbar vergleichbar. 
Der Anteil der „teils/teils“-Antworten in Nieder-
sachsen legt jedoch ein ähnliches Niveau nahe.
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Abbildung 53: Klassisch antifeministische Einstellungen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann 
die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Die Befragten des niedersächsischen De-
mokratie-Monitors reihen sich weitestgehend 
in diese Muster ein (siehe Abbildung 53): Für 
19 % von ihnen wird die Gleichstellung von 
Frauen vollkommen überzogen behandelt; 
gleichzeitig stellt sich eine deutliche Mehr-
heit von über 60 % gegen diese Aussage und 
unterstützt Gleichstellung. Eine ähnlich große 
Mehrheit von 63 % bewertet die bisherigen 
Errungenschaften feministischer Bewegun-
gen positiv, darunter ein Drittel der Befragten, 
das von diesen voll und ganz überzeugt ist. 
Nur 15 % der Befragten stellen diese Bewe-
gungen (weitestgehend) infrage; darunter le-
diglich 4 % mit voller Überzeugung („stimme 
überhaupt nicht zu“ in Abbildung nicht ge-
sondert ausgewiesen). Während die nieder-
sächsische Bevölkerung die Errungenschaften 
feministischer Bewegungen also rückblickend 
sehr positiv bewertet, hält sie sich in der Un-
terstützung konkreter, gegenwärtig aktiver Fe-
ministinnen zurück: 31 % der Befragten halten 
Feministinnen in ihren Ansichten für zu ext-
rem. Eine knappe relative Mehrheit von 37 % 
widerspricht dieser Aussage jedoch. Auch 
bundesweit sind Ressentiments gegenüber 
Frauen mit feministischen Forderungen stark 
ausgeprägt, fast 26 % der Befragten stimm-
ten entsprechenden Aussagen jüngst zu (De-
cker Kiess Heller et al. 2024, S. 69). Ähnlich 
groß war die Zustimmung 2023 in Berlin (Pi-
ckel und Niendorf 2024, S. 95–96).

Damit finden einzelne klassisch antifemi-
nistische Aussagen bei 15–31 % der Befragten 
in Niedersachsen eine explizite Zustimmung. 
Insofern messen wir im NDM 2025 eine ähn-
lich starke bis leicht stärkere Verbreitung in 
Niedersachsen als bundesweit; dies kann je-
doch auch auf die leicht unterschiedliche For-
mulierung der Aussagen oder – vor dem Hin-
tergrund des gegenwärtig steigenden Trends – 
auf den späteren Erhebungszeitpunkt zurück-
zuführen sein. Eine Opposition wird deutlicher 
gegenüber Feministinnen als gegenüber dem 
feministischen Anliegen der Gleichstellung 
geäußert. Jenseits aktueller Auseinanderset-
zungen – also abstrakt und in der Rückschau 
– erfahren feministische Errungenschaften 
eine sehr breite Zustimmung.

Transfeindliche Einstellungen in 
Niedersachsen im bundesweiten Vergleich

Transfeindliche Einstellungen richten sich 
nicht gegen ein politisches Projekt wie den 
Feminismus und seine Vertreter*innen, son-
dern werten transgeschlechtliche Personen 
– und solche, die dafür gehalten werden – 
als Individuen und als Gruppen ab. Dies ge-
schieht zum einen direkt: Die Vertreter*in-
nen solcher Einstellungen sehen die Existenz 
transgeschlechtlicher Personen als unnatür-
lich oder im wertenden Sinne unnormal und 
diffamieren sie als lächerlich, ekelerregend 
oder gar gefährlich. Aus einer solchen Pers-
pektive soll ihnen kein rechtlicher Schutz vor 
Diskriminierung zugestanden oder diese gar 
gezielt ausgeübt werden. Sie seien aus dem 
öffentlichen Leben zu verbannen und sollten 
dort nicht sichtbar sein (Zick et al. 2019; Kalk-
stein et al. 2022; Pickel und Niendorf 2024). 
Zum anderen erfolgt eine solche Abwertung 
indirekt: Demnach sei auch jede gesellschaft-
liche oder politische Anerkennung und To-
leranz gegenüber Transgeschlechtlichkeit zu 
unterlassen; sie erführen zu viel Aufmerk-
samkeit und würden zu aufdringlich thema-
tisiert. Forderungen nach Anerkennung und 
politisches Engagement von und für transge-
schlechtliche(n) Personen sei unangemessen 
(Decker Kiess Heller et al. 2024). 

Im NDM 2025 erheben wir transfeindliche 
Einstellungen über die Zustimmung zu der 
direkt abwertenden Aussage „Ich finde es al-
bern, wenn ein Mann lieber eine Frau sein will 
oder umgekehrt eine Frau lieber ein Mann“ 
(Zick et al. 2016, S. 46) und zur indirekt ab-
wertenden Aussage „In Deutschland über-
treiben es viele mit ihrer Toleranz gegenüber 
[transgeschlechtlichen Personen]“29 (Decker 

29	 Die im Original verwendete, veraltete Bezeichnung 
‚Transsexuelle‘ ist unzutreffend und wird nur sehr 
vereinzelt als Selbstbezeichnung genutzt, da Trans-
geschlechtlichkeit über die Geschlechtsidentität 
und nicht die sexuelle Orientierung definiert ist. 
Der Gebrauch der Bezeichnung in der Erhebung soll 
jedoch an einen in der Mehrheitsgesellschaft his-
torisch etablierten abwertenden Sprachgebrauch 
anschließen, wie die Autor*innen anmerken (Decker 
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Kiess Heller et al. 2024, S. 71). Alle Aussagen 
werden auf einer 5er-Likert-Skala abgefragt. 
Das jeweilige Antwortverhalten wird hier zu-
nächst getrennt ausgewiesen; für die spätere 
bivariate Analyse wird ein Durchschnittswert 
zur Messung einer übergreifenden transfeind-
lichen Einstellung berechnet. Dies ist sowohl 
analytisch als auch zu einem akzeptablen 
Maß statistisch gerechtfertigt (Cronbachs Al-
pha von α = 0,65).

Transfeindliche Einstellungen nehmen in 
bundesweiten Umfragen zu: Waren es 2019 
noch 12 %, so stimmten in der Mitte-Stu-
die 2025 circa 19 % aller Befragten der auch 
hier erhobenen direkt abwertenden Aussage 
zu (Mokros und Zick 2025, S. 132–133; Zick et 
al. 2019, S.  72–73).30 Demgegenüber fällt die 

Kiess Heller et al. 2024, S. 69). Die Formulierung 
wurde zur Replikation auch im Fragebogen des NDM 
genutzt, wird im Verlauf des Textes jedoch durch 
die Formulierung „transgeschlechtliche Personen“ 
ersetzt. 

30	 In der Befragung zum Berlin-Monitor 2023 sind 
transfeindliche Einstellungen ebenfalls sehr deutlich 
ausgeprägt: Knapp 39 % der Befragten bezeichnen 

Zustimmung in Niedersachsen geringer aus 
(Abbildung 54): 15 % der Befragten und da-
mit 4 Prozentpunkte weniger als in der Mitte-
Studie halten transgeschlechtliche Personen 
für albern; eine deutliche Mehrheit von 70 % 
lehnt dies ab. Dass transgeschlechtliche Per-
sonen in Deutschland zu tolerant behandelt 
würden, bejahen mit 22 % mehr niedersächsi-
sche Befragte. Dennoch findet die Aussage in 
Niedersachsen deutlich weniger Zustimmung 
als im bundesweiten Vergleich. In der Leipzi-
ger Autoritarismus-Studie vertraten sie 2024 
ganze 43 % der Befragten. Verwandte Aus-
sagen erfahren dort teils etwas höhere, teils 
etwas niedrigere Zustimmung (Decker Kiess 
Heller et al. 2024, S.  71), sodass insgesamt 
knapp 37 % der bundesweit Befragten ein ge-
schlossen transfeindliches Antwortverhalten 
zeigen und weitere 16 % zumindest einzelnen 
Aussagen zustimmen (Kalkstein et al. 2024, 
S. 168). 

Transgeschlechtlichkeit als unnatürlich, 28 % halten 
sie für eine Gefahr für die gesellschaftliche Ordnung 
und über 20 % fordern, dass transgeschlechtliche 
Personen nicht vor Diskriminierung geschützt wer-
den sollen (Pickel und Niendorf 2024, S. 97–99).

Abbildung 54: Transfeindliche Einstellungen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Die erhebliche Diskrepanz zwischen dem 
Antwortverhalten in Niedersachsen und bun-
desweiten Umfragen kann vermutlich zum Teil 
auf eine tatsächlich geringere Verbreitung 
von transfeindlichen Einstellungen zurückzu-
führen sein. Sie ließe sich zu einem anderen 
Teil jedoch auch damit erklären, dass die Ant-
worten in der Telefonumfrage des NDM per-
sönlich gegenüber Interviewer*innen gege-
ben werden, während die Leipziger Autorita-
rismus-Studie durch einen selbstausgefüllten 
Fragebogen Anonymität bietet. Dies würde 
darauf schließen lassen, dass die Äußerung 
transfeindlicher Einstellungen tabuisiert ist 
und die tatsächliche Verbreitung deutlich 
höher ist, als die Mitte-Studie und auch der 
NDM 2025 angeben. Der Anstieg im Zeitver-
lauf ginge in diesem Fall nicht (nur) auf einen 
Wandel von Einstellungen, sondern (auch) auf 
eine fortlaufende Enttabuisierung von Trans-
feindlichkeit zurück.

Die Diskriminierung gleichgeschlechtlicher 
Elternschaft in Niedersachsen im Zeitverlauf

Die Abwertung weiterer sexueller und ge-
schlechtlicher Minderheiten ist in ihrer Form 
und Verbreitung eng mit transfeindlichen Ein-
stellungen verwandt. Sie kann sich ebenfalls 
in Abscheu, Vorurteilen oder einer Ablehnung 

rechtlicher Gleichstellung äußern. Umgekehrt 
schlug sich eine über die letzten Jahrzehnte 
steigende Akzeptanz von homo- und bisexu-
ellen Personen 2017 auch in einer rechtlichen 
Gleichstellung der gleichgeschlechtlichen Ehe 
nieder (Mokros und Zick 2023b, S. 165). In Be-
zug auf Elternrechte sind gleichgeschlecht-
liche Elternpaare bislang jedoch noch nicht 
vollständig gleichgestellt. Daher erheben wir 
wie im NDM 2021 und 2023 erneut die Zu-
stimmung und Ablehnung zu der Aussage 
„Gleichgeschlechtliche Paare sollten die glei-
chen Elternrechte wie Ehepaare aus Mann 
und Frau haben“.

Offen homosexuellenfeindliche Einstellun-
gen waren bundesweit lange rückläufig, folgen 
mittlerweile jedoch keinem eindeutigen Trend 
mehr: In der Mitte-Studie stimmten jüngst 
12 % einer direkt abwertenden Aussage über 
ein Ekelempfinden gegenüber homosexuel-
len Menschen zu. Im Jahr 2023 waren es noch 
16 %, zwei Jahre zuvor jedoch nur 9 % (Mokros 
und Zick 2025, S. 132–133, 2023b, S.  165). Für 
Niedersachsen liegen keine direkt vergleich-
baren Erhebungen vor, unsere Erhebung ei-
ner Zustimmung zu bzw. Ablehnung von einer 
rechtlichen Gleichstellung gleichgeschlecht-
licher Eltern zeigt jedoch einen Anstieg an 
(siehe Abbildung 55): 2023  lehnten 10 % der 
Befragten eine Gleichstellung ab, 2025 sind es 
mit 16 % weit mehr. Dem steht eine deutliche 
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Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Eltern

Gewichtete Angaben auf Basis von 1.488 (2025) und 987 (2023) Befragten.

Abbildung 55: Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Eltern
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025 und 2023. Auf Grund von Rundun-
gen kann die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Mehrheit von 72 % gegenüber, die eine Gleich-
stellung befürworten. Dennoch ist der Anstieg 
der Ablehnung auffällig und könnte bei einer 
Fortsetzung entweder auf eine wie im Bun-
destrend volatile oder gar steigende Homo- 
und Bisexuellenfeindlichkeit in Niedersachsen 
oder auf eine Entkopplung von direkt abwer-
tenden Einstellungen und solchen zur rechtli-
chen Gleichstellung hindeuten.

Geschlechteressentialistische Einstellungen 
in Niedersachsen im bundesweiten Vergleich

Mit dem Begriff geschlechteressentialistisch 
wird hier die Einstellung beschrieben, dass 
sämtliche Unterschiede zwischen Männern 
und Frauen natürlich vorgegeben sind. Beide 
seien in ihrem ureigenen Wesen – ihrer Es-
senz – mit unverrückbaren Eigenschaften 
ausgestattet: Männer seien etwa von Natur 
aus durchsetzungsfähiger und Frauen empa-
thischer. Geschlecht und Sexualität sind aus 
dieser Perspektive eindeutig auf eine strikte 
Zweigeschlechtlichkeit und eine gegenseitige 
heterosexuelle Anziehung festgelegt. Aus die-
sen Annahmen wird die Legitimität einer auf 
Geschlecht basierten gesellschaftlichen Ord-
nung abgeleitet, in der Männer und Frauen 
unterschiedliche, komplementäre Rollen ein-
nehmen sollen. Eine solche Geschlechter-
ordnung sei natürlich vorgesehen und nicht 
durch Sozialisation oder gesellschaftliche Ins-
titutionen geformt (Simon und Kohl 2023; Si-
mon und Birsl 2025). Lediglich Abweichungen 
von dieser Idealvorstellung seien gesellschaft-
lich produziert und damit als widernatürlich 
abzulehnen. Entlang dieser Annahme können 
geschlechteressentialistische Einstellungen 
in klassisch antifeministische Einstellungen 
oder in eine Abwertung von transgeschlecht-
lichen und homosexuellen Menschen münden. 
Dies deutet sich etwa in der Überzeugung an, 
dass die Thematisierung geschlechtlicher und 
sexueller Vielfalt schädlich für ein normales 
und natürliches Aufwachsen von Kindern sei 
(Mokros et al. 2021).

Im NDM  2025 erheben wir solche ge-
schlechteressentialistischen Einstellun-
gen durch die Zustimmung zu den Aussa-

gen „Männer sind von Natur aus besser als 
Frauen für Führungspositionen geeignet“ (Si-
mon und Kohl 2023, S. 96),31 „Für mich gibt 
es nur die zwei Geschlechter: Mann und Frau“ 
(eigene Entwicklung) und „Das ganze Gerede 
von sexueller Vielfalt verhindert, dass Kinder 
sich normal entwickeln“ (Mokros et al. 2021, 
S. 254) auf einer 5er-Likert-Skala. Das jewei-
lige Antwortverhalten wird hier zunächst ge-
trennt ausgewiesen. Für die spätere bivariate 
Analyse wird ein Durchschnittswert zur Mes-
sung einer übergreifenden geschlechteressen-
tialistischen Einstellung berechnet. Dies ist 
sowohl analytisch als auch zu einem akzep-
tablen Maß statistisch gerechtfertigt (Cron-
bachs Alpha von α = 0,66).

Geschlechteressentialistische Einstellun-
gen werden bundesweit häufiger vertreten als 
klassisch antifeministische und transfeind-
liche Einstellungen (Simon und Birsl 2025, 
S. 170): Knapp 65 % der Bevölkerung sind da-
von überzeugt, dass Männer und Frauen von 
Natur aus unterschiedliche Fähigkeiten haben. 
Circa 47 % halten eine größere Einfühlsamkeit 
von Frauen für naturbedingt. Dass Männer von 
Natur aus durchsetzungsfähiger seien, denken 
hingegen nur 15 % der Befragten.

In Niedersachsen lehnen die Befragten eine 
verwandte Aussage nach einer natürlichen 
Eignung von Männern für Führungspositionen 
mit überwältigender Mehrheit ab (siehe Ab-
bildung 56): Nur 5 % sehen eine solche als ge-
geben an. Anders als die Mitte-Studie fragen 
wir im NDM 2025 jedoch nicht direkt nach ei-
ner naturgegebenen Durchsetzungsfähigkeit 
von Männern, daher sind die Ergebnisse nicht 
unmittelbar miteinander vergleichbar. Selbst 
falls unsere Befragten einen solchen Unter-
schied in der Durchsetzungsfähigkeit häufiger 
annehmen sollten – ein Vorrecht von Män-
nern auf berufliche Machtpositionen ginge für 
sie ganz eindeutig nicht damit einher. 

Die Festlegung auf eine Zweigeschlecht-
lichkeit wurde bislang nur im Berlin-Monitor 
anhand einer normativ formulierten Aussage 
(„In unserer Gesellschaft sollte es ausschließ-

31	 Der Text des Items wurde gegenüber dem Original 
gekürzt.
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lich Männer und Frauen geben“) untersucht; 
hier stimmten etwas über 45 % der Befrag-
ten zu (Pickel und Niendorf 2024, S. 98). Im 
NDM 2025 fragen wir stattdessen nach dem 
persönlichen Blick auf Geschlechtsidentitä-
ten und finden mit 41 % der Befragten eine 
ähnlich große Zustimmung: Für sie scheint 
eine strikte Zweigeschlechtlichkeit eine sehr 
deutliche individuelle Orientierungsfunk-
tion zu haben und sie teilen Personen aus-
schließlich in männlich oder weiblich ein. Für 
eine knappe Mehrheit von 51 % gibt es hinge-
gen mehr geschlechtliche Identitäten als nur 
Mann und Frau.

Eine mit Rekurs auf das Kindeswohl be-
gründete gesellschaftliche Normierung von 
Geschlecht und Sexualität fordern etwas we-
niger Befragte: Knapp 34 % halten die Thema-
tisierung von Vielfalt für schädlich für Kinder 
und äußern einen Anspruch auf eine wertend 
verstandene Normalität. Damit lassen sie auch 

die Überzeugung vermuten, dass sexuelle und 
geschlechtliche Vielfalt unnatürlich sei und 
Kinder und Jugendliche nicht von sich aus 
Orientierungsbedarfe jenseits von unverrück-
barer Zweigeschlechtlichkeit und Heterosexu-
alität entwickeln können. Die Zustimmung zu 
der korrespondierenden Aussage ist in Nie-
dersachsen deutlich häufiger verbreitet als in 
ganz Deutschland – wobei die letzte bundes-
weite Untersuchung hierzu 2021 stattfand. Da-
mals stimmten genau 10 % der Befragten zu 
(Mokros et al. 2021, S. 254–255).

Insgesamt ist damit eine individuelle Ori-
entierung an einer festen Geschlechtsvor-
stellung von Mann und Frau in Niedersach-
sen weiter verbreitet als der Wunsch, diese 
auch als gesellschaftliche Norm insbeson-
dere gegenüber Kindern durchzusetzen. Den-
noch sind dies die beiden Aussagen, bei de-
nen am ehesten eine gleiche Verteilung von 
Zustimmung und Ablehnung zu sehen ist. 
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Abbildung 56: Geschlechteressentialistische Einstellungen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann 
die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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Zudem findet sich hier ein insgesamt hoher 
Anteil eindeutig überzeugter Antworten, so-
dass wir für eine individuelle und – mit Ab-
strichen – eine gesellschaftliche Orientierung 
an Zweigeschlechtlichkeit von einer Polarisie-
rung in der niedersächsischen Bevölkerung 
sprechen können.32 Die Ableitung einer über-
durchschnittlichen Eignung von Männern für 
Führungspositionen aus der Natur findet hin-
gegen weitaus deutlicheren Widerspruch und 
hat nahezu keine Anhänger*innen.

Zusammenhangsanalysen

In bundesweiten und länderspezifischen Ana-
lysen vertreten Männer mittlerweile durchge-
hend häufiger antifeministische, geschlech-
teressentialistische oder abwertende Ein-
stellungen zu Geschlecht und Sexualität als 
Frauen (Simon und Birsl 2025; Pickel und 
Niendorf 2024; Reiser et al. 2025, S. 43).33 Vor 
fünf Jahren bestand dieser Unterschied in der 
Mitte-Studie nur in der Zustimmung zu grup-
penbezogen menschenfeindlichen Aussagen, 
nicht bei einzelnen antifeministischen oder 
geschlechteressentialistischen Aussagen (Mo-
kros et al. 2021). In der Leipziger Autoritaris-
mus-Studie zeigten sich jedoch schon 2020 
äußerst deutliche Unterschiede zwischen 
Männern und Frauen (Höcker et al. 2020). Dies 
könnte auf die stärker gegen Feministinnen 
als gegen feministische Anliegen abzielenden 
verwendeten Aussagen oder auf die anony-
mere Befragung zurückzuführen sein. Letzte-
res würde auf eine stärkere Verbreitung und 
eine abnehmende Tabuisierung antifeministi-
scher Einstellungen unter Männern hindeuten.

Über alle genannten Analysen hinweg ver-
treten – sofern ausgewiesen – Personen mit 
höherem Bildungsniveau durchgehend pro-
gressivere Einstellungen als solche mit niedri-
gem Bildungsniveau (Höcker et al. 2020; Zick 

32	 Siehe Abschnitt 3.3.

33	 Der Anteil nichtbinärer Personen ist in repräsentati-
ven Bevölkerungsumfragen – so auch im NDM 2025 
– zu gering, um statistische Aussagen über ihr Ant-
wortverhalten treffen zu können.

2021; Mokros et al. 2021; Kalkstein et al. 2022; 
Simon und Birsl 2025). Ebenso stabil sortiert 
sich die Zustimmung unter den Anhänger*in-
nen verschiedener Parteien. Auch in Bezug 
auf Einstellungen zu Geschlecht und Sexua-
lität lässt sich eine Polarisierung zwischen 
Anhänger*innen von Bündnis 90/Die Grünen 
und denen der AfD feststellen. Jene von Die 
Linke, FDP, SPD und CDU lassen sich tenden-
ziell in dieser Reihenfolge dazwischen einord-
nen (Mokros et al. 2021; Höcker et al. 2020; 
Kalkstein et al. 2024).

Abschließend betrachten wir daher die 
Verbreitung der hier erhobenen klassisch an-
tifeministischen, transfeindlichen, geschlech-
teressentialistischen Einstellungen und der 
Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Eltern 
nach ausgewählten sozialstrukturellen Kate-
gorien und der Parteipräferenz (siehe Abbil-
dung 57). Dafür ziehen wir den Anteil an Per-
sonen heran, die diese Einstellungen eindeu-
tig vertreten. Dazu zählen wir all jene, die ihre 
Zustimmung zu den jeweils zusammengehö-
rigen Aussagen im Schnitt mit 3,5 oder mehr 
Punkten auf der 5er-Likert-Skala angeben.

Die sozialstrukturelle Verankerung von se-
xualitäts- und geschlechtsbezogenen Einstel-
lungen in Niedersachsen entspricht durch-
gehend den Erwartungen auf Grundlage bun-
desweiter Studien. Männer vertreten eine 
klassisch antifeministische Einstellung mo-
derat (und nicht signifikant) häufiger sowie 
eine transfeindliche und geschlechteressen-
tialistische Einstellung deutlich häufiger, als 
Frauen dies tun. Eine rechtliche Gleichstellung 
gleichgeschlechtlicher Eltern lehnen Männer 
fast viermal so häufig ab wie Frauen. Damit 
schlagen sich potenzielle Interessenunter-
schiede zwischen Männern und Frauen oder 
ein männliches Konkurrenzdenken in Bezug 
auf Gleichstellung und feministisches Enga-
gement kaum in einer unterschiedlichen Be-
wertung von Feminismus nieder. Für Männer 
scheint jedoch eine strikte, als natürlich auf-
gefasste Zweigeschlechtlichkeit eine weitaus 
stärkere persönliche und normative Orien-
tierungsfunktion zu haben als für Frauen und 
geht auch mit einer weitaus stärkeren Abwer-
tung transgeschlechtlicher Personen einher. 
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Der Bildungsstand hat ebenfalls einen ho-
hen Einfluss: Unter den Befragten mit Abitur 
vertreten höchstens 9 % die hier abgefragten 
Einstellungen überzeugt. Befragte ohne Abi-
tur tun dies fast dreimal so häufig, die Ab-
lehnung der Aussage zu gleichgeschlechtli-
chen Eltern ist etwa doppelt so häufig. Damit 
erstreckt sich die Spreizung zwischen höher 
gebildeten und weniger gebildeten Menschen 
im Hinblick auf liberale gesellschaftspoli-
tische Werte auch auf geschlechts- und se-
xualitätsbezogene Einstellungen. Simon und 
Birsl (2025) mahnen jedoch an, dies nicht als 
einen Effekt von ökonomischer Klassenzuge-
hörigkeit fehlzuinterpretieren: Angehörige der 
Oberschicht oder oberen Mittelschicht zeigten 
ebenso eine stärkere Zustimmung zu illibera-
len Überzeugungen. Auch in unserer Analyse 
findet sich dezidiert kein linearer Effekt des 
Einkommens; wenige vereinzelte signifikante 
Unterschiede zeichnen hier ein sehr differen-

ziertes Bild häufigerer antifeministischer und 
seltenerer transfeindlicher Einstellungen in 
den oberen Einkommensgruppen. 

Zwischen den Alterskohorten (ohne Ab-
bildung) zeigen sich ebenfalls keine linearen 
Unterschiede im Antwortverhalten. Hier sticht 
vor allem die Kohorte der 30- bis 39-jährigen 
heraus, die die drei Einstellungen deutlich 
überdurchschnittlich häufig vertreten. Dem 
steht die benachbarte Kohorte der 40- bis 
49-Jährigen gegenüber, die weit liberaler als 
die angrenzenden Kohorten eingestellt sind. 
Die jüngste Kohorte der 16- bis 29-Jähri-
gen stimmt klassisch antifeministischen und 
transfeindlichen Aussagen ebenfalls äußerst 
selten zu, liegt bei geschlechteressentialis-
tischen Aussagen jedoch genau im Durch-
schnitt aller Befragten. Ein – bereits lange zu-
rückliegender – generationeller Wandel lässt 
sich lediglich bei transfeindlichen Einstellun-

Abbildung 57: Klassisch antifeministische, transfeindliche, genderessentialistische Einstellungen und Diskriminierung 
gleichgeschlechtlicher Eltern nach Geschlecht, Bildung und Wohnort
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann die 
Gesamtsumme von 100 % abweichen.

20 %
15 %weiblich

männlich

0 % 25 %
Gewichtete Angaben auf Basis von 1.494 Befragten.

24 %
6 %

kein Abitur

Abitur

0 % 25 %
Gewichtete Angaben auf Basis von 1.494 Befragten.

20 %
6 %

keine
stadt

Universitäts-

0 % 25 %
Gewichtete Angaben auf Basis von 1.494 Befragten.

Klassisch antifeministische Einstellungen
nach Geschlecht, Bildung und Wohnort

Universitäts-
stadt

27 %
11 %weiblich

männlich

0 % 25 %
Gewichtete Angaben auf Basis von 1.491 Befragten.

25 %
8 %

kein Abitur

Abitur

0 % 25 %
Gewichtete Angaben auf Basis von 1.491 Befragten.

21 %
7 %

keine Uni-

Universitäts-

0 % 25 %
Gewichtete Angaben auf Basis von 1.491 Befragten.

Transfeindliche Einstellungen nach
Geschlecht, Bildung und Wohnort

stadt

versitätsstadt

29 %
10 %weiblich

männlich

0 % 25 %
Gewichtete Angaben auf Basis von 1.496 Befragten.

25 %
9 %

kein Abitur

Abitur

0 % 25 %
Gewichtete Angaben auf Basis von 1.496 Befragten.

22 %
7 %

keine Univer-
sitätsstadt

Universitäts-

0 % 25 %
Gewichtete Angaben auf Basis von 1.496 Befragten.

Genderessentialistische Einstellungen
nach Geschlecht, Bildung und Wohnort

stadt

25 %
7 %weiblich

männlich

0 % 25 %
Gewichtete Angaben auf Basis von 1.488 Befragten.

19 %
9 %

kein Abitur

Abitur

0 % 25 %
Gewichtete Angaben auf Basis von 1.488 Befragten.

16 %
13 %

keine Univer-
sitätsstadt

Universitäts-

0 % 25 %
Gewichtete Angaben auf Basis von 1.488 Befragten.

Homofeindlichkeit nach Geschlecht, Bildung und Wohnort

stadt

Klassisch antifeministische Einstellung
nach Geschlecht, Bildung und Wohnort 

Transfeindliche Einstellung
nach Geschlecht, Bildung und Wohnort 

Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Eltern
nach Geschlecht, Bildung und Wohnort 

Genderessentialistische Einstellung
nach Geschlecht, Bildung und Wohnort 



3  Ergebnisse

FoDEx-Studie | Politische Kultur 93

gen feststellen. Diese sind in der Generation 
80+ deutlich überdurchschnittlich ausgeprägt.

Unsere Vermutung, dass Befragte in Uni-
versitätsstädten liberalere Einstellungen zu 
Geschlecht und Sexualität vertreten als die 
übrigen Befragten, bestätigt sich ebenfalls 
fast durchgehend. Lediglich die Ablehnung 
bzw. Unterstützung einer rechtlichen Gleich-
stellung gleichgeschlechtlicher Eltern unter-
scheidet sich nicht signifikant. Insgesamt 
trägt das Thema potenziell zu kulturellen Un-
terschieden zwischen Stadt und Land bzw. 
zwischen akademisch geprägten Zentren und 
einer stärker (ehemals) industriell oder land-
wirtschaftlich geprägten Peripherie34 bei. Er-
gänzende multivariate Analysen zeigen da-
bei, dass es sich hierbei vor allem um einen 

34	 Siehe hierzu auch die ausführliche Diskussion in 
Abschnitt 3.7.

Effekt der sozialen Zusammensetzung der 
Universitätsstädte zu handeln scheint, we-
niger um eine Auswirkung der städtischen 
Gegebenheiten.

Auch die Parteianhänger*innen unter-
scheiden sich nahezu idealtypisch – mit ei-
nigen interessanten Besonderheiten (siehe 
Abbildung 58). Circa die Hälfte aller AfD-An-
hänger*innen stimmen klassisch antifeminis-
tischen, transfeindlichen und geschlechteres-
sentialistischen Aussagen überzeugt zu; mehr 
als ein Drittel lehnen die rechtliche Gleich-
stellung gleichgeschlechtlicher Eltern ab. Dem 
stehen wie erwartet die Anhänger*innen von 
Bündnis 90/Die Grünen gegenüber, unter de-
nen entsprechende Einstellungen fast gar 
nicht vertreten werden. Die Anhänger*innen 
der übrigen Parteien sortieren sich dazwi-
schen ein. Bei der Linken stechen dabei ein 
Anteil von 9 % mit Zustimmung für klassisch 
antifeministische Positionen und 12 % mit 

Abbildung 58: Klassisch antifeministische, transfeindliche, genderessentialistische Einstellungen und Diskriminierung 
gleichgeschlechtlicher Eltern nach Parteipräferenz
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann 
die Gesamtsumme von 100 % abweichen. Angaben zur FDP und zum BSW sind auf Grund der geringen Fallzahlen mit 
einer hohen Unsicherheit behaftet.
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Ablehnung für die Gleichstellung gleichge-
schlechtlicher Eltern bei anderweitiger völli-
ger Ablehnung hervor, während Anhänger*in-
nen der CDU und der SPD sich lediglich in der 
deutlich stärkeren christdemokratischen Zu-
stimmung zu geschlechteressentialistischen 
Aussagen unterscheiden – hier scheint eine 
deutlich konservative Auffassung als Differen-
zierungsmerkmal auf.

Zwischenfazit

Damit schlägt sich die Gegenmobilisierung 
zur Liberalisierung der Geschlechterverhält-
nisse empirisch gesichert auch in Nieder-
sachsen nieder. Korrespondierende Einstel-
lungen zu Geschlecht und Sexualität sind in 
unserer Erhebung ähnlich verbreitet wie in 
vergleichbaren bundesweiten Untersuchun-
gen. Die sozialstrukturelle und politische Ver-
ankerung dieser Einstellungen bei Befragten 
mit niedrigerem Bildungsniveau, Männern 
und AfD-Anhänger*innen entspricht eben-
falls den Erwartungen. Auch ohne umfassen-
den Rückgriff auf Zeitreihen liegt daher die 
Vermutung nahe, dass sich Niedersachsen im 
bundesweiten Trend in einer leichten Regres-
sionsbewegung gegen den gesellschaftspoli-
tischen Wertewandel der letzten Jahrzehnte 
befindet. 

In Ermangelung eines stabilen und allge-
mein anerkannten Erhebungsinstruments für 
die verschiedenen Aspekte geschlechts- und 
sexualitätsbezogener Einstellungen haben wir 
uns für die Erhebung der Zustimmung zu an-
tifeministischen und transfeindlichen Aussa-
gen als unmittelbare Indikatoren dieser Re-
gression entschieden. Demnach vertreten 
17 % der Befragten des NDM eine antifemi-
nistische Einstellung, für die einzelnen erho-
benen Aussagen liegt die Zustimmung zwi-
schen 15 und 31  % der Befragten. 19  % der 
Befragten vertreten eine transfeindliche Ein-
stellung, hier variiert die Zustimmung zu ein-
zelnen Aussagen zwischen 15 und 21 %. Zu-
dem lehnen 16 % eine rechtliche Gleichstel-
lung gleichgeschlechtlicher Eltern ab, deutlich 
mehr als im NDM  2023. Zusätzlich erheben 
wir die geschlechteressentialistische Einstel-

lung einer vollständigen natürlichen Festle-
gung von Mann und Frau auf eine je eigene 
Geschlechtsidentität. Als vorgelagerte, stabile 
Überzeugung macht sie ggf. für eine antifemi-
nistische, transfeindliche und homosexuellen-
feindliche Mobilisierung empfänglich. Korres-
pondierende Aussagen finden bei bis zu 41 % 
der Befragten Zustimmung, gleichzeitig aber 
auch deutliche Ablehnung: Bei diesem Thema 
ist die niedersächsische Bevölkerung tatsäch-
lich polarisiert.

Anschließend an diese erste Analyse stellt 
sich zunächst die Frage nach den Strategien 
der gegenwärtigen Mobilisierung gegen eine 
liberalisierte Geschlechterordnung und ihren 
Auswirkungen auf Politik, Medien und Gesell-
schaft von Bund und Ländern. Zudem zeigt 
sich über alle bisherigen Studien hinweg eine 
deutliche Korrelation der hier untersuchten 
Einstellungen mit klassisch rechtsextremen 
Einstellungen, die auch in Niedersachsen auf 
Radikalisierungspotenziale hindeuten kann. 
Im Anschluss an die deutlichen Einstellungs-
unterschiede zwischen den Anhänger*innen 
verschiedener Parteien stellt sich schließ-
lich auch die Frage, wie sich Fragen von Ge-
schlecht und Sexualität in die gesellschafts-
politischen Konfliktlinien Niedersachsens 
einfügen.

3.6	 Zukunftsangst und 
Zukunftsoptimismus 
in Niedersachsen

Es stellt sich nun die Frage, welche Auswir-
kungen die in den vorangegangenen Ab-
schnitten diskutierten Einstellungen haben. 
Nachdem wir im NDM  2023 bereits festge-
stellt hatten, dass die Wahrnehmung politi-
scher Krisen wie Klimakrise oder Coronakrise 
eng mit politischen Einstellungen zusammen-
hängen, analysieren wir in Fortsetzung die-
ses Themenmoduls im NDM 2025 nun, ob die 
Menschen in Niedersachsen eher optimistisch 
oder eher pessimistisch in die Zukunft bli-
cken. Dies ist für eine Beurteilung der politi-
schen Kultur des Landes relevant, da das poli-
tische Engagement der Bürger*innen genuin 
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zukunftsorientiert ist. Es geht darum, auf die 
politischen Entscheidungen Einfluss zu neh-
men und so die Zukunft mitzugestalten.

Nun ist die Zukunft nahezu immer unge-
wiss – und dies umso stärker, je weiter man in 
die Zukunft schaut. Dennoch haben die Men-
schen Zukunftserwartungen. Bewertet man 
diese Erwartungen im Vergleich zur gegen-
wärtigen Situation, lassen sich drei generelle 
Positionen unterscheiden. Personen mit Zu-
kunftsangst, also einer pessimistischen Sicht 
auf die Zukunft, erwarten, dass das Leben in 
der Zukunft schlechter wird. Umgekehrt er-
warten Personen mit Zukunftsoptimismus, 
also einer positiven Sicht auf die Zukunft, 
dass das Leben besser wird. Schließlich ist 
auch denkbar, dass die Menschen erwarten, 
dass ihre zukünftige Situation weitgehend un-
verändert bleibt, also weder schlechter noch 
besser wird. Man kann hier von Status-quo-
Erwartung sprechen.

Im Niedersächsischen Demokratie-Moni-
tor  2025 sind zur Zukunftsperspektive zwei 
Fragen enthalten: „Wenn Sie an Ihre eigene Si-
tuation denken: Wie sehen Sie Ihre eigene Zu-
kunft im Vergleich zu heute?“ sowie: „Und wie 
sehen Sie die Zukunft der künftigen Generati-
onen im Vergleich zu heute?“ Die drei gültigen 
Antwortmöglichkeiten sind jeweils „schlech-
ter“, „gleich“ oder „besser“. Während die erste 
Frage auf die Zukunftserwartung der befrag-
ten Person abzielt, ist die zweite Frage perso-
nenübergreifend auf die gesamte Gesellschaft 
bezogen und durch den Plural „zukünftige Ge-
nerationen“ nicht auf die unmittelbare, son-
dern auf eine fernere Zukunft gerichtet.

Die Antworten in der aktuellen Befragung 
im Spätsommer 2025 verweisen auf eine eher 
pessimistische Sicht der niedersächsischen 
Befragten auf die eigene Zukunft (siehe Ab-
bildung 59). Zwar vertritt die größte Gruppe 
mit einem gewichteten Anteil von 44 % die 
Ansicht, dass die eigene Situation gleichbleibt. 
Aber nur 20 % erwarten eine Verbesserung, 
während mit 36 % deutlich mehr eine Ver-
schlechterung für sich kommen sehen. Noch 
pessimistischer ist die Sicht auf die Perspek-
tiven zukünftiger Generationen. Hier meinen 
sogar 76 %, dass es zukünftige Generationen 
im Vergleich mit heute schlechter haben wer-

den. Nur 16 % erwarten für zukünftige Gene-
rationen eine gleichbleibende Lage, und noch 
weniger, nur 8 %, glauben, dass es zukünftige 
Generationen besser haben werden.

Wenn einer optimistischen Zukunftserwar-
tung der Wert  +1, einer pessimistischen Er-
wartung der Wert −1 und einer Status-quo-Er-
wartung der Wert 0 zugeordnet wird, dann ist 
die Differenz des Anteils derjenigen, die eine 
Verschlechterung erwarten, vom Anteil der-
jenigen, die eine Verbesserung erwarten, der 
Mittelwert aller optimistischen, pessimisti-
schen und Status-quo-Erwartungen. Bei der 
Zukunftserwartung für die eigene Lage be-
trägt der Mittelwert −0,16. Entsprechend ist 
der Anteil der Pessimist*innen mit 36 % um 
16 Prozentpunkte höher als der Anteil der Op-
timist*innen mit 20 %; bei der Erwartung für 
zukünftige Generationen übersteigt der Anteil 
der Pessimist*innen den der Optimist*innen 
sogar um 68 Prozentpunkte (76 % – 8 %), der 
Mittelwert ist hier −0,68.

Werden die −1/0/+1 kodierten Antwor-
ten auf die beiden Fragen addiert, ergibt sich 
ein „Index der generellen Zukunftserwartung“, 
den wir als Zukunftsindex bezeichnen.35 Der 
so berechnete Index kann von −2 bis +2 va-
riieren. Der Minimalwert −2 wird nur erreicht, 
wenn ein*e Befragte*r sowohl für sich selbst 
als auch für zukünftige Generationen erwar-
tet, dass die Zukunft schlechter wird. Umge-
kehrt lässt sich ein maximaler Indexwert von 
+2 nur erreichen, wenn man für die eigene 
Zukunft und auch für die zukünftigen Genera-
tionen erwartet, dass es besser wird.36

35	 Die beiden zum Zukunftsindex zusammengefassten 
Variablen weisen 2025 eine positive Korrelation von 
r = 0,28 auf.

36	 Bei der Interpretation des Mittelwerts des Zukunfts-
index ist zu berücksichtigen, dass sich dessen Wer-
tebereich verglichen mit den beiden Ausgangsfra-
gen von +1 auf +2 verdoppelt hat und daher dessen 
Mittelwert nicht mehr als Differenz des Anteils der 
Pessimist*innen vom Anteil der Optimist*innen zu 
interpretieren ist. 
  Aber auch für den Indexmittelwert gilt, dass für 
die Befragten die Zukunftserwartung umso pes-
simistischer ist, je negativer der Indexmittelwert 
ausfällt, und umso optimistischer, je positiver der 
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Bei der aktuellen Erhebung  2025 beträgt 
der Mittelwert der generellen Zukunftserwar-
tung −0,84. Auch insgesamt erwarten die Be-
fragten also deutlich eher Verschlechterungen 
für sich und/oder für zukünftige Generatio-
nen, sodass wir 2025 eher von Zukunftsangst 
als von Zukunftsoptimismus in Niedersach-
sen ausgehen müssen.

Da die beiden Fragen zur Zukunftserwar-
tung in allen Niedersächsischen Demokra-
tie-Monitoren seit 2019 enthalten sind, kann 
eine Zeitreihe gebildet werden, die die Daten 
von 2019, 2021, 2023 und 2025 nutzt. Abbil-
dung 60 zeigt die Ergebnisse. Die orangefar-
bene Linie zeigt den Verlauf der Mittelwerte 
für die eigene Zukunftsprognose, die graue Li-
nie den Verlauf für die Prognose für die zu-

Indexmittelwert ist. Aus einem Indexwert von null 
kann aber nicht mehr geschlossen werden, dass 
keine Veränderung der Zukunft erwartet wird, da 
dieser Wert bei einer befragten Person auch dann 
auftritt, wenn bei einer der beiden Ausgangsvariab-
len „eigene Zukunft“ oder „zukünftige Generationen“ 
eine Verbesserung und bei der anderen eine Ver-
schlechterung erwartet wird. 

künftigen Generationen.37 Die blaue Linie gibt 
schließlich den Verlauf des zusammenfassen-
den Zukunftsindex wieder. Für alle drei Ver-
läufe gilt, dass die Mittelwerte zwischen 2019 
und 2021 annähernd gleichbleiben, zwischen 
2021 und 2023 sinken und zwischen 2023 und 
2025 wieder annähernd gleichbleiben. Dabei 
ist der Rückgang zwischen 2021 und 2023 bei 
den eigenen Zukunftsaussichten stärker aus-
geprägt als jener bei den künftigen Generati-
onen. Nur bei der eigenen Zukunftsbewertung 
liegen die Mittelwerte 2019 und 2021 mit Wer-
ten von +0,05 und +0,06 geringfügig im posi-
tiven Bereich. Alle übrigen Werte sind deut-
lich negativ, weisen also auf eine pessimis-
tische Erwartung (Zukunftsangst) hin. Beson-
ders deutlich ausgeprägt ist der Anstieg der 
Zukunftsangst zwischen 2021 und 2023 beim 
zusammenfassenden Zukunftsindex, erkenn-

37	 Die Korrelationen zwischen der eigenen Zukunfts-
prognose und der für zukünftige Generationen 
betragen 2019 r = 0,29, 2021 r = 0,37 und 2023 
r = 0,42. Die Korrelationen zwischen den beiden 
Erwartungen liegen in allen vier Erhebungsjahren 
im positiven Bereich, was eine Zusammenfassung 
zum Zukunftsindex zu allen Zeitpunkten erlaubt.
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Zukunftserwartungen

Abbildung 59: Zukunftserwartungen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Auf Grund von Rundungen kann 
die Gesamtsumme von 100 % abweichen.
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bar an dem starken Rückgang der drei Kur-
ven. Dies liegt daran, dass sich gleichgerich-
tete Veränderungen der beiden Ausgangsva-
riablen im Index aufaddieren und somit ak-
zentuieren, während sich gegenläufige Verän-
derungen eher ausgleichen können. Deswegen 
ändert sich der Mittelwert des Zukunftsindex 
zwischen 2023 und 2025 nur minimal, wäh-
rend die Erwartungen an die eigene Zukunft 
leicht ansteigen und die Erwartungen für zu-
künftige Generationen leicht sinken – es fin-
det ein gegenseitiger Ausgleich statt.

Zukunftsaussichten nach 
soziodemografischen Merkmalen

Um Zusammenhänge des Zukunftsindex mit 
soziodemografischen Merkmalen der Befrag-
ten aufzudecken, betrachten wir die Effekte 
der vier demografischen Variablen Geschlecht, 
Alter, Bildung und Einkommen auf die Mittel-
werte der Zukunftserwartungen.38 Wird nach 

38	 Ein Effekt liegt vor, wenn sich die Mittelwerte einer 
abhängigen Variable (hier: Zukunftsindex) bei ver-
schiedenen Werten einer unabhängigen Variable 
(hier: Geschlecht, Alter, Bildung bzw. Einkommen) 
unterscheiden. Dann korrelieren unabhängige und 
abhängige Variable miteinander. Mit Beobachtungs-

Geschlecht unterschieden,39 zeigt sich, dass 
die durchschnittliche Zukunftsangst von 
Frauen mit einem Mittelwert des Zukunftsin-
dex von −0,96 um −0,25 höher ausfällt als die 
der Männer mit einem Mittelwert von −0,71. 
Die Zukunftserwartung der weiblichen Befrag-
ten ist also etwas pessimistischer als die der 
männlichen.

Beim Alter zeigt sich ein u-förmiger Ef-
fekt auf den Zukunftsindex: Betrachtet man 
Altersgruppen, sinkt der Mittelwert des Zu-
kunftsindex von der jüngsten Altersgruppe 
der 16- bis 29-Jährigen bis zur vierten Alters-

daten allein kann allerdings nicht mit Sicherheit 
festgestellt werden, ob Veränderungen der Ausprä-
gungen der unabhängigen Variable die Mittelwert-
unterschiede bei der abhängigen Variable auslösen, 
umgekehrt Veränderungen der Ausprägungen der 
abhängigen Variable Mittelwertunterschiede bei der 
unabhängigen Variable auslesen, ob eine gegensei-
tige Beeinflussung vorliegt oder ob es eine andere 
Variable ist, deren Veränderungen ihrer Ausprägun-
gen sowohl Mittelwertunterschiede der abhängigen 
als auch der unabhängigen Variable auslösen.

39	 Nur zwei der drei Personen, die sich im NDM 2025 
als „divers“ bezeichnen, haben gültige Antworten 
auf die beiden Fragen des Zukunftsindex gegeben. 
Abweichend vom Vorgehen in den übrigen Analysen 
wurden sie hier aus der Analyse ausgeschlossen. 
Siehe hierzu auch den Hinweis im Abschnitt 2.
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Abbildung 60: Entwicklung der Erwartungen an die eigene Zukunft, die Zukunft künftiger Generationen und des 
Zukunftsindex im Zeitverlauf
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2019, des NDM 2021, des NDM 2023 und 
des NDM 2025.
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gruppe der 50- bis 59-Jährigen und steigt bei 
den drei ältesten Altersgruppen wieder an. 
Dieses Muster des Anstiegs und anschließen-
den Rückgangs der Zukunftsangst weist nur 
eine Abweichung auf.40 Um eine eindeutigere 
Tendenz zu erkennen, wird eine Regression 
des Zukunftsindex auf das Alter in Jahren be-
rechnet (siehe Infokasten OLS-Regression auf 
S. 28).41 Die Regressionsfunktion bestätigt eine 
u-förmige Regressionsbeziehung des Alters 
auf die Mittelwerte des Zukunftsindex. Das 
Minimum der Regressionskurve von −1,01 er-
gibt sich bei knapp 53  Jahren. Bei den drei 
jüngsten Befragten im Alter von 16  Jahren 
beträgt der geschätzte mittlere Zukunftsindex 
−0,31 und bei der ältesten befragten Person 
−0,15. Der u-förmige Verlauf des Zukunftsin-
dex bedeutet einen umgekehrt u-förmigen 
Verlauf der Zukunftsangst: Bis zum Alter von 
etwa 53 Jahren nimmt die Zukunftsangst erst 
zu und sinkt danach wieder ab.42

Blicken wir auf die Zukunftserwartungen 
der Befragten nach Berufsausbildung und 
Hochschulabschluss, so zeigt die Gruppe, die 
weder Berufsausbildung noch Studium ab-
geschlossen hat, die größte Zukunftsangst. 

40	 In der Altersgruppe der 40- bis 49-Jährigen ist der 
Mittelwert etwas höher als in der Altersgruppe der 
30-39-Jährigen, aber geringer als bei den 16- bis 
29-Jährigen und deutlich höher als bei den 40- bis 
49-Jährigen. 

41	 Da das Alter in Jahren (unabhängige Variable) eine 
größere Unterschiedlichkeit zeigt als die Zusam-
menfassung in wenige Altersgruppen, ist beim Alter 
in Jahren eine genauere Aufteilung der Mittelwerte 
der abhängigen Variable möglich.

42	 Bei einer linearen Regression ist die Regressions-
kurve eine Gerade. Mit ansteigenden Werten der 
unabhängigen Variable nehmen die geschätzten 
Mittelwerte dann entweder gleichmäßig zu oder 
gleichmäßig ab. In einer quadratischen Regres-
sion ist der Kurvenverlauf entweder u-förmig oder 
umgekehrt u-förmig. In Abhängigkeit vom Wertebe-
reich der unabhängigen Variable ist es auch mög-
lich, dass nur ein Teilabschnitt beobachtbar ist, z.B. 
nur der steigende oder nur der sinkende Bereich 
der quadratischen Regressionsfunktion. Eine Kom-
bination aus einer linearen und einer quadratischen 
Funktion ändert den generell u-förmigen bzw. 
umgekehrt u-förmigen Verlauf nicht.

Der Mittelwert des Zukunftsindex beträgt hier 
−0,93. Es folgt die Gruppe mit einer abge-
schlossenen Berufsausbildung, bei der die Zu-
kunftsangst mit −0,91 nur etwas geringer ist. 
Bei Personen mit abgeschlossenem Studium 
ist die Zukunftsangst mit −0,63 deutlich ge-
ringer und bei Personen mit abgeschlossener 
Berufsausbildung und abgeschlossenem Stu-
dium mit −0,59 am geringsten.

Berechnen wir den Zukunftsindex für Ein-
kommensgruppen, so zeigt sich, dass die 
Mittelwerte des Zukunftsindex in der ers-
ten Gruppe mit einem Einkommen von un-
ter 1.000  EUR pro Person eines Haushalts 
vom kleinsten Indexmittelwert −1,08 bis zum 
höchsten Indexmittelwert −0,27 in der fünften 
Gruppe mit einem Einkommen von 4.000 EUR 
bis unter 5.000  EUR pro Person ansteigen 
und erst in der sechsten Einkommensgruppe 
ab 5.000  EUR pro Person wieder auf −0,87 
sinken. Umgekehrt sinkt dann die Zukunfts-
angst von der ersten Einkommensgruppe 
bis zur fünften Gruppe und steigt erst in der 
höchsten Gruppe wieder an. Die Befragten in 
der höchsten Einkommensgruppe blicken also 
deutlich pessimistischer in die Zukunft als 
diejenigen in der Einkommensgruppe darun-
ter.43 Tatsächlich bestätigt jedoch eine quad-
ratische Regression den umgekehrt u-förmi-
gen Effekt des ungruppierten Einkommens 
auf den Zukunftsindex. Bei der Zukunfts-
angst ist der Verlauf dann u-förmig. Danach 
sinkt bei den ungruppierten Einkommensda-
ten die geschätzte Zukunftsangst von −1,37 
bei dem geringsten berichteten Einkommen 
von 375 EUR bis zum Minimalwert von 0,63 
bei einem Einkommen von 4.368 EUR. Danach 
steigt die Zukunftsangst wieder und nimmt 
beim höchsten Einkommen von 7.250 EUR ei-
nen geschätzten Mittelwert von −1,02 an.

43	 Auf Grund der kleinen Fallzahl von nur 22 Fällen in 
dieser Gruppe mit den höchsten Einkommen ist der 
Mittelwert der Zukunftsangst hier aber möglicher-
weise unsicher und nicht sehr stabil. Die nächstgrö-
ßere Gruppe (unter 1.000 EUR pro Person) umfasst 
schon 71 Personen.
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Zukunftsaussichten und 
politische Einstellungen

Da politische Entscheidungen wie Gesetzes-
änderungen oder neue Gesetze nicht sofort 
wirken und auf Langfristigkeit angelegt sind, 
ist auch damit zu rechnen, dass die Beurtei-
lung von Politik sowie politischen Einstellun-
gen mit der Zukunftserwartung zusammen-
hängt. Direkt auf die Zukunft bezogen ist im 
NDM 2025 die Frage, „wie wichtig [ist] die Po-
litik dafür […], wie es den Menschen in Nie-
dersachsen in den nächsten fünf Jahren ge-
hen wird“. Die Antworten erfassen wir auf 
einer fünfstufigen Skala, die von „sehr wich-
tig“ bis „sehr unwichtig“ reicht. Der Zusam-
menhang des Zukunftsindex mit der Wichtig-
keit von Politik entspricht dem Verlauf nach 
den Einkommensgruppen, nur in umgekehrter 
Richtung. Mit abnehmender Wichtigkeit von 
Politik steigt der Zukunftsindex von −0,89 bei 
„sehr wichtig“ auf −0,68 bei „eher unwichtig“ 
an und sinkt dann bei „sehr unwichtig“ wie-
der auf −1,78 ab. Allerdings gibt es nur neun 
Personen, die Politik für „sehr unwichtig“ hal-
ten. Schließen wir diese sehr kleine Gruppe 
aus der Analyse aus, nimmt die Zukunfts-
angst mit steigender Wichtigkeit von Politik 
zu.44

44	 Werden Regressionen des Zukunftsindex auf die 
Wichtigkeit von Politik berechnet, führt nur die 
Kombination einer linearen mit einer quadratischen 
Regressionsfunktion zu einer signifikanten Prog-
nose des Zukunftsindex. Signifikant bedeutet, dass 
es nur eine sehr kleine Wahrscheinlichkeit (kleiner 
5 %) gibt, dass es in der Population (hier: der nie-
dersächsischen Bevölkerung ab 16 Jahren) keinen 
Regressionszusammenhang zwischen abhängiger 
(Zukunftsangst) und unabhängiger (Wichtigkeit von 
Politik) Variable gibt, obwohl in der Stichprobe ein 
solcher Zusammenhang besteht. Der geschätzte 
Zusammenhang ist wie beim Einkommen umge-
kehrt u-förmig. Allerdings passt auch eine umge-
kehrt u-förmige Regressionsfunktion mit ihrem 
symmetrischen Verlauf um das Maximum nicht  
gut auf die Daten. So liegt das prognostizierte Maxi-
mum des Zukunftsindex zwischen den Ausprägun-
gen „eher wichtig“ und „weder noch“, das empiri-
sche Maximum dagegen bei „eher unwichtig“.

Direkt im Anschluss an die Frage zur 
Wichtigkeit der Politik wurde für fünf Berei-
che abgefragt, ob in dem jeweiligen Bereich 
nach der Ansicht unserer Befragten „in den 
letzten Jahren eine Verschlechterung einge-
treten ist“. Die fünf abgefragten Bereiche sind 
„Sicherheit vor Straftaten“, „Gesundheitsver-
sorgung“, „schulische Bildung“, „wirtschaftli-
che Lage“ sowie „öffentliche Infrastruktur wie 
Straßen, Schienen und Brücken“. Für den Zu-
sammenhang mit dem Zukunftsindex zäh-
len wir, in wie vielen Bereichen eine befragte 
Person eine Verschlechterung bejaht. Sehen 
die Befragten keine einzige Verschlechterung, 
liegt der Zukunftsindex mit 0,006 noch ganz 
knapp im positiven Bereich des Zukunftsop-
timismus. Bei nur einer Verschlechterung liegt 
der Mittelwert des Index mit −0,11 bereits im 
Bereich des Zukunftspessimismus und sinkt 
anschließend weiter. Sehen unsere Befragten 
Verschlechterungen in allen fünf Bereichen, 
erreicht der Zukunftsindex einen Wert von 
−1,43. Die Zukunftsangst steigt also umgekehrt 
mit zunehmender Anzahl von wahrgenomme-
nen Verschlechterungen.

Nach den fünf Bereichen mit Verschlechte-
rungen fragen wir umgekehrt auch, ob es Be-
reiche gibt, in denen es in den letzten Jahren 
nach Ansicht unserer Befragten Verbesserun-
gen gegeben hat. Hier antwortet eine Mehr-
heit von 55 % mit „nein“ und entsprechend 
42  % mit „ja“. Allerdings wählten immerhin 
3,6 % keine dieser beiden vorgegebenen gül-
tigen Antwortmöglichkeiten. Spiegelbildlich zu 
den Bereichen mit Verschlechterungen ist der 
Mittelwert des Zukunftsindex bei denen, die 
Bereiche mit Verbesserungen bejahen, mit 
−0,63 um 0,36 deutlich höher als bei jenen, 
die keine Verbesserungen sehen (−0,99). Um-
gekehrt zu der zunehmenden Zukunftsangst 
bei der Anzahl von Verschlechterungen sinkt 
also die Zukunftsangst, wenn Verbesserungen 
wahrgenommen werden.

Da die Wichtigkeit von Politik mit den fünf 
politische Einstellungsskalen „Unterstützung 
der repräsentativen Demokratie“ (siehe Ab-
schnitt  3.2), „Ethnozentrismus“, „Neo-Natio-
nalsozialismus“, „Verschwörungsmentalität“ 
und „Populismus“ (siehe Abschnitt 3.4) korre-
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liert45 und die Wichtigkeit von Politik wiede-
rum mit der Zukunftsangst, folgt, dass auch 
die fünf politischen Einstellungsskalen und 
dann vermutlich auch die generelle Links-
Rechts-Selbsteinstufungs-Skala mit dem Zu-
kunftsindex zusammenhängen. Für diese Ein-
stellungsskalen werden jeweils Antworten auf 
mehrere Fragen zu einem Summen- bzw. Mit-
telwertindex zusammengefasst. Darüber hi-
naus wird auch auf einer elfstufigen Links-
Rechts-Selbsteinstufungs-Skala erfasst, wie 
sich die Befragten politisch positionieren.

In der Skala der Unterstützung der reprä-
sentativen Demokratie sind die Antworten auf 
zwei Fragen addiert, in denen die Bedeutung 
von Parteien und einer politischen Opposition 
für die Demokratie postuliert werden. Die Ant-
worten weisen auf eine sehr starke Zustim-
mung zu den Prozessen der repräsentativen 
Demokratie hin. Werden die Mittelwerte des 
Zukunftsindex über die neun Ausprägungen 
der Skala verglichen, zeigt sich mit steigenden 
Zustimmungswerten zur repräsentativen De-
mokratie ein Anstieg des Zukunftsindex von 
−1,79 bei überhaupt keiner Unterstützung der 
repräsentativen Demokratie auf −0,62 bei un-
eingeschränkter Unterstützung der repräsen-
tativen Demokratie. Die Zukunftsangst nimmt 
also mit zunehmender Unterstützung der re-
präsentativen Demokratie ab. Dieser Rückgang 
verläuft allerdings nicht gleichmäßig, son-
dern mit großen Schwankungen. In einer Re-
gression der Zukunftsangst auf die Skala der 
Zustimmung zur repräsentativen Demokratie 
zeigt sich ein positiver Effekt der quadrierten 
Skalenwerte. Die Regressionskurve weist dar-
auf hin, dass die Werte des Zukunftsindex mit 
steigender Zustimmung zur repräsentativen 
Demokratie überproportional ansteigen, die 
Zukunftsangst also stärker werdend abnimmt 
bzw. der Zukunftsoptimismus immer stärker 
werdend zunimmt.

45	 So sind alle Korrelationen der Wichtigkeit von Poli-
tik mit den fünf politischen Einstellungsskalen zur 
Erfassung der Unterstützung der repräsentativen 
Demokratie, des Ethnozentrismus, des Neo-Natio-
nalsozialismus, der Verschwörungsvorstellungen 
und des Populismus ungleich null. Ihre Werte betra-
gen −0,07, 0,08, 0,12, 0,09 und 0,17.

Die Ethnozentrismus-Skala basiert auf 
dem Mittelwert von fünf Aussagen, die die 
Zustimmung zu einem starken Nationalgefühl 
und zum Durchsetzen deutscher Interessen 
sowie gegen Immigration in die Bundesrepub-
lik insbesondere bezogen auf Flüchtlinge und 
islamische Menschen erfragen. Auf Grund der 
37  realisierten Ausprägungen und sehr un-
regelmäßigen Schwankungen der Mittelwerte 
und Fallzahlen lässt sich nur schwer eine klare 
Tendenz des Zusammenhangs der Ethnozen-
trismus-Skala mit dem Zukunftsindex erken-
nen. Generell scheinen die Mittelwerte des 
Zukunftsindex mit zunehmendem Ethnozen-
trismus jedoch abzunehmen, von −0,07 bei 
minimalem Ethnozentrismuswert bis −1,64 bei 
maximalem Ethnozentrismuswert. Regressio-
nen des Zukunftsindex auf Ethnozentrismus 
weisen auf einen linearen Effekt des Ethno-
zentrismus auf den Zukunftsindex hin. Bei 
einem Anstieg des Ethnozentrismus um eine 
Einheit sinkt der prognostizierte Mittelwert 
des Zukunftsindex um nicht ganz −0,32. Die 
geschätzte durchschnittliche Zukunftsangst 
steigt danach gleichmäßig mit einer Zunahme 
des Ethnozentrismus.

Der Neo-Nationalsozialismus ist der Mit-
telwert auf fünfstufigen Zustimmungsskalen 
bei sechs Aussagen, die die Zeit des Natio-
nalsozialismus in Deutschland verharmlosen, 
die Bedeutung nationaler Stärke sowie ei-
ner Diktatur als beste Staatsform postulieren 
und zusätzlich drei antisemitische Aussagen 
umfassen. Auch hier lassen die Schwankun-
gen der Mittelwerte des Zukunftsindex über 
die realisierten Ausprägungen des Neo-Natio-
nalsozialismus keine eindeutige lineare bzw. 
quadratische Beziehung zwischen den beiden 
Variablen erkennen. Tendenziell scheint der 
Zukunftsindex mit zunehmenden Werten des 
Neo-Nationalsozialismus jedoch abzuneh-
men, die Zukunftsangst also umgekehrt zuzu-
nehmen. Tatsächlich weist die Regression des 
Zukunftsindex auf den Neo-Nationalsozialis-
mus auf einen signifikanten negativen Effekt 
der quadrierten Neo-Nationalsozialismus-
Skalenwerte auf den Zukunftsindex hin. Die 
durch die Regression vorhergesagten Werte 
des Zukunftsindex nehmen also mit steigen-
dem Neo-Nationalsozialismus zunehmend ab. 
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Die Zukunftsangst nimmt umgekehrt mit stei-
gendem Neo-Nationalsozialismus zu.

Die Verschwörungsmentalitätsskala wird 
über den Mittelwert von drei fünfstufigen Zu-
stimmungsfragen erfasst, die die staatliche 
Überwachung der Menschen, die Existenz ge-
heimer Organisationen sowie das Auftreten 
von scheinbar unverbundenen Ereignissen als 
Folge geheimer Aktivitäten postulieren. Ver-
gleicht man die Mittelwerte des Zukunftsin-
dex über die Werte der Verschwörungsmen-
talitätsskala, lässt sich auf Grund der gro-
ßen Schwankungen kein klarer Trend erken-
nen. Zwar ist beim geringsten Skalenwert und 
damit maximaler Ablehnung von Verschwö-
rungsmentalitätsaussagen der durchschnitt-
liche Zukunftsindex mit −0,62 entgegen der 
Erwartung negativer und damit die Zukunfts-
angst höher als bei maximaler Zustimmung 
zur Verschwörungsmentalitätsskala; aber da 
die Fallzahl mit nur 19 Fällen beim Maximal-
wert gering ist und der Mittelwert des Zu-
kunftsindex über alle Werte der Verschwö-
rungsmentalitätsskala mit −0,84 unter beiden 
Werten liegt, ist insgesamt mit einer u-för-
migen Beziehung zwischen Verschwörungs-
mentalität und Zukunftsindex zu rechnen. 
Die Regressionsgewichte einer quadratischen 
Regression ergeben tatsächlich einen signifi-
kanten negativen linearen und einen kleine-
ren und bei 5 % Irrtumswahrscheinlichkeit nur 
knapp nicht signifikanten positiven quadra-
tischen Effekt der Verschwörungsmentalität 
auf den Zukunftsindex. Der durch diese Re-
gression geschätzte Zukunftsindex sinkt von 
−0,63 beim kleinsten Wert 1 auf der Verschwö-
rungsmentalitätsskala zunächst bis zum Mini-
malwert −0,94 beim Wert 3,58 der Verschwö-
rungsmentalitätsskala und steigt dann wieder 
bis auf −0,85 beim Maximalwert  5 der Ver-
schwörungsmentalitätsskala an. Während der 
Zukunftsindex bei maximaler Verschwörungs-
mentalität etwas geringer ist als bei minima-
ler, ist es bei der Zukunftsangst umgekehrt: 
Hier steigt die Zukunftsangst von der mini-
malen zur maximalen Verschwörungsmentali-
tät etwas an, wobei der Kurvenverlauf der Re-
gression umgekehrt zum Index u-förmig ist.

Eine weitere Skala erfasst populistische 
Vorstellungen. Diese Skala ist der Mittelwert 

von fünf Indikatoren für Populismus. Ab-
gefragt wird die Zustimmung oder die Ab-
lehnung der Aussagen, dass im Grunde alle 
Deutschen einig darüber sind, was politisch 
passieren muss, dass ein einzelner Bürger die 
Interessen besser vertreten kann als ein Be-
rufspolitiker, dass das Volk und nicht die Poli-
tiker die wichtigen politischen Entscheidun-
gen treffen sollte, dass die Politiker gegen die 
Interessen der einfachen Bevölkerung handeln 
und dass die Politiker nur an ihre Wieder-
wahl denken. Die Mittelwerte des Zukunftsin-
dex scheinen bei allerdings starken Schwan-
kungen mit zunehmenden Populismuswerten 
tendenziell zu sinken, die Zukunftsangst also 
umgekehrt anzusteigen. Regressionen bestäti-
gen dies. Der Zukunftsindex sinkt, wobei die-
ser Rückgang mit zunehmenden populisti-
schen Einstellungswerten an Stärke gewinnt. 
Die Regressionsfunktion ist quadratisch mit 
negativem Effekt der Populismusskala auf 
den Zukunftsindex. Umgekehrt steigt die Zu-
kunftsangst somit mit steigenden Populis-
muswerten quadratisch an.

Schließlich betrachten wir den Zusam-
menhang des Zukunftsindex mit der Links-
Rechts-Selbsteinstufung unserer Befragten. 
Diese Skala wird für eine allgemeine Positio-
nierung im politischen Raum genutzt.46 Wird 
die ursprüngliche Skala von elf Einordnungs-
positionen auf die drei Ausprägungen links 
(Skalenwert 1–4), Mitte (5–7) und rechts (8–11) 
reduziert, zeigt sich, dass die sich links ein-
ordnenden Personen auf dem Zukunftsindex 
einen Mittelwert von −0,69 aufweisen, in der 
Mitte einen Mittelwert von −0,79 und rechts 
einen Mittelwert von −1,18 haben. Die größte 
Zukunftsangst haben demnach jene Befrag-
ten, die sich selbst als rechts einstufen, und 
den geringsten diejenigen, die sich als links 
einstufen.

Schaut man genauer hin und berechnet 
statt der zusammenfassenden Skala mit drei 
Ausprägungen die Mittelwerte des Zukunfts-
index über alle elf Ausprägungen der Links-
Rechts-Selbsteinstufung, so scheinen die 

46	 Für eine ausführliche Diskussion der Links-Rechts-
Selbsteinstufung siehe Abschnitt 3.3.
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Mittelwerte des Zukunftsindex mit sehr gro-
ßen Schwankungen vom linken Rand ausge-
hend mit zunehmend rechteren Positionen 
auf der Links-Rechts-Skala zunächst anzu-
steigen und anschließend wieder abzusin-
ken, wobei über den gesamten Wertebereich 
der Links-Rechts-Selbsteinstufung von ganz 
links bis nach ganz rechts der Zukunftsindex 
insgesamt sinkt, die Zukunftsangst also an-
steigt. Dieses Ergebnis einer umgekehrt u-för-
migen Beziehung können wir durch eine qua-
dratische Regression des Zukunftsindex auf 
die elfstufige Links-Rechts-Skala bestätigen. 
Zusätzlich zu dem positiven und knapp si-
gnifikanten linearen Regressionsgewicht der 
Links-Rechts-Selbsteinstufung auf den Zu-
kunftsindex ergibt sich ein deutlich kleine-

res und signifikant negatives Regressionsge-
wicht der quadrierten Selbsteinstufung. Da-
nach steigen ausgehend vom linken Rand 
der Links-Rechts-Skala (Skalenwert 1) die ge-
schätzten Mittelwerte des Zukunftsindex mit 
steigenden Werten auf der Links-Rechts-Skala 
zunächst bis zum Maximum −0,73 beim Wert 
vier der Links-Rechts-Selbsteinstufung leicht 
an. Anschließend sinken die Mittelwerte wie-
der und sind am rechten Rand deutlich ge-
ringer als beim Ausgangspunkt ganz links. Bei 
den beiden extremen Positionen ist die ge-
schätzte durchschnittliche Zukunftsangst am 
rechten Rand der Skala mit −1,44 größer als 
am ganz linken Rand mit −0,87.

Tabelle 7: Bivariate und partielle Prognosekraft der unabhängigen 
Variablen in OLS-Regressionen für den Zukunftsindex

Zusammenhang
Unabhängige Variable bivariat partiell
Geschlecht 1,29 % 2,25 %
Alter in Jahren (linear und quadratisch) 2,47 % 1,64 %
Bildungsabschluss (drei binäre Indikatorvariablen) 1,37 % -.-
Einkommen in 1.000 EUR (linear und quadratisch) 2,83 % 1,23 %
Wichtigkeit von Politik (linear und quadratisch) 0,25 %n.s. -.-
Anzahl Bereiche mit Verschlechterungen (linear) -.- 6,10 %
Anzahl Bereiche mit Verschlechterungen (quadratisch) 18,21 % -.-
Gibt es Verbesserungen (eine binäre Indikatorvariable) 2,71 % -.-
Skala Unterstützung repräsentative Demokratie (quadratisch) 4,97 % -.-
Skala Unterstützung repräsentative Demokratie (linear und quadratisch) -.- 1,15 %
Ethnozentrismus-Skala (linear) 9,13 % -.-
Ethnozentrismus-Skala (linear und quadratisch) -.- 3,21 %
Neo-Nationalsozialismus-Skala (quadratisch) 3,39 % -.-
Neo-Nationalsozialismus-Skala (linear und quadratisch) -.- 2,35 %
Verschwörungsmentalität (linear) -.- 0,38 %
Verschwörungsmentalität (linear und quadratisch) 0,84 % -.-
Populismus-Skala (linear) -.- 1,20 %
Populismus-Skala (quadratisch) 11,28 % -.-
Links-Rechts-Selbsteinstufung (linear und quadratisch) 1,66 % 0,71 %

Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des NDM 2025. Gesamtmodell: n = 1192, R 2 = 0,3541, 
p < 0,0001. n.s. nicht signifikant. Die bivariate Prognosekraft ist über den Determinationskoeffizienten R 2 der bivaria-
ten Regression erfasst, die partielle Prognosekraft über den Anstieg des Determinationskoeffizienten R 2 (∆R 2), wenn die 
jeweilige unabhängige Variable als letzte Variable in eine multiple Regression mit allen übrigen unabhängigen Variablen 
aufgenommen wird.
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Analyse des gemeinsamen Einflusses 
von Demografie und politischen 
Einstellungen auf die Zukunftserwartung

Auch wenn sich Zusammenhänge von Ge-
schlecht, Alter, Bildung und Einkommen sowie 
der politischen Einstellungen mit dem Zu-
kunftsindex zeigen, weisen die bivariaten Re-
gressionen des Zukunftsindex auf die unab-
hängigen Variablen darauf hin, dass die Stär-
ken des Regressionszusammenhangs meist 
nicht sehr hoch sind. Tabelle 7 zeigt für die 
bivariaten Analysen den Determinationsko-
effizienten R 2, für die multiplen Regressionen 
den Anstieg des R 2, wenn die jeweilige un-
abhängige Variable als letzte Variable in eine 
multiple Regression mit allen übrigen unab-
hängigen Variablen aufgenommen wird.

In Spalte  1 sind die Variablennamen der 
unabhängigen Variablen aufgeführt und da-
hinter in Klammern, ob der jeweilige Effekt 
der unabhängigen Variable linear, quadratisch 
oder eine Kombination (linear und quadra-
tisch) ist. Dies ist immer dann der Fall, wenn 
die Analyse ergeben hat, dass ein exponen-
tieller (quadratischer) oder ein (umgekehrt) u-
förmiger Zusammenhang zwischen dem Zu-
kunftsindex und der jeweiligen unabhängigen 
Variable besteht. Spalte 2 gibt für jede unab-
hängige Variable die Höhe des Effekts dieser 
Variable auf den Zukunftsindex in der biva-
riaten Regression als Prozentwert wieder.47 In 
Spalte 3 sind schließlich die Ergebnisse einer 
multiplen Regression wiedergegeben, in der 
die Mittelwerte der Zukunftsangst gemeinsam 
durch die unabhängigen Variablen geschätzt 
werden, wobei nur unabhängige Variablen 

47	 Um die Höhe eines Regressionszusammenhangs 
zu erfassen, wird der Determinationskoeffizient R 2 
berechnet, der angibt, um welchen Anteil sich die 
Variation der abhängigen Variablen auf die Variation 
der unabhängigen Variable(n) zurückführen lässt. Die 
Variation einer Variable erfasst die Unterschiedlich-
keit der beobachteten Ausprägungen zwischen den 
betrachteten Fällen, hier also den Befragten. Zusam-
menhänge gelten als stark, wenn sie mindestens ein 
R 2 von 0,25 (oder 25 %) aufweisen, als mittelstark, 
wenn R 2 zwischen 6,25 % und 25 % liegt, und gering, 
wenn sie darunter liegen, wobei Effekte kleiner 
0,25 % auch als vernachlässigbar gering gelten.

spezifiziert sind, deren partielle Effekte48 im 
Modell signifikant sind. Variablen mit einem 
partiellen nicht-signifikanten Effekt sind aus 
der multiplen Regression ausgeschlossen. 
Aufgeführt ist als partieller Effekt der jewei-
lige Anstieg von R 2, also wie sich die Erklä-
rungskraft R 2 erhöht, wenn eine unabhängige 
Variable in einer zweiten Regression zusätz-
lich zu den anderen unabhängigen Variablen 
in die multiple Regression aufgenommen wird. 
In unserem Fall erklärt beispielsweise das Ge-
schlecht im bivariaten Modell 1,3 % der Varia-
tion des Zukunftsindex. Im multiplen Regres-
sionsmodell, in dem neben dem Geschlecht 
alle anderen in der Tabelle aufgelisteten Vari-
ablen enthalten sind, erhöht die Hinzunahme 
der Variable „Geschlecht“ die Prognosekraft 
des Gesamtmodells um 2,3 %.

Die bivariaten Zusammenhänge sind oft 
sehr klein. Bei den vier demografischen Variab-
len liegt R 2 zwischen den geringen Werten 1,3 % 
und 2,8 %. Der Zusammenhang mit der Wich-
tigkeit von Politik ist mit R2 = 0,2 sogar ver-
nachlässigbar und selbst bivariat nicht signifi-
kant. Und auch die Effekte der Verschwörungs-
mentalität (0,8 %), der Links-Rechts-Selbst-
einstufung (1,7 %), der Wahrnehmung von Ver-
besserungen durch die Politik (2,7 %) und des 
Neo-Nationalsozialismus (3,4 %) sind gering. 
Kaum größer und mit 5,0 % ebenfalls noch ge-
ring ist der Zusammenhang des Zukunftsindex 
mit der Skala, die Unterstützung der Prozesse 
der repräsentativen Demokratie erfasst. Höher 
sind die bivariaten Effekte des Ethnozentris-
mus (9,1 %) und des Populismus (11,3 %). Am 
höchsten ist schließlich der bivariate Determi-
nationskoeffizient mit der Anzahl der wahrge-
nommenen Verschlechterungen (18,2 %).

Die bivariaten Analysen zeigen, dass die 
Zukunftsangst mit zunehmender Unterstüt-
zung der Demokratie tendenziell sinkt und mit 

48	 Im Zusammenspiel mit den anderen unabhängigen 
Variablen wird der Einfluss einer einzelnen unab-
hängigen Variable als partieller Effekt dieser Varia-
ble bezeichnet. Wir haben die partiellen Effekte in 
Tabelle 7 über den Anstieg von R 2 erfasst, wenn 
also die unabhängige Variable zusätzlich zu den 
übrigen unabhängigen Variablen in eine zweite 
multiple Regression aufgenommen wird.



Niedersächsischer Demokratie-Monitor 2025

FoDEx-Studie | Politische Kultur104

zunehmendem Ethnozentrismus, zunehmen-
dem Neo-Nationalsozialismus, zunehmender 
Verschwörungsmentalität und zunehmendem 
Populismus tendenziell ansteigt. Die jeweilige 
bivariate Vorhersagekraft ist jedoch sehr ge-
ring. Das gilt auch dann, wenn wir neben dem 
linearen Zusammenhang zusätzlich auch den 
quadratischen Zusammenhang betrachten.

Erst wenn in einer multiplen Regression49 
alle hier betrachteten Einflussgrößen zusam-
men den Zukunftsindex beeinflussen, ergibt 
sich eine sehr viel höhere Vorhersagekraft von 
gut 35 %. Dabei weisen auch in der multiplen 
Regression Frauen eine größere Zukunftsangst 
auf als Männer; die Zukunftsangst steigt mit 
zunehmendem Alter und sinkt mit zuneh-
mendem Einkommen. Bildung, Wichtigkeit von 
Politik sowie wahrgenommene Verbesserun-
gen haben dagegen bei Berücksichtigung der 
übrigen Einflussgrößen keinen Effekt auf die 
Zukunftserwartung. Die Wahrnehmung von 
Verschlechterungen erhöht hingegen die Zu-
kunftsangst. Bei den fünf Einstellungsskalen 
sinkt bei steigender Unterstützung der De-
mokratie die Zukunftsangst, während sie bei 
zunehmendem Ethnozentrismus, Neo-Natio-
nalsozialismus, Verschwörungsmentalität und 
Populismus tendenziell steigt. Je linker sich 
eine Person auf der elfstufigen Links-Rechts-
Selbsteinstufungs-Skala positioniert, desto 
geringer ist tendenziell ihre Zukunftsangst.

Wenig überraschend ist, dass die partiel-
len Effekte der einzelnen unabhängigen Va-
riablen in der Regel geringer sind als bei einer 

49	 In einer multiplen Regression werden die Mittelwerte 
der abhängigen Variable durch eine gemeinsame 
Regressionsfunktion mehrerer unabhängiger Varia-
blen geschätzt. Formal betrachtet ist bereits die 
Kombination der Ausprägungen und der quadrierten 
Ausprägungen einer unabhängigen Variable, also 
die Kombination einer linearen und einer quadrati-
schen Regression, eine multiple Regression mit den 
beiden unabhängigen Variablen „Ausprägungen“ 
und „quadrierte Ausprägungen“ der unabhängigen 
Variable. Wir betrachten diese Spezialfälle jedoch 
als bivariate Beziehung zwischen einer abhängigen 
und einer unabhängigen Variable. Erst wenn meh-
rere verschiedene unabhängige Variablen zusam-
men die abhängige Variable beeinflussen, liegt eine 
multiple Variable im eigentlichen Sinne vor.

getrennten Betrachtung des Einflusses dieser 
Variable, also bei einer bivariaten Regression. 
Die einzige Ausnahme weist das Geschlecht 
auf, dessen partieller Effekt größer ist als der 
bivariate Effekt. Auffallend ist dagegen, dass 
sich oft auch die Form der Regressionsfunk-
tion ändert, also zum Beispiel der quadra-
tische bivariate Effekt der Anzahl der Ver-
schlechterungen in der multiplen Regression 
zu einem partiellen linearen Effekt wird.50

Da sich bivariate und partielle Regressions-
funktionen unterscheiden können, haben wir 
in Abbildung 61 für die metrischen Variablen 
Alter, Einkommen sowie die fünf Skalen und 
die elfstufige Links-Rechts-Selbsteinstufung 
die bivariaten und partiellen Zusammenhänge 
grafisch wiedergegeben.51 Die orangefarbenen 
Kurven zeigen die Effekte aus den jeweiligen 
bivariaten Regressionen, die blauen Kurven 
die partiellen Verläufe in der multiplen Regres-
sion.52 Um die Kurven vergleichbar zu halten, 
werden auch bei partiellen Regressionskurven 

50	 Oft werden in bivariaten und multiplen Regressi-
onsberechnungen nur lineare Effekte angenommen. 
Tabelle 7 zeigt, dass dies unzutreffend sein kann.

51	 Die Regressionsfunktion bestimmt den Verlauf der 
Regressionskurve über die Werte einer unabhän-
gigen Variable. In Abbildung 61 ist der Verlauf aller 
hier berechneten Regressionskurven von metri-
schen unabhängigen Variablen mit mehr als zwei 
Ausprägungen wiedergegeben. Die orangefarbenen 
Kurven zeigen den Kurvenverlauf des Zukunftsin-
dex nach den Werten einer unabhängigen Variable 
in einer bivariaten Regression und die blauen Kur-
ven den Kurvenverlauf der partiellen Regressions-
funktion der unabhängigen Variable, das heißt bei 
gleichzeitiger Berücksichtigung weiterer unabhängi-
ger Variablen in einer multiplen Regression.

52	 Bei einer linearen Regression ist die Regressions-
kurve eine Gerade. Mit ansteigenden Werten der 
unabhängigen Variable nehmen die geschätzten 
Mittelwerte dann entweder gleichmäßig zu oder 
gleichmäßig ab. In einer quadratischen Regres-
sion ist der Kurvenverlauf entweder u-förmig oder 
umgekehrt u-förmig. In Abhängigkeit vom Wertebe-
reich der unabhängigen Variable ist es auch mög-
lich, dass nur ein Teilabschnitt beobachtbar ist, z. B. 
nur der steigende oder nur der sinkende Bereich 
der quadratischen Regressionsfunktion. Eine Kom-
bination aus einer linearen und einer quadratischen 
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Abbildung 61: Regressionskurven der Effekte auf den Zukunftsindex
Anmerkung: Regressionskurven aus OLS-Regression. Eigene Berechnung auf der Grundlage gewichteter Daten des 
NDM 2025. Fallzahl im Gesamtmodell: n = 1.192.
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die Regressionskonstanten der bivariaten Re-
gressionen genutzt. Deutlich werden so insbe-
sondere Veränderungen der Regressionsform. 
So sind die bivariaten Regressionsfunktionen 
der Verschwörungsmentalität und des Popu-
lismus u-förmig bzw. umgekehrt u-förmig, die 
partiellen Regressionsfunktionen dagegen li-
near. Umgekehrt ist es beim Ethnozentrismus: 
Hier ist die bivariate Regression linear, die par-
tielle umgekehrt u-förmig. Bei der Skala der 
Unterstützung der repräsentativen Demokratie 
ist der bivariate Zusammenhang umgekehrt u-
förmig und der partielle u-förmig.

Zusammenfassung

Befragt man Personen in Niedersachsen nach 
ihren eigenen Zukunftserwartungen und jenen 
zukünftiger Generationen, können die Befrag-
ten angeben, ob die Lage besser oder schlech-
ter wird oder eher gleichbleibt. Insgesamt ist 
die Einschätzung aktuell eher pessimistisch. 
So sind Frauen pessimistischer, Jüngere und 
Ältere eher optimistischer und Personen mit 
mittlerem Einkommen optimistischer als Per-
sonen mit geringen oder hohen Einkommen. 
Generell sind die Zusammenhänge der demo-
grafischen Variablen mit der Zukunftsangst 
aber eher gering. Bei politischen Einstellungen 
sind die Zusammenhänge mit der Zukunfts-
angst zwar etwas größer, aber gleichwohl nicht 
sehr groß. Dabei sinkt die Zukunftsangst mit 
der Unterstützung der repräsentativen Demo-
kratie und steigt mit zunehmendem Populis-
mus, zunehmendem Ethnozentrismus, zuneh-
mendem Neo-Nationalsozialismus und zuneh-
mender Verschwörungsmentalität. Am stärks-
ten ist der negative Zusammenhang des Zu-
kunftsindex mit der Anzahl der Bereiche von 
Verschlechterungen. Insgesamt lässt sich fest-
halten, dass Personen, die pessimistisch in 
die Zukunft blicken, eher demokratiefeindli-
che Einstellungen aufweisen und den Prozes-
sen der repräsentativen Demokratie kritischer 
gegenüberstehen.

Funktion ändert den generell u-förmigen bzw. 
umgekehrt u-förmigen Verlauf nicht.

3.7	 Konflikte zwischen Stadt 
und Land oder Heterogenität 
in Stadt und Land? 
Niedersachsens Nordwesten

Die Gelbwesten in Frankreich, der Austritt 
Großbritanniens aus der Europäischen Union 
oder die erneute Wahl Donald Trumps zum 
Präsidenten der Vereinigten Staaten: In allen 
drei Fällen handelt es sich um ein Aufbegeh-
ren gegen eine als abgehoben empfundene 
urbane Elite und ihre liberalen Werte. Und in 
allen drei Fällen liegt der Ausgangspunkt der 
politischen Mobilisierung in ländlichen, ver-
meintlich abgehängten Regionen; sie illustrie-
ren eine zunehmende Polarisierung zwischen 
Stadt und Land (Scala und Johnson 2017; 
Mitsch et al. 2021; Rucht 2019). Andrés Rodrí-
guez-Pose (2018) bezeichnet den zunehmen-
den Populismus in ländlichen Regionen pla-
kativ als die „revenge of the places that don’t 
matter“. So ruft er uns die Bedeutung des 
Stadt-Land-Konflikts für politische Einstellun-
gen und politisches Verhalten in Erinnerung.

Aktuell scheint sich insbesondere das 
Aufeinanderprallen liberal-kosmopolitischer 
und illiberal-nationalistischer Werte exemp-
larisch an der Differenz zwischen Stadt und 
Land zu zeigen. Wie in den Vereinigten Staa-
ten (Gimpel et al. 2020) beobachten wir auch 
in Deutschland und Niedersachsen deutli-
che Unterschiede im Wahlverhalten zwischen 
Stadt und Land. So schneidet die AfD auf 
dem Land deutlich besser ab als in den grö-
ßeren Städten (Franz et al. 2018; Haffert 2022; 
Hensel 2023). Auch die Demokratiezufrieden-
heit ist in Deutschland – wie auch in anderen 
europäischen Staaten – auf dem Land gerin-
ger als in den urbanen Zentren (Lago 2022).

Allerdings macht uns Lukas Haffert (2022, 
S. 18) darauf aufmerksam, dass die Gegen-
überstellung von Stadt und Land möglicher-
weise über „die sehr große Heterogenität in-
nerhalb der beiden Gruppen“ hinwegtäuscht. 
Auch innerhalb der Städte finden sich Mo-
dernisierungsverlierer*innen; und längst nicht 
alle ländlichen Regionen sind politisch und 
wirtschaftlich abgehängt. Daher untersuchen 
wir im Folgenden jeweils, ob sich politische 
Einstellungen eher zwischen Stadt und Land 



3  Ergebnisse

FoDEx-Studie | Politische Kultur 107

oder eher innerhalb von Stadt und Land un-
terscheiden. Dazu blicken wir zunächst auf 
das Gefühl des politischen und wirtschaftli-
chen Abgehängtseins in Stadt und Land.

Da wir auf der Grundlage einer landeswei-
ten Analyse nur sehr grobe Muster identifi-
zieren können, analysieren wir im Anschluss 
eine Region im Nordwesten Niedersachsens 
genauer, die exemplarisch für den Konflikt 
zwischen Stadt und Land steht: die Universi-
tätsstadt Oldenburg, die in einem Transforma-
tionsprozess steckende Industrie- und Hafen-
stadt Emden und die an diese Städte angren-
zenden ländlichen Kreise Ammerland, Aurich, 
Friesland und Leer. Hier haben wir durch ein 
sogenanntes Oversampling so viele Befragte 
rekrutiert, dass wir nicht nur Unterschiede 
zwischen Kreisen und kreisfreien Städten be-
trachten können, sondern auch die Möglich-
keit haben, Konflikte innerhalb dieser Ge-
bietskörperschaften zu analysieren. In unserer 
Schwerpunktregion im Nordwesten blicken wir 
zunächst auf das Gefühl des Abgehängtseins, 
weiten die Analyse dann aber aus und be-
trachten die Systemunterstützung sowie die 
Polarisierung in inhaltlichen Fragen. Dabei fra-
gen wir jeweils, was stärker ins Gewicht fällt: 
der Konflikt zwischen Stadt und Land oder die 
Heterogenität innerhalb von Stadt und Land.

Das Gefühl des Abgehängtseins in 
Niedersachsen: ein Stadt-Land-Phänomen?

Die Unterschiede zwischen Stadt und Land 
untersuchen wir im NDM  2025 bereits zum 
zweiten Mal als Gefühl des Abgehängtseins. 
Die Wahrnehmung, abgehängt zu sein, de-
finieren wir im Anschluss an de Lange et al. 
(2023) als „das Gefühl, dass die eigene Re-
gion von Eliten und Bürgern anderer Regio-
nen nicht gut behandelt wird“. Um festzustel-
len, inwiefern die Menschen in den verschie-
denen Regionen Niedersachsens tatsächlich 
den Eindruck haben, abgehängt zu sein, un-
terscheiden wir zwei Dimensionen des Abge-

hängtseins.53 Erstens, so nehmen wir an, kön-
nen die Menschen das Gefühl haben, dass die 
Politiker*innen des Landes ihre Region über-
sehen. Die Wahrnehmung dieses politischen 
Abgehängtseins untersuchen wir, indem wir 
die Befragten bitten, uns zu sagen, wie stark 
sie der Aussage, dass „die Politiker in Han-
nover […] sich nicht für die Region, in der 
ich lebe[, interessieren]“, zustimmen. Zwei-
tens gehen wir davon aus, dass das Gefühl 
des Abgehängtseins sich insbesondere in Be-
zug auf die wirtschaftliche Entwicklung und 
die einer Region gegenüber anderen Regio-
nen des Landes zeigt. Die Wahrnehmung die-
ses wirtschaftlichen Abgehängtseins erfassen 
wir mit der Aussage, „die Politik in Hanno-
ver hat zu wenig getan, um die wirtschaftli-
che Situation meiner Region zu verbessern“.54 
In beiden Fällen können unsere Befragten Zu-
stimmung oder Ablehnung über eine fünfstu-
fige Skala von „stimme überhaupt nicht zu“ 
bis „stimme voll und ganz zu“ ausdrücken. Mit 
den Formulierungen „die Politiker in Hanno-
ver“ und „die Politik in Hannover“ lenken wir 
die Aufmerksamkeit der Befragten ganz klar 
auf die Landespolitik. Wir analysieren also 
die Wahrnehmung, innerhalb des Bundes-
landes Niedersachsen abgehängt zu sein. Da 
beide Aussagen schon Teil des Fragebogens 
des NDM 2023 waren, können wir die Zustim-
mung zu diesen beiden Aussagen nicht nur 

53	 Zu den Dimensionen des Abgehängtseins siehe 
de Lange (2023) und Munis (2022), die jeweils drei 
Dimensionen des Abgehängtseins (politisch, wirt-
schaftlich und kulturell) unterscheiden. Abweichend 
von diesen beiden Studien verzichten wir auf eine 
gesonderte Untersuchung der Wahrnehmung des 
kulturellen Abgehängtseins. Im NDM 2023 hatten wir 
das kulturelle Abgehängtsein mit Hilfe der Aussage 
„Die Menschen in anderen Teilen von Deutschland 
verstehen und respektieren nicht, wie die Men-
schen in meiner Region leben“ erfasst, aber nur 
geringe Zustimmung und keine regionale Varianz 
gefunden. Daher haben wir die kulturelle Dimen-
sion des Abgehängtseins im NDM 2025 nicht erneut 
abgefragt.

54	 Diese Items orientieren sich an einem Vorschlag 
von de Lange et al. (2023). Die deutsche Formulie-
rung der Aussagen haben wir aus dem Thüringen-
Monitor (Reiser et al. 2023) übernommen.
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zwischen Regionen, sondern auch über die 
Zeit vergleichen.

Vergleichen wir zunächst die niedersach-
senweiten Mittelwerte aus den Befragungen 
der Jahre 2023 und 2025, so zeigen sich we-
der im Fall des Gefühls des politischen noch 
des wirtschaftlichen Abgehängtseins nen-
nenswerte Veränderungen, beide Werte blei-
ben über die Zeit nahezu stabil. Wie schon 
2023 ist das Gefühl des politischen Abge-
hängtseins mit einem Mittelwert von 2,7 
(2023: 2,7 Punkte) auch 2025 etwas geringer 
als jenes des wirtschaftlichen Abgehängtseins 
mit einem Wert von 3,0 (2023: 2,9).

Auf Grund der zu geringen Anzahl der be-
fragten Personen im NDM  2025 können wir 
regionale Unterschiede in der Wahrnehmung 
des Abgehängtseins innerhalb des Bundes-
landes Niedersachsen nur auf der Basis von 
neun durch ihre gemeinsame Postleitzahl de-
finierten Regionen (Göttingen, Braunschweig-
Goslar-Wolfsburg, Hildesheim-Hameln, Hanno-
ver, Celle, Lüneburg, Cuxhaven-Delmenhorst, 

Emden-Oldenburg, Osnabrück) untersuchen.55 
Zur Erstellung der Karten in Abbildung 62 
und 63 verwenden wir den regionalen Durch-
schnitt des jeweiligen Indikators. Je dunkler 
eine Region auf diesen Karten eingefärbt ist, 
desto höher ist dieser Mittelwert und desto 
höher ist demzufolge auch die mittlere Zu-
stimmung zur jeweiligen Aussage. Dunklere 
Flächen stehen also für ein stärker ausgepräg-
tes Gefühl des Abgehängtseins.

Konzentrieren wir uns zunächst auf die 
Wahrnehmung des politischen Abgehängts-
eins, so zeigt sich, dass es wie schon 2023 die 
Befragten in der Region Celle sind, die sich 
mit einem Mittelwert von 3,2 am stärksten po-
litisch abgehängt sehen. Im Vergleich zu 2023 
steigt der Wert des politischen Abgehängt
seins sogar noch um fast 0,3 Zähler an. Einen 

55	 Dank unserer Schwerpunktuntersuchung im Nord-
westen Niedersachsens (siehe Abschnitt 1 zum 
Design der Studie) haben wir im NDM 2025 darüber 
hinaus im folgenden Abschnitt aber die Möglichkeit, 
kleinräumige Untersuchungen zu dieser (und ande-
ren) Variablen auf der Ebene ausgewählter Kreise 
und kreisfreier Städte durchzuführen.

Die Politiker in Hannover interessieren  
sich nicht für die Region, in der ich lebe.

Die Politik in Hannover hat zu wenig  
getan, um die wirtschaftliche Situation  
in meiner Region zu verbessern.

Abbildung 62: Gefühl des politischen Abgehängtseins: 
Regionale Muster
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage 
gewichteter Daten des NDM 2025.

Abbildung 63: Gefühl des wirtschaftlichen Abgehängt
seins: Regionale Muster
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage 
gewichteter Daten des NDM 2025.

Gewichteter Mittelwert 
von 1.406 Befragten.

Gewichteter Mittelwert 
von 1.448 Befragten.
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stärkeren Anstieg beobachten wir lediglich in 
der Region Hannover, wo der Wert um fast 0,4 
ansteigt, mit einem Mittelwert von 2,6 aber 
immer noch unter dem Landesdurchschnitt 
liegt. Am wenigsten politisch abgehängt füh-
len sich unsere Befragten in der Region Cux-
haven-Delmenhorst (2,3), den stärksten Rück-
gang gegenüber 2023 vermerken wir in der 
Region Lüneburg. Dort sinkt das Gefühl des 
politischen Abgehängtseins um fast 0,4 Zähler 
auf einen Mittelwert von nunmehr 2,7.

Wirtschaftliches Abgehängtsein wird ins-
besondere im Raum Lüneburg wahrgenom-
men. Dort messen wir 2025 den landesweiten 
Spitzenwert von  3,3, nach 3,1 im Jahr  2023. 
Den niedrigsten Wert messen wir wiederum in 
der Region zwischen Delmenhorst und Cux-
haven (2,5). Wie auch im Fall des politischen 
Abgehängtseins ist der stärkste Anstieg in 
der Wahrnehmung wirtschaftlichen Abge-
hängtseins in der Region Hannover zu beob-
achten. Im Vergleich zu 2023 steigt dort der 
Mittelwert unseres Indikators um 0,6  Zähler 
auf nunmehr 3,0.

Besonders hohe Zuwächse des Gefühls 
des Abgehängtseins finden wir demnach in 
der Region Hannover, wobei die Formulie-
rung der Aussage, die unsere Befragten be-
werten sollen („die Politiker/Politik in Han-
nover“), nahelegt, dass es nicht die Befrag-
ten in der Landeshauptstadt selbst sind, die 
diese Wahrnehmung äußern. Die Vermutung, 
dass es eher die Menschen im Umland sind, 
die sich stärker abgehängt fühlen, lässt sich 
zumindest für das politische Abgehängtsein 
auch durch unsere Daten stützen. So liegt die 
Zustimmung zu der Aussage, dass die „Politi-
ker in Hannover […] sich nicht für die Region 
[interessieren]“, in der Stadt Hannover im Mit-
tel um fast 0,5 unter dem Wert des Umlands. 
Auch wenn sich hier erste Hinweise zeigen, 
dass es einen Stadt-Land-Unterschied beim 
Gefühl des Abgehängtseins geben könnte, 
lassen diese Zahlen auf Grund der geringen 
Anzahl der Befragten56 keine Rückschlüsse 

56	 Insgesamt haben wir 119 Personen in der Postleit-
zahlenregion Hannover befragt, davon 53 in der 
Landeshauptstadt und 66 im Umland.

auf die Grundgesamtheit der Menschen im 
Großraum Hannover oder gar in Niedersach-
sen zu. Eine solch differenzierte Analyse auf 
der Ebene von Kreisen oder Städten ist nur 
auf der Grundlage einer höheren Anzahl von 
Befragten möglich.

Unsere Schwerpunktregion: 
Niedersachsens Nordwesten

Auf eine solche höhere Anzahl von Befragten 
können wir dank einer Schwerpunktuntersu-
chung im Nordwesten Niedersachsens zurück-
greifen. In dieser Schwerpunktanalyse blicken 
wir gezielt in eine Region Niedersachsens, in 
der Urbanität und Ländlichkeit sowie zentrale 
und periphere Lagen dicht beieinander liegen. 
Dies ist der Ausgangspunkt für eine vertiefte 
Analyse möglicher Konflikte zwischen Stadt 
und Land sowie der Heterogenität innerhalb 
ländlicher und urbaner Regionen.

Um eine solche Analyse der Konflikte zwi-
schen und der Heterogenität innerhalb der 
Kreise und Städte zu ermöglichen, haben wir 
für den NDM 2025 im Nordwesten des Lan-
des, in den Regionen Oldenburg und Ost-
friesland, einen Befragungsschwerpunkt ge-
bildet. Dort haben wir in den Städten Em-
den und Oldenburg sowie den Landkreisen 
Ammerland, Aurich, Friesland und Leer je-
weils 100  Personen befragt. Dies ist deut-
lich mehr, als für ein landesweit repräsenta-
tives Sample in diesen Gebietskörperschaf-
ten notwendig gewesen wäre. Dieses soge-
nannte Oversampling erlaubt es uns, auch auf 
der Ebene der sechs Kreise und kreisfreien 
Städte Analysen durchzuführen. So können 
wir gezielt in eine Region hineinschauen, von 
der wir annehmen, dass sie exemplarisch 
für potenziell konfliktreiche Unterschiede 
steht, die zwischen liberalen Großstäd-
ten (Oldenburg), eher konservativen ländlich 
geprägten Regionen (Ammerland, Aurich, 
Friesland, Leer) und Industriestandorten im 
Transformationsprozess (Emden) auftreten.

Insgesamt ist die Region Weser-Ems, zu der 
die sechs Kreise und kreisfreien Städte unse-
res Oversamplings gehören, eher von mittel-
ständischen und Handwerksbetrieben denn 
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von Industrie geprägt. Defizite bestehen in der 
Breitband- und Mobilfunkversorgung; mit Aus-
nahme der Universitätsstädte Oldenburg und 
Osnabrück ist der Anteil der Akademiker*in-
nen und Abiturient*innen vergleichsweise ge-
ring, die Gesundheitsversorgung ist in man-
chen Gebieten unterdurchschnittlich (vgl. Amt 
für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
2020, S. 6–8). Dennoch hat die Region laut 
dem Amt für regionale Landesentwicklung We-
ser-Ems in den letzten drei Jahrzehnten „[in 
ihrer Gesamtheit] eine erstaunlich dynamische 
Entwicklung […] genommen“ (Amt für regionale 
Landesentwicklung Weser-Ems 2020, S. 5). Re-
gional bedeutsame Branchen sind Bioökono-
mie, Energie und Maritimes. In Wilhelmshaven 
findet sich der einzige deutsche Tiefseehafen, 
die Nordseeküste und die Inseln sind Nieder-
sachsens wichtigste Tourismusregion. Darüber 
hinaus ist der Nordwesten führend auf dem 
Feld der regenerativen Energien. Traditionelle 
Stärken finden sich bei der Produktion von 
Energie durch On- und Offshore-Windkraft, 
aber auch in Biogas- und Photovoltaikanlagen. 
Zukünftig wird die Region darüber hinaus eine 
bedeutsame Rolle bei der Erzeugung, Speiche-
rung und Nutzung grünen Wasserstoffs spielen 
(Amt für regionale Landesentwicklung Weser-
Ems 2020, S. 6–8).

Innerhalb der Region Weser-Ems herr-
schen zwischen den sechs Landkreisen und 
kreisfreien Städten unserer Schwerpunkt-
untersuchung bedeutsame Unterschiede in 

Wirtschafts- und Sozialstruktur. Wenden wir 
uns zunächst der Wirtschaftsstruktur zu. Beim 
Blick auf den in Abbildung 64 gezeigten An-
teil der landwirtschaftlich genutzten Flächen 
wird deutlich, dass Niedersachsens Nordwes-
ten tatsächlich landwirtschaftlich geprägt ist. 
Selbst in Emden liegt der Anteil der landwirt-
schaftlich genutzten Flächen knapp über dem 
Landesdurchschnitt  (59  %). In Ammerland, 
Aurich, Friesland und Leer liegt dieser Wert in 
allen Fällen über 68 %. Lediglich in der Stadt 
Oldenburg ist der Anteil der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche mit 30 % gering. Die-
ses Muster spiegelt sich auch im Anteil des 
primären, sekundären und tertiären Sektors 
an der Bruttowertschöpfung der sechs Ge-
bietskörperschaften (siehe Abbildung  65). In 
Ammerland, Aurich, Friesland und Leer liegt 
der Anteil der Bruttowertschöpfung im primä-
ren, landwirtschaftlichen Sektor höher als im 
Landesdurchschnitt und als in den kreisfreien 
Städten Emden und Oldenburg. Unterschiede 
zwischen der Universitätsstadt Oldenburg und 
der Hafen- und Industriestadt Emden zeigen 
sich deutlich im jeweiligen Anteil des sekun-
dären, industriellen und des tertiären Dienst-
leistungssektors. Während in Emden der An-
teil des sekundären Sektors mit 51 % deut-
lich größer ist als im Rest der Region, trägt 
in Oldenburg der tertiäre Sektor mit 86 % zur 
Bruttowertschöpfung bei. Die industrielle Pro-
duktion in Emden schlägt sich im höchsten 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (72.300 EUR) in 

Landwirtschaft

Siedlung
& Verkehr

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

Ammerland Aurich Emden, Stadt Friesland Leer Oldenburg, Stadt

Flächennutzung in Nordwest-Niedersachsen

Abbildung 64: Flächennutzung in Nordwest-Niedersachsen
Anmerkung: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung (INKAR) 
(Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2025). Anteil der landwirtschaftlichen Fläche sowie der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche an der Gesamtfläche in %. Graue gestrichelte Linien zeigen den niedersächsischen Mittelwert.
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der Region nieder (siehe Abbildung 66). Die 
Oldenburger*innen erwirtschaften dagegen 
lediglich 52.400  EUR. Das sind aber immer 
noch mindestens 14.300 EUR mehr als in den 

vier landwirtschaftlich geprägten Landkreisen 
Ammerland, Aurich, Friesland und Leer, de-
ren Bruttoinlandsprodukt unter dem Landes-
durchschnitt liegt.
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Ammerland Aurich Emden, Stadt Friesland Leer Oldenburg, Stadt

BIP

30.000 EUR 40.000 EUR 50.000 EUR 60.000 EUR 70.000 EUR 80.000 EUR
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Bruttoinlandsprodukt in Nordwest-Niedersachsen

Abbildung 65: Wirtschaftssektoren in Nordwest-Niedersachsen
Anmerkung: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung (INKAR) 
(Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2025). Anteil der Bruttowertschöpfung im primären, sekundären und 
tertiären Sektor an der Bruttowertschöpfung in %. Graue gestrichelte Linien zeigen den niedersächsischen Mittelwert.

Abbildung 66: Bruttoinlandsprodukt in Nordwest-Niedersachsen
Anmerkung: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung (INKAR) 
(Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2025). Bruttoinlandsprodukt in 1.000 EUR je Einwohner*in. Die graue 
gestrichelte Linie zeigt den niedersächsischen Mittelwert.

Abbildung 67: Arbeitslosenquote in Nordwest-Niedersachsen
Anmerkung: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung (INKAR) 
(Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2025). Anteil der Arbeitslosen an den zivilen Erwerbspersonen in %. 
Die graue gestrichelte Linie zeigt den niedersächsischen Mittelwert.
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Auch sozialstrukturell zeigen sich Unter-
schiede. Ein zentraler Indikator für Wohlerge-
hen oder Krisenbelastung einer Region ist 
die Arbeitslosigkeit, die wir in Abbildung  67 
darstellen. Die Arbeitslosigkeit ist in der von 
Strukturwandel geprägten Industrie- und Ha-
fenstadt Emden mit 8,1 % höher als im Lan-
desdurchschnitt (5,7 %). Auch in Oldenburg so-
wie den Landkreisen Aurich und Leer ist die 
Arbeitslosigkeit höher als im Landesdurch-
schnitt. Ammerland und Friesland stehen mit 
Arbeitslosenquoten unter 5 % dagegen besser 
da. Blicken wir auf die Zusammensetzung der 
Bevölkerung, so gilt ein geringer Anteil junger 
Frauen als Hinweis auf eine strukturelle Krise 
und Abwanderungstendenzen. Wir betrachten 
den Anteil der Frauen in der Bevölkerungs-
gruppe der zwischen 25- und unter 30-Jäh-
rigen (siehe Abbildung 68). Deutliche Abwei-
chungen vom Landesdurchschnitt finden wir 
nur in den beiden kreisfreien Städten in un-

serer Schwerpunktregion. In Oldenburg liegt 
der Anteil junger Frauen in ihrer Altersgruppe 
bei knapp über 50 %. In Emden hingegen ist 
dieser Wert mehr als 4 Prozentpunkte niedri-
ger (46 %). Schließlich betrachten wir noch den 
Anteil der Ausländer*innen unter den Einwoh-
ner*innen im Oldenburgischen und in Ostfries-
land. Da wir wissen, dass Einstellungen gegen-
über Ausländer*innen in ländlichen Gebieten 
negativer sind als in urbanen Zentren (Maxwell 
2019), kann der Anteil der Ausländer*innen 
Auskunft darüber geben, ob eine Region von 
den Menschen, die dort leben, im Hinblick auf 
Migration als besonders problembelastet wahr-
genommen werden könnte. Der Anteil der Aus-
länder*innen an der Bevölkerung (siehe Abbil-
dung 69) liegt in Ammerland, Aurich, Friesland 
und Leer mindestens 2  Prozentpunkte unter 
dem Landesdurchschnitt (11,5 %), in Emden und 
Oldenburg leben hingegen etwas mehr Auslän-
der*innen als im Landesdurchschnitt.

Abbildung 68: Anteil der Einwohner*innen von 25 bis unter 30 Jahren an der Bevölkerung in Nordwest-Niedersachsen
Anmerkung: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung (INKAR) 
(Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2025). Anteil der weiblichen Einwohnerinnen von 25 bis unter 30 Jah-
ren an den Einwohner*innen dieser Altersgruppe in %. Die graue gestrichelte Linie zeigt den niedersächsischen Mittelwert.

Abbildung 69: Anteil der Ausländer*innen an der Bevölkerung Nordwest-Niedersachsens
Anmerkung: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung (INKAR) 
(Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2025). Anteil der Ausländer*innen an den Einwohner*innen in %. Die 
graue gestrichelte Linie zeigt den niedersächsischen Mittelwert.
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Es lässt sich also festhalten, dass wir in 
den sechs Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten sehr unterschiedliche wirtschafts- und 
sozialstrukturelle Muster vorfinden. Olden-
burg ist eine vom Dienstleistungssektor ge-
prägte Universitätsstadt mit einem hohen 
Anteil junger Frauen. Als Großstadt ist Olden-
burg aber mit einer etwas erhöhten Arbeits-
losigkeit sowie einem höheren Anteil an Aus-
länder*innen an der Bevölkerung konfrontiert 
als der Rest der Region. Emden als zweite 
kreisfreie Stadt in unserer Schwerpunktunter-
suchung ist hingegen von industrieller Pro-
duktion und einem Hafen geprägt. Industrie 
und Hafen sorgen zwar für ein deutlich über-
durchschnittliches Bruttoinlandsprodukt, der 
geringe Anteil junger Frauen an der Bevölke-
rung deutet aber auf eine strukturelle Krise 
des Emdener Wirtschaftsmodells hin, auch 
wenn der Ausbau der Windkraft an Land und 
auf See für den Hafen Zukunftschancen bie-
tet. Diese Krisenhaftigkeit schlägt sich auch 
in der vergleichsweise hohen Arbeitslosig-
keit nieder, sowohl im regionalen Vergleich als 
auch im Vergleich mit dem niedersächsischen 
Mittel. Die vier Landkreise Ammerland, Aurich, 
Friesland und Leer sind hingegen stärker von 
landwirtschaftlicher Produktion geprägt. Mehr 
als zwei Drittel der Fläche in diesen Landkrei-
sen wird landwirtschaftlich genutzt. Hier leben 
vergleichsweise wenige Ausländer*innen, die 

Arbeitslosigkeit ist insbesondere im Ammer-
land und in Friesland gering, aber das Brut-
toinlandsprodukt ist deutlich niedriger als in 
den Städten.

Finden sich neben diesen sozialstrukturel-
len Unterschieden auch politische Besonder-
heiten? Insgesamt sind Oldenburg und Ost-
friesland stärker sozialdemokratisch geprägt 
als der Rest des Landes (siehe Abbildung 70). 
Die CDU schneidet bei der Bundestagswahl im 
Februar 2026 in allen drei der vier Landkreise 
und in beiden kreisfreien Städten schlech-
ter ab als im Landesdurchschnitt. Besonders 
schlecht steht es um die Christdemokrat*in-
nen in den beiden kreisfreien Städten Emden 
und Oldenburg. Einzige Ausnahme bildet das 
Ammerland, wo die CDU ein Ergebnis leicht 
über dem Landesdurchschnitt verbuchen 
kann. Der Stimmenanteil der SPD liegt in der 
gesamten Region deutlich über dem nieder-
sächsischen Durchschnitt – außer in Olden-
burg, wo stattdessen Bündnis 90/Die Grünen 
einen Spitzenwert erzielen. Außer im Ammer-
land und in Oldenburg verzeichnet die AfD 
Stimmergebnisse, die leicht über dem Lan-
desdurchschnitt liegen, insbesondere in Leer, 
aber auch in Aurich und Emden. Doch finden 
diese sozialstrukturellen und politischen Cha-
rakteristika ihren Niederschlag auch in der 
politischen Kultur der Region?

Abbildung 70: Stimmanteile bei der Bundestagswahl 2025 in Nordwest-Niedersachsen
Anmerkung: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung (INKAR) 
(Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2025). Anteile von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, AfD und Linke 
an den Zweitstimmen in %.
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Unterschiede zwischen Stadt und Land im 
Nordwesten Niedersachsens: Gefühl des 
Abgehängtseins und Systemunterstützung

Beginnen wir – im Anschluss an den voran-
gegangenen Abschnitt – die Analyse der po-
litischen Einstellungen in Nordwest-Nieder-
sachsen mit einer Betrachtung des Gefühls 
des Abgehängtseins. Zunächst können wir 
festhalten, dass die Menschen sich im Nord-
westen Niedersachsens im Mittel weniger ab-
gehängt fühlen als die Menschen in Nieder-
sachsen insgesamt. Die Mittelwerte für die 
Schwerpunktregion liegen sowohl beim poli-
tischen als auch beim wirtschaftlichen Abge-
hängtsein etwa 0,2 Zähler unter jenen für das 
gesamte Bundesland.57

Vergleichen wir mit Blick auf potenzielle 
Stadt-Land-Konflikte das Gefühl des Abge-
hängtseins zwischen den Kreisen und kreis-
freien Städten in unserer Schwerpunktregion 
im Nordwesten, so stellen wir fest, dass un-
sere Befragten in Oldenburg sich im regiona-
len Vergleich am wenigsten abgehängt füh-
len – sowohl politisch als auch wirtschaft-
lich (siehe Abbildung  71). Sowohl politisch 
als auch wirtschaftlich abgehängt betrachten 
sich in diesem regionalen Vergleich die Be-
fragten im Landkreis Leer. In unserer Rang-
liste besetzt er in beiden Fällen den jeweils 
fünften von sechs Plätzen.

Auch wenn dies auf den ersten Blick nach 
einem Stadt-Land-Konflikt aussieht, sprechen 
die Ergebnisse aus Emden gegen diese Inter-
pretation. Die Befragten in Emden fühlen sich 
zwar politisch wahrgenommen, landen im Fall 
des wirtschaftlichen Abgehängtseins aber auf 

57	 Die Zahlen sind allerdings nicht uneingeschränkt 
vergleichbar. Bei den Berechnungen für ganz Nie-
dersachsen nutzen wir gewichtete Daten. Da diese 
Gewichtung aber auch für das Oversampling im 
Nordwesten korrigiert, können wir für Analysen zu 
unserer Schwerpunktregion keine Gewichte ver-
wenden. Hier – wie auch in allen folgenden Analy-
sen zum Nordwesten Niedersachsens – verwenden 
wir ungewichtete Daten. Die berichteten Werte und 
Zusammenhänge beziehen sich daher nicht auf die 
Grundgesamtheit unserer Stichprobe, die Wohnbe-
völkerung ab 16 Jahren, sondern auf die Befragten 
in den sechs Gebietskörperschaften.

dem sechsten und letzten Platz. Ein Stadt-
Land-Muster lässt sich demnach vielleicht im 
Fall des politischen Abgehängtseins erken-
nen, nicht jedoch beim wirtschaftlichen Ab-
gehängtsein. Hier fällt Emden aus dem Rah-
men, vielleicht wegen der immer wieder auf-
keimenden Diskussionen um die Zukunft des 
VW-Werks in der Stadt.

Betrachten wir im nächsten Schritt, ob es 
hinsichtlich der Systemunterstützung Unter-
schiede zwischen den Kreisen und kreisfreien 
Städten im Nordwesten gibt. Zur detaillier-
ten Untersuchung dieser Unterschiede zie-
hen wir zwei Indikatoren heran, die wir bereits 
im Abschnitt zur Systemunterstützung einge-
führt haben: die Demokratiezufriedenheit und 
die Unterstützung der Prozesse repräsentati-
ver Demokratien. Wie schon im Fall des Ab-
gehängtseins analysieren wir Unterschiede 
zwischen Stadt und Land im Nordwesten mit 
Hilfe des Vergleichs von Mittelwerten, die wir 
für die Demokratiezufriedenheit und den Rep-
Dem-Index für jede der sechs Gebietskörper-
schaften berechnen (siehe Abbildung 72).

Mit Hilfe unseres in Abschnitt 3.2 bereits 
eingeführten RepDem-Index betrachten wir 
zunächst die Unterstützung der Prozesse der 
repräsentativen Demokratie. Da wir statt der 
drei Gruppen derjenigen, die Demokratie un-
terstützen, ihr unentschieden gegenüberste-
hen oder sie ablehnen, Mittelwerte des Rep-
Dem-Index berichten, sei nochmal an die 
Schwellenwerte erinnert, auf deren Grund-
lage wir die drei Gruppen definieren. Vorbe-
haltlose Unterstützung der Prozesse der re-
präsentativen Demokratie erkennen wir bei 
Werten des RepDem-Index von 7,0 und höher. 
Befragte, die einen Wert kleiner als 7,0 errei-
chen, bezeichnen wir als unentschieden. Jene, 
die einen Wert von weniger als 5,0 erreichen, 
nehmen gegenüber der Demokratie eine ab-
lehnende Haltung ein. Im Mittel entspricht die 
Unterstützung der Prozesse der repräsentati-
ven Demokratie im Nordwesten jener in Nie-
dersachsen insgesamt. Bei einer Berechnung 
ohne Gewichtung liegt der Indexwert knapp 
oberhalb des Schwellenwerts von 7,0 und da-
mit gerade eben im Bereich der vorbehaltlo-
sen Unterstützung der Prozesse der repräsen-
tativen Demokratie.
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Bezogen auf die sechs Kreise und kreis-
freien Städte finden wir einen Mittelwert un-
terhalb des Schwellenwerts von 7,0 lediglich 
in Leer (siehe Abbildung  72). Dort herrscht 
demnach eine Stimmung vor, in der die Hal-
tung gegenüber der Demokratie als unent-
schieden bezeichnet werden kann. Es folgt 
Emden, wo die Befragten mit einem Mittelwert 
von genau 7,0 gerade eben den Schwellen-
wert zur Unterstützung demokratischer Pro-
zesse erreichen. Alle anderen Gebiete liegen 
oberhalb dieses Schwellenwerts, unterstützen 
also diese Prozesse. Blicken wir genauer auf 
Emden und Leer, zeigt sich ein wesentlicher 

Unterschied bei der Verteilung der Befragten 
auf die Gruppen derjenigen, die den Prozes-
sen der Demokratie unentschieden oder ab-
lehnend gegenüberstehen (ohne Abbildung). 
Während in Emden ein besonders hoher An-
teil unentschiedener Demokrat*innen zu fin-
den ist (28 %), ist in Leer der Anteil der Be-
fragten, die die Prozesse der repräsentativen 
Demokratie ablehnen, mit 10 % auffällig hoch.

Im Fall der Demokratiezufriedenheit, die 
neben der Unterstützung für die Demokratie 
als Regierungsform auch die Zufriedenheit 
der Befragten mit den Ergebnissen der Poli-
tik erfasst, steht der Nordwesten mit einem 

Abgehängtsein
(politisch)

Abgehängtsein
(wirtschaftlich)

2.3 2.4 2.5 2.6 2.7 2.8 2.9 3.0

Ammerland Aurich Emden, Stadt Friesland Leer Oldenburg, Stadt

Mittleres Gefühl des Abgehängtseins in Nordwest-Niedersachsen

Ungewichtete Angaben auf Basis von 626 / 643 Befragten.

RepDem-Index

6.5 7.0 7.5

Demokratie-
zufriedenheit

2.5 3.0 3.5

Ammerland Aurich Emden, Stadt Friesland Leer Oldenburg, Stadt

Ungewichtete Angaben auf Basis von 654 / 655 Befragten.

Mittlere Unterstützung der Prozesse repräsentativer Demokratie und 
mittlere Demokratiezufriedenheit in Nordwest-Niedersachsen

Abbildung 71: Mittleres Gefühl des Abgehängtseins in Nordwest-Niedersachsen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage ungewichteter Daten des NDM 2025. Grau gestrichelte Linien zeigen 
den niedersächsischen Mittelwert.

Abbildung 72: Mittlere Unterstützung der Prozesse repräsentativer Demokratie und mittlere Demokratiezufriedenheit in 
Nordwest-Niedersachsen
Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage ungewichteter Daten des NDM 2025. Grau gestrichelte Linien zeigen 
den niedersächsischen Mittelwert.
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Mittelwert von 3,1 etwas besser da als Nieder-
sachsen insgesamt. Da ein Wert von 3 anzeigt, 
dass ein*e Befragte*r weder zufrieden noch 
unzufrieden („teils/teils“) ist, lässt sich ein 
Mittelwert von 3,1 gerade eben als Zufrieden-
heit interpretieren. In den sechs Kreisen und 
kreisfreien Städten schwanken die Mittelwerte 
der Demokratiezufriedenheit zwischen 2,8 in 
Aurich und 3,1 in Emden und Oldenburg (siehe 
Abbildung  72). Am Ende und an der Spitze 
der Demokratiezufriedenheit stehen sich also 
mit Aurich und Emden sowie Oldenburg eine 
ländliche und zwei urbane Regionen gegen-
über, was auf einen Stadt-Land-Unterschied 
hindeuten könnte, auch wenn die Unter-
schiede gering sind.

Interne Heterogenität der Kreise und 
kreisfreien Städte im Nordwesten 
Niedersachsens: Gefühl des Abgehängtseins 
und Systemunterstützung

Die Befunde zum Gefühl des Abgehängtseins 
für die Stadt Emden und den Kreis Ammer-
land, die auf eine jeweils sehr unterschied-
liche Wahrnehmung der politischen und wirt-
schaftlichen Lage innerhalb der Gebietskör-
perschaften hindeuten, können als Hinweis 
gelesen werden, dass neben Unterschie-
den zwischen Kreisen und kreisfreien Städ-
ten auch innerhalb der Gebietskörperschaf-

ten große Heterogenität bei politischen Ein-
stellungen vorherrscht. Um solchen internen 
Differenzen näher auf den Grund zu gehen, 
berechnen wir für die beiden Indikatoren zum 
Abgehängtsein für jede Gebietskörperschaft 
das von Cees van der Eijk (2001) vorgeschla-
gene Polarisierungsmaß, das wir bereits oben 
in Abschnitt 3.3 eingeführt haben. Der Polari-
sierungsindikator hat einen Wertebereich von 
0 bis 1, wobei höhere Werte für eine höhere 
Konflikthaftigkeit eines Themas stehen. Ab 
einem Indexwert von 0,45 sprechen wir von 
„hoher Konfliktintensität“, bei Werten größer 
0,5 von „starker Polarisierung“.

Zunächst fällt auf, dass bezüglich des Ge-
fühls des Abgehängtseins innerhalb der sechs 
Kreise und kreisfreien Städte keine Einigkeit 
herrscht (siehe Tabelle  8). Im Mittel ist die 
Wahrnehmung des politischen Abgehängt
seins sogar etwas stärker polarisiert als jene 
des politischen Abgehängtseins. Besonders 
umstritten ist unter unseren Befragten in 
Emden, ob die Stadt politisch abgehängt ist. 
Auch wenn wir oben zeigen, dass Emden im 
Mittel als wenig politisch abgehängt wahr-
genommen wird, gibt es eine starke Gruppe 
in der Stadt, die genau die entgegengesetzte 
Position vertritt. Ein ähnlicher Befund gilt für 
Ammerland und Oldenburg, die in dieser Frage 
auf ebenfalls relativ hohe Polarisierungswerte 
deutlich oberhalb von 0,40 kommen. Eine so 
hohe Konflikthaftigkeit finden wir bezüglich 
des wirtschaftlichen Abgehängtseins nicht – 
mit Ausnahme von Oldenburg, wo der Polari-
sierungsindex einen Wert von 0,43 annimmt.

In Emden und im Ammerland nehmen die 
Befragten des NDM  2025 also nicht nur ihr 
politisches und wirtschaftliches Abgehängtsein 
sehr unterschiedlich wahr. Sie sind zudem 
insbesondere hinsichtlich der Wahrnehmung 
des Abgehängtseins sehr uneinig. In etwas 
geringerem Maße gilt dies auch für Oldenburg. 
Diese Erkenntnisse deuten aber weniger auf 
grundlegende Unterschiede zwischen Stadt 
und Land als vielmehr auf Heterogenität in-
nerhalb der beiden Gruppen sowie innerhalb 
der Gebietskörperschaften hin. Diese interne 
Heterogenität könnte Einfluss auf die grundle-
gendere Einstellungen gegenüber der Demo-
kratie und ihrem Funktionieren haben.

Tabelle 8: Polarisierung der Wahrnehmung 
des Abgehängtseins in 
Nordwest-Niedersachsen

Polarisierung der Wahrnehmung des 
Abgehängtseins

politisch wirtschaftlich
Ammerland 0,47 0,40
Aurich 0,42 0,40
Emden 0,51 0,30
Friesland 0,37 0,38
Leer 0,38 0,39
Oldenburg 0,45 0,43
Mittelwert 0,43 0,38

Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage unge-
wichteter Daten des NDM 2025.
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Betrachten wir mit Hilfe des Polarisie-
rungsmaßes zunächst Unterschiede in der 
Unterstützung der Prozesse der repräsenta-
tiven Demokratie innerhalb der Kreise und 
kreisfreien Städte im Nordwesten, so finden 
wir hohe Übereinstimmung. Keiner der Pola-
risierungswerte liegt oberhalb von  0,21. An-
ders als im Fall der Bewertung des politischen 
Abgehängtseins herrscht innerhalb der Kreise 
und kreisfreien Städte also große Einigkeit – 
sowohl bei der fast vorbehaltlosen Unterstüt-
zung demokratischer Prozesse insbesondere 
in Friesland als auch bei der deutlich vorge-
brachten Skepsis gegenüber diesen Prozessen 
insbesondere in Leer.

Auch wenn die Polarisierung bei der De-
mokratiezufriedenheit im Nordwesten Nie-
dersachsens etwas höher ausfällt als bei der 
Unterstützung demokratischer Prozesse, liegt 
die Polarisierung innerhalb der sechs Kreise 
und kreisfreien Städte auch für diesen Indika-
tor auf einem sehr niedrigen Niveau. Ihr Ma-
ximum erreicht sie mit einem Indexwert von 
0,32 in Friesland.

Zusammenfassend lässt sich zur System-
unterstützung im Nordwesten Niedersach-
sens festhalten, dass sich insbesondere die 
Befragten in Leer als sehr skeptisch gegen-
über demokratischen Prozessen und Aus-
handlungsmechanismen zeigen. Mit einem 
Anteil von 10 % lehnen dort überproportional 
viele Befragte diese Prozesse sogar rundher-
aus ab. Die Befragten in Aurich hingegen sind 
eher unzufrieden mit dem Funktionieren der 
Demokratie. Im Rest der Region ist die Sys-
temunterstützung aber vergleichsweise hoch. 
In ihrer Bewertung beider Aspekte der Demo-
kratie sind sich die Befragten innerhalb der 
sechs hier im Fokus stehenden Kreise und 
kreisfreien Städte dabei jeweils sehr einig, so-
wohl im Positiven als auch im Negativen. Da-
mit lassen sich bei der Systemunterstützung 
Stadt-Land-Unterschiede insofern feststellen, 
als in zwei ländlichen Kreisen, nämlich Aurich 
und Leer, jeweils ein Indikator zur System-
unterstützung vergleichsweise geringe Werte 
annimmt, während zumindest bei der Demo-
kratiezufriedenheit mit Emden und Oldenburg 
zwei urbane Zentren die Spitzengruppe bil-
den. Beim Gefühl des Abgehängtseins messen 

wir – anders als bei der Systemunterstützung 
– innerhalb der Kreise und kreisfreien Städte 
zum Teil hohe Polarisierungswerte. Die Hete-
rogenität innerhalb der Gebietskörperschaften 
insbesondere im Fall des politischen Abge-
hängtseins ist innerhalb der Kreise und kreis-
freien Städte hoch..

Da die Analyse des Gefühls des Abge-
hängtseins und der Systemunterstützung so-
wohl Hinweise auf Stadt-Land-Konflikte als 
auch auf Heterogenität innerhalb der Kreise 
und kreisfreien Städte in Nordwest-Nieder-
sachsen geliefert hat, werden wir in einem 
weiteren Analyseschritt versuchen, ein klare-
res Bild zu gewinnen, indem wir die Wahrneh-
mung und Bewertung konkreter politischer 
Sachfragen in der Region näher beleuchten.

Interne Heterogenität bei politischen 
Sachfragen im Nordwesten Niedersachsens?

In Abschnitt 3.3 identifizieren wir Themen, die 
in ganz Niedersachsen Potenzial für politi-
sche Konflikte bergen, weil sie innerhalb der 
Gesellschaft stark umstritten sind. Dort stel-
len wir eine asymmetrische Polarisierung fest, 
also eine unterschiedlich starke Polarisierung 
einzelner Themen innerhalb einer Themendi-
mension. Eine vergleichbare Analyse können 
wir dank der Daten aus dem Oversampling im 
NDM 2025 auch für die sechs Gebietskörper-
schaften unserer Schwerpunktregion im Nord-
westen Niedersachsens durchführen. So kön-
nen wir feststellen, ob es Hinweise auf einen 
Stadt-Land-Konflikt in der Region gibt, sich 
die Einstellungen zu konkreten Sachfragen 
also zwischen der Universitätsstadt Olden-
burg, der Industriestadt Emden und den vier 
eher ländlich geprägten Kreisen substanziell 
unterscheiden oder ob inhaltliche Konflikte 
eher innerhalb der Kreise und kreisfreien 
Städte auftreten. Dabei betrachten wir zur 
Analyse der internen Heterogenität zunächst 
die Polarisierung rund um einzelne Sachfra-
gen innerhalb der sechs Kreise und kreisfreien 
Städte. In einem weiteren Analyseschritt wen-
den wir uns dann Differenzen zwischen Stadt 
und Land in den Einstellungen zu politischen 
Sachfragen zu.
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Die Analyse der Sachfragen, die innerhalb 
der Kreise und kreisfreien Städte umstritten 
sind, führen wir in gleicher Art und Weise 
durch wie im Abschnitt 3.3. Für die zwei kreis-
freien Städte und die vier ländlichen Kreise 
unserer Schwerpunktregion berechnen wir je-
weils ein Polarisierungsmaß für jene 32 The-
men, die wir dort für das gesamte Bundesland 
Niedersachsen untersuchen. Dieses Polarisie-
rungsmaß hat einen Wertebereich von 0 bis 1, 
wobei höhere Werte für eine höhere Konflikt-
haftigkeit eines Themas stehen.

Um einen ersten Eindruck zur internen 
Polarisierung in den sechs Gebietskörper-
schaften unserer Schwerpunktuntersuchung 
zu erhalten, betrachten wir zunächst die Mit-
telwerte über alle 32 Polarisierungswerte für 
jede einzelne Gebietskörperschaft. Dabei zeigt 
sich, dass Oldenburg mit einer mittleren Po-
larisierung von lediglich 0,30 am wenigsten 
von internen Konflikten geprägt ist, gefolgt 
von Emden mit einem mittleren Indexwert 
von 0,32. Damit sind die beiden Städte unse-
rer Schwerpunktregion, obwohl wir dort eine 
relativ hohe Polarisierung beim Gefühl des 
politischen Abgehängtseins festgestellt hat-
ten, in Bezug auf die Bewertung politischer 
Sachfragen intern am wenigsten von Polari-
sierung geprägt. Einen etwas stärker ausge-
prägten Dissens über alle 32 Themen hinweg 
finden wir in den vier ländlichen Kreisen, wo 
der Mittelwert der Polarisierungsindices al-
ler 32 Themen von 0,33 (Friesland, Leer) über 
0,34 (Ammerland) bis hin zu 0,36 (Aurich) 
reicht. Damit übersteigt die lokale Polarisie-
rung nur in Aurich den niedersachsenweiten 
Durchschnittswert von 0,35.

Im Folgenden orientieren wir uns an der 
niedersachsenweiten Polarisierung einzel-
ner Themen und vergleichen sie mit jener in 
Nordwest-Niedersachsen. Dabei fällt zunächst 
auf, dass das innerhalb Niedersachsens am 
stärksten polarisierende Thema, die Zweige-
schlechtlichkeit, grundsätzlich auch im Nord-
westen auf Platz eins der Liste der konflikt-
trächtigen Themen steht. Lediglich zwei von 
sechs Kreisen und kreisfreien Städten fal-
len aus diesem Muster heraus. In Oldenburg 
herrscht in der Frage der Zweigeschlechtlich-
keit statt eines Konflikts lediglich „kein Kon-

sens“, in Leer gar „mittlere Übereinstimmung“. 
Dabei ist die Zustimmung zu der Aussage 
„Für mich gibt es nur die zwei Geschlechter: 
Mann und Frau“ sowohl in Oldenburg als auch 
in Leer mit Mittelwerten von 2,3 bzw. 2,4 re-
lativ gering. Es handelt sich also in beiden 
Fällen um eine Übereinstimmung in einer li-
beralen Position zur Zweigeschlechtlichkeit. In 
den anderen drei ländlichen Kreisen (Ammer-
land, Aurich, Friesland) unserer Schwerpunkt-
region ist die Zweigeschlechtlichkeit mit Pola-
risierungswerten zwischen 0,59 und 0,63 ge-
nauso umstritten wie in Niedersachsen ins-
gesamt. Auch in Emden herrscht bei diesem 
Thema Polarisierung vor, mit einem Wert von 
0,53 auf dem Polarisierungsindex jedoch auf 
einem niedrigeren Niveau als in den ländli-
chen Gegenden.

Bei jenen Sachfragen, die niedersach-
senweit Dissens hervorrufen (Holocaust-Er-
innerung, starke Partei zur Verkörperung des 
Volkswillens und Verkehrsverlagerung auf 
ÖPNV), herrscht lediglich in Leer ebenfalls in 
allen drei Fragen Dissens (siehe Tabelle 9). In 
Ammerland und Aurich beschränkt sich der 
Dissens auf je zwei, in Friesland auf eine ein-
zelne Frage. Am stärksten ist der Dissens zu 
diesen drei Themen gegenüber der Verkehrs-
wende ausgeprägt. Bei diesem Thema finden 
wir in drei Fällen (Ammerland, Aurich, Leer) 
interne Heterogenität.

Neun Themen sind im gesamten Bundes-
land so weit umstritten, dass wir ihnen in Ab-
schnitt  3.3 attestieren, dass bei ihnen kein 
Konsens herrscht. Unter diesen neun Themen 
ist insbesondere die Forderung nach einem 
stärkeren Nationalgefühl innerhalb der sechs 
Gebietskörperschaften unserer Schwerpunkt-
region in Nordwest-Niedersachsen stärker 
umstritten als im Land insgesamt, vor allem 
in Aurich, Friesland und Leer. Im Ammerland 
ist der Mut zum Nationalgefühl hingegen we-
niger umstritten als landesweit. Vollkommen 
konfliktfrei – obwohl sie in Niedersachsen 
insgesamt für Konflikte sorgt – ist im Nord-
westen hingegen die Kritik an vermeintlich zu 
extremen Ansichten von Feministinnen.

Umgekehrt gibt es fünf Themen, die nie-
dersachsenweit wenig Konfliktpotenzial ber-
gen, in den sechs Gebietskörperschaften un-
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serer Schwerpunktregion jedoch für interne 
Heterogenität sorgen. Dabei handelt es sich 
insbesondere um die Frage, ob eine „starke 
Führung, an deren Vorgaben sich alle halten 
müssen“, notwendig ist. Diese Frage sorgt in 
Emden, Leer und Oldenburg für Dissens. Da-
rüber hinaus sind die Toleranz gegenüber 
Transpersonen, die Aussage, dass sich Poli-
tik gegen die Interessen der Bevölkerung 

richtet, die Frage der Vertiefung der Europäi-
schen Union sowie die für autoritäre Einstel-
lungen stehende Position, dass gegen Außen-
seiter*innen mit Härte vorgegangen werden 
soll, im Nordwesten stärker umstritten als in 
Niedersachsen insgesamt. Ein Thema, das in 
Niedersachsen wenig Konfliktpotenzial birgt 
– die Verabschiedung eigener Gesetze mit 
Stimmen der AfD –, ist in zwei Kreisen (Au-

Tabelle 9: Themenspezifische Polarisierung in Nordwest-Niedersachsen

THEMA Nieder-
sachsen

Ammer-
land Aurich Emden Fries-

land Leer Olden-
burg

Glaube an 
Zweigeschlechtlichkeit 0,62 0,59 0,63 0,53 0,59 0,39 0,41

Holocaust-Erinnerung 0,47 0,44 0,46 0,34 0,40 0,45 0,37
Notwendigkeit einer starken 
Partei zur Verkörperung des 
Volkswillens

0,46 0,48 0,43 0,40 0,45 0,45 0,36

Verkehrsverlagerung auf ÖPNV 0,45 0,46 0,48 0,43 0,44 0,45 0,41
Stärkeres Nationalgefühl 0,44 0,43 0,46 0,42 0,45 0,48 0,42
Gefährdung des Kindeswohls 
durch Thematisierung von 
sexueller Vielfalt

0,44 0,40 0,48 0,40 0,4 0,36 0,31

Kapitalismuskritik 0,43 0,42 0,45 0,39 0,39 0,42 0,40
Gefühl der Überfremdung 
durch Muslim*innen 0,43 0,38 0,43 0,42 0,36 0,39 0,38

Staatseingriffe in Wirtschaft 0,41 0,46 0,38 0,40 0,39 0,39 0,44
Aufnahme von Geflüchteten 0,41 0,37 0,42 0,40 0,33 0,39 0,39
Feministinnen zu extrem 0,41 0,33 0,38 0,33 0,30 0,35 0,36
Gesetze zusammen mit der 
AfD initiieren 0,41 0,40 0,40 0,30 0,34 0,34 0,36

Klimaschutz vor Wachstum 0,40 0,43 0,40 0,38 0,38 0,38 0,40
Eigene Gesetze mit Zustim-
mung der AfD verabschieden 0,39 0,37 0,42 0,33 0,43 0,35 0,41

Starke Führung notwendig 0,37 0,37 0,39 0,47 0,39 0,43 0,46
Toleranz gegenüber 
Transpersonen 0,37 0,38 0,43 0,35 0,36 0,42 0,30

Politik richtet sich gegen 
Bevölkerung 0,35 0,31 0,35 0,41 0,39 0,37 0,37

Vertiefung der  
Europäischen Union 0,35 0,43 0,38 0,42 0,35 0,35 0,32

Härte gegen 
Außenseiter*innen 0,34 0,41 0,38 0,38 0,40 0,37 0,39

Themen 20 bis 32 hier nicht gezeigt, bei der Berechnung der Mittelwerte aber berücksichtigt

Mittelwert 0,35 0,34 0,36 0,32 0,33 0,33 0,30

Anmerkung: Eigene Berechnung auf der Grundlage ungewichteter Daten des NDM 2025.
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rich, Friesland) und der Universitätsstadt Ol-
denburg stärker umstritten als landesweit.

Blicken wir zusammenfassend auf die Er-
gebnisse der Analyse der potenziellen Kon-
flikte innerhalb der Gebietskörperschaften 
unserer Schwerpunktregion im Nordwesten 
Niedersachsens, so fällt auf, dass es – trotz 
einer gewissen Ähnlichkeit mit den Mustern 
der Polarisierung innerhalb des Bundeslan-
des Niedersachsen – in Nordwest-Nieder-
sachsen gewisse Besonderheiten gibt. So ber-
gen einige Sachfragen (Zweigeschlechtlichkeit, 
Feminismus, Migration und Klimaschutz vor 
Wirtschaftswachstum) weniger, andere (ins-
besondere starke Führung, aber auch Natio-
nalgefühl) mehr Konfliktpotenzial als im Lan-
desdurchschnitt. Es sind also kulturell-gesell-
schaftspolitische Themen, die innerhalb der 
Kreise und kreisfreien Städte Nordwest-Nie-
dersachsens für weniger Heterogenität sorgen, 
während Fragen rund um die nationale Identi-
tät stärker umstritten sind, als dies landesweit 
der Fall ist.

Zudem scheinen die beiden kreisfreien 
Städte – trotz ihrer Unterschiedlichkeit als 
Universitäts- und Industriestadt – bezüg-
lich politischer Sachfragen intern homoge-
ner zu sein als die ländlichen Regionen im 
Nordwesten. Dass diese stärker von inter-
ner Polarisierung geprägt sind als die beiden 
großen Städte im Nordwesten Niedersach-
sens, erscheint auf den ersten Blick über-
raschend. Größere Städte werden gemeinhin 
als Sammelbecken sozialer Konflikte und ge-
sellschaftlicher Spannungen wahrgenom-
men, wohingegen ländliche Regionen eher 
als gesellschaftlich befriedet gelten. Die stär-
kere Polarisierung der ländlichen Kreise in 
Nordwest-Niedersachsen könnte – so un-
sere These, die wir auf der Grundlage unse-
rer Daten jedoch nicht prüfen können – auf 
den Gegensatz zwischen den Kreisstädten 
und dem „platten Land“ zurückzuführen sein. 
Doch wie steht es angesichts dieses Befun-
des zur internen Heterogenität der ländlichen 
Kreise um den Stadt-Land-Konflikt? Um der 
Antwort auf diese Frage ein Stück näherzu-
kommen, ergänzen wir die Analyse im Folgen-
den um inhaltliche Differenzen zwischen den 
Gebietskörperschaften.

Stadt-Land-Konflikte bei politischen 
Sachfragen im Nordwesten Niedersachsens?

Um im nächsten Schritt Unterschiede zwi-
schen den Kreisen und kreisfreien Städten im 
Nordwesten Niedersachsens in den Blick neh-
men zu können, berechnen wir nun den Mit-
telwert der jeweiligen Zustimmungswerte zu 
den 32 Sachthemen, für die wir eben bereits 
Polarisierung innerhalb der Gebietskörper-
schaften diskutiert haben. Auf der fünfstufi-
gen Skala, die der Messung in den meisten Fäl-
len zu Grunde liegt,58 betrachten wir eine Diffe-
renz von 0,5 Zählern und mehr als einen Hin-
weis auf bedeutsame inhaltliche Polarisierung 
politischer Sachfragen zwischen den Gebiets-
körperschaften in unserer Schwerpunktregion.

Auf der Grundlage dieses Schwellenwerts 
für eine inhaltlichen Polarisierung zwischen 
den sechs Kreisen und kreisfreien Städten fal-
len sechs Themen in unser Analyseraster. Es 
handelt sich um die Einschränkung der Nut-
zung des eigenen Pkw, die Frage, ob die Po-
litik in die Wirtschaft eingreifen soll, ob wir 
Mut zu einem starken Nationalgefühl haben 
sollen, ob Deutschland eine einzige starke 
Partei braucht, die den Willen des Volkes ver-
körpert, ob Diskussionen über sexuelle Vielfalt 
verhindern, dass Kinder sich normal entwi-
ckeln, sowie die Frage, ob es albern ist, wenn 
ein Mann lieber eine Frau oder eine Frau lie-
ber ein Mann sein will.

Blicken wir nun genauer darauf, welche 
dieser Themen zwischen welchen Gebietskör-
perschaften umstritten sind. Lassen sich Mus-
ter erkennen, die auf einen Konflikt zwischen 
Stadt und Land hindeuten? Blickt man auf 

58	 Ausnahmen sind die Items aus dem gemeinsa-
men Modul der Ländermonitore, die zur Erfassung 
von Zustimmung bzw. Ablehnung eine an Schul-
noten angelehnte sechsstufige Skala verwenden. 
Es handelt sich um die Aussagen „Demokratie ist 
das System, das am besten zu unserer Gesellschaft 
passt“, „Was Deutschland jetzt braucht, ist eine ein-
zige Partei, die den Willen des Volkes insgesamt 
verkörpert“, „Politische Entscheidungen sollten von 
einer starken Führungspersönlichkeit getroffen wer-
den, die keine Rücksicht auf das Parlament nehmen 
muss“ sowie „Unter bestimmten Umständen ist eine 
Diktatur die bessere Staatsform“.
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die Geografie der thematischen Differenzen 
zwischen den Gebietskörperschaften in Nord-
west-Niedersachsen (siehe Tabelle 10), so fällt 
auf, dass in fünf von sechs Fällen starke Diffe-
renzen zwischen der Universitätsstadt Olden-
burg auf der einen und den ländlich geprägten 
Kreisen auf der anderen Seite herrschen. Die 
Kreise Ammerland und Aurich stechen mit 
drei Konfliktfeldern in den Dimensionen „nati-
onales Selbstverständnis“, „Liberalisierung vs. 
Traditionalismus“ sowie „Repräsentationsvor-
stellungen“ hervor. Auch bei der Frage nach 
einer möglichen Einschränkung der privaten 
Pkw-Nutzung zum Schutz des Klimas stehen 
sich Oldenburg und die ländlichen Kreise Leer 
und Friesland gegenüber. Lediglich bei einem 
von sechs zwischen den Gebietskörperschaf-
ten im Nordwesten Niedersachsens stark um-
strittenen Themen finden wir einen Gegensatz 
zwischen zwei ländlichen Kreisen: Während in 
Friesland die Ablehnung staatlicher Eingriffe 
in die Wirtschaft hoch ist, findet dieser Ge-
danke in Leer hohe Zustimmung.

Mit dieser Ausnahme können wir also 
durchaus davon sprechen, dass deutliche Diffe-

renzen zwischen der liberalen Universitätsstadt 
Oldenburg und den gesellschaftlich traditio-
nellen sowie wirtschafts- und umweltpolitisch 
eher konservativen ländlichen Kreisen hervor-
treten. Besonders weitverbreitet sind diese 
Stadt-Land-Unterschiede in Fragen des natio-
nalen Selbstverständnisses. Die Unterstützung 
für die Forderung nach mehr Mut zu einem 
starken Nationalgefühl ist in allen vier ländli-
chen Kreisen deutlich höher als in Oldenburg. 
Den höchsten Einzelwert mit einer Differenz 
von 0,61 finden wir zwischen Oldenburg und 
Aurich in der Dimension „Liberalisierung vs. 
Traditionalismus“ bei der Frage der Akzeptanz 
von Transpersonen. Auch wenn wir also Unter-
schiede zwischen der Universitätsstadt Olden-
burg und den ländlichen Kreisen im Nordwes-
ten finden, so ist es wie auch bei der nieder-
sachsenweiten themenspezifischen Polarisie-
rung nicht eine einzelne inhaltliche Dimension, 
die inhaltliche politische Konflikte in der Re-
gion prägt. Vielmehr finden wir zwischen Stadt 
und Land eine asymmetrische Polarisierung 
vor, die unterschiedlichste Themen aus ver-
schiedenen inhaltlichen Dimensionen umfasst.

Tabelle 10: Inhaltliche Polarisierung zwischen Gebietskörperschaften 
in Nordwest-Niedersachsen

Themen nach Dimensionen Ablehnung Zustimmung
Ökonomie vs. Transformation
Verkehrsverlagerung auf ÖPNV Leer

Friesland
Oldenburg

Staatseingriffe in Wirtschaft Friesland Leer
Nationales Selbstverständnis
Ruf nach stärkerem Nationalgefühl Oldenburg Aurich

Leer
Friesland
Ammerland

Gender und (Anti-)Feminismus
Gefährdung des Kindeswohls durch  
Thematisierung von sexueller Vielfalt

Oldenburg Aurich

Es ist albern, wenn ein Mann lieber eine Frau sein will 
oder umgekehrt eine Frau ein Mann.

Oldenburg Aurich
Ammerland

Repräsentationsvorstellungen
Notwendigkeit einer starken Partei  
zur Verkörperung des Volkswillens

Oldenburg Ammerland

Anmerkung: Eigene Zusammenstellung auf der Grundlage ungewichteter Daten des NDM 2025.
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Vergleichen wir die mittlere Zustimmung 
zu den sechs potenziell konfliktbehafte-
ten Themen zwischen Oldenburg und dem 
ebenfalls urbanen, aber industriell und durch 
Strukturwandel geprägten Emden, so findet 
sich die mit 0,25  Zählern stärkste Differenz 
beim Thema „Mut zu einem starken National-
gefühl“, gefolgt von den Themen Transperso-
nen mit einer Differenz von 0,24 und Verzicht 
auf eine private Pkw-Nutzung zugunsten des 
Klimaschutzes (0,18). In allen Fällen vertreten 
die Befragten in Oldenburg liberalere Positio-
nen als jene in Emden. Die geringsten Unter-
schiede messen wir – trotz der sehr unter-
schiedlichen Wirtschaftsstruktur der beiden 
Städte – bei der Frage, ob der Staat in die 
Wirtschaft eingreifen soll (0,03). Die themen-
spezifische Polarisierung zwischen Oldenburg 
und Emden ist demnach geringer als zwi-
schen Oldenburg und den ländlichen Kreisen. 
Emden nimmt somit in der Bewertung politi-
scher Sachfragen eine Mittelposition zwischen 
der Universitätsstadt und den ländlichen Ge-
bieten ein.

Zwischenfazit

Unsere Untersuchung der Stadt-Land-Unter-
schiede und der internen Heterogenität der 
Kreise und kreisfreien Städte in Nordwest-Nie-
dersachsen zeigt, dass grundsätzliche Fragen 
rund um die Unterstützung des politischen 
Systems in der Region nicht fundamental 
umstritten sind. Die Systemunterstützung im 
Nordwesten Niedersachsens ist im Vergleich 
zum Landesdurchschnitt relativ hoch und wir 
finden relativ große Einigkeit sowohl zwischen 
den Kreisen und kreisfreien Städten als auch 
innerhalb der Gebietskörperschaften. Mit zwei 
Ausnahmen: In Leer stehen außergewöhnlich 
viele Befragte nicht uneingeschränkt hinter 
den Prozessen repräsentativer Demokratien, 
die durch Oppositionsarbeit und Parteienviel-
falt geprägt sind; und in Aurich sind die Be-
fragten weniger zufrieden mit dem Zustand 
der Demokratie als im Rest der Region und 
des Landes.

Insbesondere ein näherer Blick auf den 
Kreis Leer ist dabei interessant. So fühlen 

sich die Befragten im Vergleich zu den ande-
ren Gebietskörperschaften in unserer Schwer-
punktuntersuchung im Nordwesten Nieder-
sachsens hier sowohl politisch als auch wirt-
schaftlich am stärksten abgehängt. Gleich-
zeitig ist der Anteil der Befragten, die laut 
unseres RepDem-Index die Prozesse reprä-
sentativer Demokratien ablehnen, mit 10 % 
erschreckend hoch. Zum Vergleich: Nieder-
sachsenweit sind lediglich 7 % dieser Gruppe 
zuzuordnen.59 Gleichzeitig verorten sich die 
Befragten in Leer wirtschaftspolitisch eher 
links, sie unterstützen Eingriffe der Regie-
rung in die Wirtschaft. Zudem ist die relativ 
liberale Position zur Zweigeschlechtlichkeit im 
Kreis Leer ausweislich des Polarisierungswerts 
unumstritten. Eine ausgeprägte Skepsis ge-
genüber den Prinzipien der Demokratie trifft 
in Leer auf liberale gesellschaftspolitische 
Positionen, die zudem noch relativ einhellig 
vertreten werden.

Blicken wir auf die Region als Ganzes, fin-
den wir eine potenziell große soziale Spreng-
kraft bei politischen Sachfragen im Sinne ei-
ner thematischen Polarisierung. Hier sticht 
insbesondere die Dimension der nationa-
len Identität hervor, die sowohl innerhalb als 
auch zwischen den Gebietskörperschaften im 
Nordwesten umstritten ist. Auf Grund die-
ser zweidimensionalen Konfliktstruktur eignet 
sich die thematische Polarisierung aber nicht 
zur politischen Mobilisierung, die – wenn die 
Suche nach politischen Mehrheiten und nicht 
das Schüren gesellschaftlicher Konflikte im 
Fokus der Akteur*innen steht – gesellschaft-
lich immer auch Mehrheiten in einer Ge-
meinde, einem Kreis oder einem Bundesland 
finden muss.

Einen Stadt-Land-Konflikt beobachten wir 
weniger in der Systemunterstützung als viel-
mehr in bestimmten inhaltlichen Fragen. Diese 
betreffen vor allem das nationale Selbstver-
ständnis und die Dimensionen Liberalismus vs. 

59	 Die Berechnung dieser Anteile beruht für Leer auf 
ungewichteten Daten. Wenn wir den Anteil der 
Befragten, die demokratische Prozesse ablehnen, 
auch niedersachsenweit ohne Gewichtung berech-
nen, lehnen sogar nur 5 % demokratische Prozesse 
ab.
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Traditionalismus, aber auch Repräsentations-
fragen sowie ökonomische und wirtschafts-
politische Fragen. All diese Themen sind vor 
allem zwischen der Universitätsstadt Olden-
burg und den ländlichen Kreisen der Schwer-
punktregion umstritten. Die in einem schwieri-
gen Transformationsprozess steckende Indust-
riestadt Emden nimmt eine Mittelposition zwi-
schen Oldenburg und den ländlichen Kreisen 
ein.
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4	 Fazit:  
Die Niedersächsische 
Demokratie und ihre 
Akteure unter Druck

Der Demokratie-Monitor verfolgt zwei Ziele: Er 
dokumentiert erstens die Entwicklung zen-
traler Indikatoren der politischen Kultur und 
der demokratischen Unterstützung in Nieder-
sachsen. Zweitens versucht er, diese Einzelbe-
funde zu einer übergreifenden Diagnose des 
Zustands der niedersächsischen Demokratie 
zusammenzuführen. Beiden Zielen möchten 
wir in diesem Fazit gerecht werden.

Die Ergebnisse des Niedersächsischen De-
mokratie-Monitors 2025 zeichnen kein Bild 
einer unmittelbar bevorstehenden demokrati-
schen Systemkrise. Die Demokratie als politi-
sche Grundordnung genießt weiterhin breite 
Unterstützung. Was wir aber sehen, ist eine 
Rechtsverschiebung und einzelne, nicht ein-
heitlich verlaufende Polarisierungsprozesse, 
die wir als multiple asymmetrische Polarisie-
rung bezeichnen. 

Es ist ein Muster, das wir in ähnlicher 
Weise auch bundesweit finden. Wenn – wie 
zum Beispiel im aktuellen Deutschland-Moni-
tor (Franke et al. 2026) – nach der Demokra-
tie als Staatsform gefragt wird, sehen wir quer 
durch Deutschland eine sehr hohe Unter-
stützung. Auch die Verfassungsordnung des 
Grundgesetzes genießt hohe Unterstützung, 
in Westdeutschland äußern sich zum Beispiel 
82 % der Befragten positiv. Gleichzeitig be-
obachten wir in parlamentarischen Debatten 

eine Zunahme von Rügen, Ordnungsrufen und 
sogar Wortentziehungen,60 einen verschärften 
Ton im politischen Streit im analogen wie im 
digitalen Raum (Roose 2021), einen Anstieg 
der politischen Kriminalität und härtere Wahl-
kampfauseinandersetzungen (Bundesministe-
rium des Inneren 2025) und grundsätzlich das 
Gefühl, dass gesellschaftlicher Zusammenhalt 
und gegenseitiges Verständnis im politischen 
Raum schwinden (Liedhegener et al. 2023; 
Roose 2021), obwohl im Grunde gerade dieser 
Zusammenhalt von allen fast gleichermaßen 
gewünscht wird (Lux et al. 2026).

Unsere Befunde helfen, diesen scheinbaren 
Widerspruch aufzulösen. Wir finden – ähnlich 
wie auch im Deutschland-Monitor – ein weit-
verbreitetes prinzipielles Bekenntnis zur De-
mokratie als „politisches System, das am bes-
ten zu unserer Gesellschaft passt“. Fragen wir 
aber genauer nach, ob unsere Befragten auch 
autoritäre Systemalternativen wie einen Ein-
parteienstaat, eine Führungspersönlichkeit, 
die ohne Parlament regiert, oder gar eine Dik-

60	 Ordnungsmaßnahmen dokumentiert der Deut-
sche Bundestag in der Online-Fortschreibung des 
ursprünglich von Peter Schindler herausgegebenen 
„Datenhandbuchs zur Geschichte des Deutschen 
Bundestages“ in Kapitel 7.16 (Deutscher Bundestag 
2026).

4   Fazit
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tatur für akzeptabel halten, finden wir in Kon-
trast zum prinzipiellen Bekenntnis zur Demo-
kratie viel Zustimmung. Im Vergleich der Bun-
desländer, die diese Daten auf dieselbe Weise 
erhoben haben, verzeichnen wir in Nieder-
sachsen sogar einen hohen Anteil an Befrag-
ten, die trotz ihres Bekenntnisses zur Demo-
kratie autoritäre Herrschaftselemente für ak-
zeptabel halten. Hierzu passen auch unsere 
Befunde des Vertrauens in Akteur*innen und 
Institutionen. Das Vertrauen in die Polizei, das 
Verfassungsgericht und in den Verfassungs-
schutz sind weiterhin hoch. Das Vertrauen in 
Politiker*innen hingegen verbleibt auf einem 
Rekordtief. Dies spiegelt den oben angespro-
chenen Alltagswiderspruch wider: Die Men-
schen vertrauen zwar den Institutionen, nicht 
aber den handelnden Akteur*innen.

Wir finden eine deutlich abnehmende De-
mokratiezufriedenheit in Niedersachsen. Nur 
noch rund ein Viertel der Befragten sind „sehr“ 
oder „eher zufrieden“ mit dem Zustand der 
Demokratie in Deutschland. Damit sind erst-
mals seit dem ersten NDM im Jahr 2019 mehr 
Menschen unzufrieden als zufrieden. Allerdings 
schlägt sich in diesen Antworten auch die Un-
zufriedenheit mit der aktuellen Bundesregie-
rung nieder – also die spezifische Unterstüt-
zung für die Leistungsbilanz der Regierung und 
nicht nur die diffuse Unterstützung für die De-
mokratie. Da finden wir allerdings eine inter-
essante Kontinuität zu 2023. So sind die Men-
schen weiterhin deutlich zufriedener mit der 
Politik der Landes- als jener der Bundesregie-
rung, die sogar noch unter die Werte der Am-
pelkoalition zurückfällt. Die rot-grüne Landes-
regierung wird sogar von großen Teilen der op-
positionellen Unionsanhängerschaft positiv 
gesehen. Dies verweist auf einen häufig unter-
schätzten Aspekt des Föderalismus: Er integ-
riert einen Teil der Unzufriedenen, hier derje-
nigen, die mit der Bundesregierung hadern. 

Dieser integrierende Effekt ist allerdings 
zunehmend begrenzt. Dies sehen wir zum 
Beispiel im Index zur Unterstützung der re-
präsentativen Demokratie. Der Anteil derje-
nigen, die sich zwischen Unterstützung und 
Ablehnung von Opposition und Mehrpartei-
ensystem als unentschieden verorten, beträgt 
mittlerweile 31 %.

Auf der Ebene der Politikinhalte beob-
achten wir, dass es keine klare Konfronta-
tion zweier Lager gibt. Am ehesten sehen wir 
diese Art der Parteipolitisierung zwischen 
Anhänger*innen der Grünen und der AfD. Al-
lerdings ist dieser erste Eindruck unvollstän-
dig. Blicken wir auf die Links-Rechts-Selbst-
positionierung der Befragten, beobachten 
wir eine Rechtsverschiebung des politischen 
Spektrums in dem Sinne, dass die Mitte in 
absoluten Zahlen weiterhin dominiert, sich 
jedoch weniger Menschen in der Mitte und 
dafür häufiger rechts der Mitte verorten. Dabei 
kommt es aber nicht zu einer signifikanten 
Abnahme linker Selbsteinstufungen. Daher 
sprechen wir auch nicht von einem Rechts-
ruck, sondern von einer Rechtsverschiebung 
der politischen Landschaft in Niedersachsen. 
In der Gruppe der unter 40-Jährigen finden 
wir die Mitte-Kategorie auf der Links-Rechts-
Achse auch nicht mehr als am stärksten aus-
geprägt. Dieser Befund ist umso bemerkens-
werter, als Positionen der politischen Ränder 
in Umfragen häufig eher unterrepräsentiert 
sind.

Blicken wir genauer auf die Polarisie-
rungskraft einzelner Themen, sehen wir, dass 
Konflikte selektiv, themenspezifisch und un-
gleich verteilt auftauchen – und eben nicht 
in einer einfachen Zweilagergesellschaft. Auf 
der einen Seite sehen wir keine flächende-
ckende Polarisierung, was der oben erläuter-
ten Alltagserfahrung eigentlich widerspricht. 
Auf der anderen Seite sind einzelne Themen 
dann aber doch stark polarisiert. Unsere Er-
gebnisse sprechen daher gegen einfache Po-
larisierungsdiagnosen, aber ebenso gegen die 
Vorstellung einer weitgehend konfliktfreien 
Gesellschaft. Vielmehr beobachten wir etwas, 
das wir als multiple asymmetrische Polarisie-
rungsprozesse bezeichnen: Die Konfliktinten-
sität nimmt zu, die politische Mitte verliert an 
Integrationskraft und einzelne gesellschaftli-
che „Triggerpunkte“ emotionalisieren politi-
sche Debatten zunehmend, ohne dass daraus 
automatisch stabile politische Lager entstün-
den. Dieser Befund – Emotionalisierung ohne 
stabile politische Lager – legt als Interpre-
tation nahe, dass die Menschen zunehmend 
aneinander vorbeireden, sich daher nicht ge-
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hört und nicht verstanden fühlen, und dies 
nicht nur von der Politik.

Diese komplexen Polarisierungsmuster 
zeigen sich beispielsweise an der Frage zur 
Anzahl der Geschlechter. Ob es nun zwei oder 
mehr Geschlechter gibt, polarisiert die nie-
dersächsische Bevölkerung stark. Das heißt 
aber nicht, dass alle Fragen innerhalb dieser 
Themendimension hoch polarisiert sind. Zwar 
weisen hier 15 % der Befragten eher antifemi-
nistische Positionen auf. Das heißt umgekehrt 
aber auch, dass 85 % dies eben nicht tun. 
Hinzu kommt, dass auch Fragen wie gleich-
geschlechtliche Elternschaft in der Breite der 
Gesellschaft kaum (noch) umstritten sind. In-
teressant ist auch der Befund zu Fragen der 
Migrationspolitik. Hier weisen die Antworten 
an sich kein Polarisierungsmuster im Sinne 
starker Ränder, sondern eine glockenförmige 
Normalverteilungskurve auf. Allerdings sind 
die Positionen hier maximal parteipolitisch 
aufgeladen, sodass die parteipolitische Ausei-
nandersetzung den Polarisierungsgehalt die-
ses Themas möglicherweise überschätzt. Mig-
ration wurde zudem von Wirtschaft als wich-
tigstes Problem abgelöst, was auch in diese 
Richtung weist.

Zur Beobachtung des asymmetrischen 
Polarisierungsmusters passt auch der Be-
fund, dass auf der rechten Seite des politi-
schen Spektrums bislang keine Blockbildung 
stattgefunden hat. So befinden sich sowohl 
die Anhänger*innen der Union als auch jene 
der AfD rechts der Mitte – aber die Ableh-
nung der AfD durch die Unionsanhänger*in-
nen ist überproportional groß. Hier steht die 
„Brandmauer“. Unsere Befunde sprechen da-
für, dass eine stärkere inhaltliche Annäherung 
der Union an die AfD erhebliche Konflikte in-
nerhalb der Unionsanhängerschaft auslösen 
würde.

Ein weiteres asymmetrisches Polarisie-
rungsmuster diagnostizieren wir in der Ana-
lyse des häufig diskutierten „neuen“ Stadt-
Land-Konflikts des post-industriellen Zeital-
ters (Haffert 2025; Ford und Jennings 2020). 
Es scheint nach unseren Analysen ein eher 
komplexeres Muster denn einen einfachen 
Stadt-Land-Konflikt zu geben. Tatsächlich fin-
den wir neben Konflikten zwischen liberalen 

Städten und traditionellen ländlichen Gebie-
ten auch interne Heterogenität. Insbesondere 
innerhalb der ländlichen Regionen ist die Po-
larisierung höher als innerhalb der Städte. 
Dieser aktuelle Befund steht in einer Linie 
mit früheren qualitativen Studien aus unse-
rem Haus zu Niedersachen (Kerker et al. 2023; 
Finkbeiner et al. 2021).

Als Folge und Verstärkung dieser zuneh-
menden Spannungen interpretieren wir die 
Ergebnisse zur Einschätzung der Zukunfts-
aussichten durch die Befragten. Diese sind 
überwiegend negativ, sowohl für die eigene 
Zukunft als auch langfristig für jene kom-
mender Generationen. Je pessimistischer die 
Menschen in die Zukunft blicken, desto eher 
liegt die Idee nahe, über alternative politische 
Ordnungsformen nachzudenken. Und tatsäch-
lich pflegen diejenigen Befragten, die pessi-
mistisch in die Zukunft blicken, eher demo-
kratiefeindliche Einstellungen und stehen den 
Prozessen der repräsentativen Demokratie 
kritischer gegenüber.

Die Ergebnisse des Niedersächsischen De-
mokratie-Monitors sprechen weder für eine 
weitgehend konfliktfreie Gesellschaft noch 
für eine vollständige gesellschaftliche Pola-
risierung im Sinne zweier geschlossener La-
ger. Vielmehr beobachten wir eine politische 
Landschaft, in der die prinzipielle Unterstüt-
zung der Demokratie zwar hoch bleibt, die 
politische Mitte und die Mechanismen demo-
kratischer Repräsentation aber zunehmend an 
Integrationskraft verlieren.

Auf Basis unserer Befunde zeigen sich die 
zentralen Herausforderungen für die kom-
menden Jahre. Es wird darum gehen, verlo-
renes Vertrauen in politische Repräsentation 
zurückzugewinnen und die Integrationsfähig-
keit demokratischer Institutionen langfris-
tig zu stabilisieren. Unsere Ergebnisse legen 
nahe, dass diese Stabilisierung demokrati-
scher Integrationsfähigkeit eng mit glaubwür-
digen wirtschaftlichen Zukunftsperspektiven 
verbunden sein dürfte.
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id Frage
Wertelabel	 Variablenwerte

s1 Welchem Geschlecht ordnen Sie sich zu? [Antwortkategorien nicht vorlesen, 
sondern Befragte sich selbst zuordnen lassen und codieren. ]
männlich 	 1
weiblich	 2 
divers	 3  
weiß nicht	 97  
keine Angabe	 98

s2 In welchem Jahr wurden Sie geboren?
[OFFEN] � [Zahl] 
weiß nicht	 97  
keine Angabe	 98

f1a Was ist aus Ihrer Perspektive zurzeit das wichtigste Problem in Deutschland, 
das die Politik angehen sollte? [Nicht vorlesen! Hier nur das erstgenannte 
Problem zuordnen bzw. als Stichwort notieren] 

f1b Gibt es noch ein weiteres Problem, das Ihnen wichtig ist und das die Politik 
angehen sollte? [Nicht vorlesen! Hier nur das zweitgenannte Problem zuord-
nen bzw. als Stichwort notieren]
[OFFEN] 	 [Text]
weiß nicht	 97  
keine Angabe	 98

f1c Nimmt die Politik diese Probleme wahr oder ignoriert sie sie?
nimmt sie wahr	 1 
ignoriert sie	 2 
weiß nicht	 97 
keine Angabe	 98

f1d Und was meinen Sie: Kann die Politik diese Probleme überhaupt lösen?
ja	 1 
nein	 2
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f2a Wie sehr interessieren Sie sich für Politik? Interessieren Sie sich ...
sehr stark 	 1
stark 	 2
mittelmäßig 	 3
wenig 	 4

gar nicht 	 5
weiß nicht 	 97
keine Angabe	 98

f3h Und glauben Sie, dass einzelne Bürgerinnen und Bürger durch ihre 
Aktivitäten Einfluss auf die Politik nehmen können?
nein, einzelne Bürgerinnen und Bürger haben keinen Einfluss auf die Politik 	 1
ja, auch einzelne Bürgerinnen und Bürger haben einen Einfluss auf die Politik	 2
ja, aber das gilt nur, wenn andere Gleichgesinnte mitmachen	 3 
weiß nicht	 97 
keine Angabe	 98
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f4a Wenn Sie an Ihre eigenen pol. Ansichten denken, wo würden Sie diese  
auf einer Skala von 1 bis 11 einstufen? 1 bedeutet sehr links, 6 ist genau  
die Mitte und 11 bedeutet sehr rechts.
[OFFEN] 	 [Ziffer 1 bis 11]
weiß nicht 	 97
keine Angabe	 98

f5a Haben Sie an der letzten Landtagswahl 2022 in Niedersachsen 
teilgenommen?
ja	 1
nein	 2
nein, war nicht wahlberechtigt	 3
weiß nicht	 97 
keine Angabe	 98

f5b Welche Partei haben Sie damals gewählt?
SPD	 1
CDU	 2 
Bündnis 90/Die Grünen	 3
AfD	 4
FDP	 5

Linke	 6
andere Partei	 7
weiß nicht	 97 
keine Angabe	 98

f5c Und welche andere Partei haben Sie gewählt?
[OFFEN]	 [Text]
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f5d Und wenn am nächsten Sonntag in Niedersachsen Landtagswahl wäre, wür-
den Sie sich dann voraussichtlich an der Wahl beteiligen?
ja	 1
nein	 2
nein, war nicht wahlberechtigt	 3
weiß nicht	 97 
keine Angabe	 98

f5e Und welche Partei würden Sie dann wählen?
SPD	 1
CDU	 2 
Bündnis 90/Die Grünen	 3
AfD	 4
FDP	 5

Linke	 6
BSW, also Bündnis Sahra Wagenknecht	 7
andere Partei	 8
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f5f2 Und welche andere Partei würden Sie wählen?
[OFFEN]	 [Text]
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98
Wo informieren Sie sich über Politik? [ITEMS f6a BIS f6e RANDOMISIEREN]

f6a In Tages- und Wochenzeitungen, Zeitschriften und Magazinen  
(gedruckt oder als ePaper).

f6b Auf Internetseiten von Tages- und Wochenzeitungen, Zeitschriften und 
Magazinen.

f6c Im Radio.
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f6d Im Fernsehen.
f6e Durch persönliche Gespräche mit Freundinnen und Freunden, Verwandten 

oder Kolleginnen und Kollegen.
f6f In sozialen Medien im Internet, z. B. X, TikTok, Instagram oder Facebook.

ja	 1
nein	 2
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f6g Und welches soziale Medium hauptsächlich? [WENN f6f SOZIALE MEDIEN = JA]
X / Twitter� 1
TikTok� 2
Instagram� 3
BlueSky� 4
Facebook� 5
YouTube� 6
anderes und zwar� 7
weiß nicht� 97
keine Angabe� 98

f6g_
other

Soziale Medien: andere

[OFFEN]	 [Text]
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f7a1 Wie zufrieden sind Sie allgemein mit dem Zustand der Demokratie in 
Deutschland?
sehr zufrieden	 1
eher zufrieden	 2
teils/teils	 3
eher unzufrieden	 4
sehr unzufrieden	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f7a2b Als Sie eben die Frage nach Ihrer Zufriedenheit mit dem Zustand der Demo-
kratie beantwortet haben, an was haben Sie da gedacht? Was ist Ihnen alles 
durch den Kopf gegangen?
[OFFEN]	 [Text]
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f7b Wie zufrieden sind Sie allgemein mit der Politik der Bundesregierung?
f7c Wie zufrieden sind Sie allgemein mit der Politik der niedersächsischen 

Landesregierung?
f7d Wie zufrieden sind Sie allgemein mit der Politik in Ihrer Stadt oder 

Gemeinde?
f7e Wie zufrieden sind Sie allgemein mit der Politik der Europäischen Union?



Anhang: Fragebogen

FoDEx-Studie | Politische Kultur 143

sehr zufrieden	 1
eher zufrieden	 2
teils/teils	 3
eher unzufrieden	 4
sehr unzufrieden	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f8a Wie sehr vertrauen Sie den Politikerinnen und Politikern in Deutschland?
f8b Wie sehr vertrauen Sie den Parteien in Deutschland?
f8c Wie sehr vertrauen Sie dem Bundesverfassungsgericht?
f8d Wie sehr vertrauen Sie der Polizei?
f8e Wie sehr vertrauen Sie dem Verfassungsschutz?
f8f Wie sehr vertrauen Sie den öffentlich-rechtlichen Medien im Fernsehen oder 

Radio wie zum Beispiel ARD, ZDF oder NDR?
vertraue sehr	 1
vertraue eher	 2
teils/teils	 3
vertraue eher nicht	 4
vertraue überhaupt nicht	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98
Und was halten Sie so ganz allgemein von den einzelnen politischen Par-
teien? Bitte beschreiben Sie dies mit Hilfe einer Skala von -5 bis +5, wobei 
-5 „halte überhaupt nichts von dieser Partei“ und +5 „halte sehr viel von 
dieser Partei“ bedeutet. [ITEMS RANDOMISIEREN]

f9_1 SPD
f9_2 CDU
f9_3 B90/GRÜNE
f9_4 AfD
f9_5 FDP
f9_6 Linke
f9_7 BSW, also Bündnis Sahra Wagenknecht

-5 halte überhaupt nichts von dieser Partei	 -5
-4	 -4
-3	 -3
-2	 -2
-1	 -1
0	 0
1	 1
2	 2
3	 3
4	 4
5 halte sehr viel von dieser Partei	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98
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Ich lese Ihnen nun einige Aussagen vor. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie 
der Aussage voll und ganz, eher, teils/teils, eher nicht oder überhaupt nicht 
zustimmen. [ITEMS RANDOMISIEREN]

f10a Die Regierung sollte in die Wirtschaft eingreifen, um Einkommensunter-
schiede zu vermindern.

f10b Der Kapitalismus ruiniert letztlich die Welt.
f10e Zur Bekämpfung des Fachkräftemangels ist eine Zuwanderung Hoch

qualifizierter unverzichtbar.
f10f Deutschland soll keine weiteren Flüchtlinge aufnehmen.
f10g Die Europäische Union sollte weiter vertieft werden.
f10h Durch die vielen Muslime hier fühle ich mich manchmal wie ein Fremder  

im eigenen Land.
f10i Der Staat sollte für mehr bezahlbare Wohnungen sorgen.
f10j In Deutschland geht es alles in allem gerecht zu.
f10k Bekämpfung des Klimawandels geht vor Wirtschaftswachstum.
f10l Zum Schutz des Klimas muss die private Nutzung von PKWs zugunsten von 

Fahrrad, Bus und Bahn verringert werden.
stimme voll und ganz zu	 1
stimme eher zu	 2
teils/teils	 3
stimme eher nicht zu	 4
stimme überhaupt nicht zu	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f11a Wenn Sie an Ihre eigene Situation denken: Wie sehen Sie Ihre eigene 
Zukunft im Vergleich zu heute?

f11b Und wie sehen Sie die Zukunft der künftigen Generationen im Vergleich zu 
heute?
schlechter	 1
gleich	 2
besser	 3
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f12a Wie beurteilen Sie ganz allgemein die heutige wirtschaftliche Lage in 
Deutschland?

f12b Und Ihre eigene wirtschaftliche Lage heute?
sehr gut	 1
gut	 2
teils gut/teils schlecht	 3
schlecht	 4
sehr schlecht	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98
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Nun lese ich Ihnen einige Aussagen zu politischen Grundprinzipien vor. 
Bitte sagen Sie mir, wie sehr Sie diesen Aussagen zustimmen oder sie ab-
lehnen. [ITEMS RANDOMISIEREN]

f13a1_01 Parteien sind für die Demokratie in Deutschland notwendig.
f13b_02 Eine funktionierende Demokratie ist ohne politische Opposition nicht 

denkbar.
f13c_03 Experten machen bessere Politik als Berufspolitiker.
f13d_04 Gesellschaftliche Probleme sollten auf Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse 

und nicht auf Basis politischer Überzeugungen gelöst werden.
f13e_05 Ein einfacher Bürger würde meine Interessen besser vertreten als ein 

Berufspolitiker.
f13f_06 Das Volk, und nicht die Politiker, sollte die wichtigen politischen Entschei-

dungen treffen.
f13g_07 Im Grunde sind sich alle Deutschen einig, was politisch passieren muss.
f13h_08 Es ist wichtig, dass die Politiker eines Landes so sind wie die Menschen,  

die sie gewählt haben.
f13i_09 Die Politiker handeln gegen die Interessen der einfachen Bevölkerung.
f13j_10 Die Politiker denken nur an ihre Wiederwahl, anstatt die Probleme unseres 

Landes zu lösen.
f13k_11 Deutschland braucht eine starke Führung, an deren Vorgaben sich alle halten 

müssen.
f13l_12 Um Recht und Ordnung zu bewahren, sollte man härter gegen Außenseiter 

und Unruhestifter vorgehen.
f13m_13 Im äußersten Fall bin ich dazu bereit, für meine politische Überzeugung 

Gewalt gegen Menschen anzuwenden.
f13o_14 Auch in der Politik gilt: Was der eine gewinnt, verliert der andere.

stimme voll und ganz zu	 1
stimme eher zu	 2
teils/teils	 3
stimme eher nicht zu	 4

stimme überhaupt nicht zu	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

In den letzten Monaten wurde intensiv über die Zusammenarbeit der an-
deren Parteien mit der AfD diskutiert. Bitte sagen Sie mir, inwiefern Sie die 
folgenden Formen der Zusammenarbeit stark befürworten, eher befürworten, 
weder befürworten noch ablehnen, eher ablehnen oder stark ablehnen.

f21a Einbringen von eigenen Gesetzen, auch wenn diese nur mit AfD-Stimmen 
verabschiedet werden können

f21b Einbringen von Gesetzen gemeinsam mit der AfD
f21c Bildung einer Regierungskoalition mit der AfD

befürworte ich stark	 1
befürworte ich eher	 2
weder Befürwortung noch Ablehnung	 3
lehne ich eher ab	 4
lehne ich stark ab	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98
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Bitte sagen Sie mir nun, ob Sie den folgenden Aussagen zur Situation Ihrer 
Region zustimmen oder nicht. [ITEMS RANDOMISIEREN]

f14a Die Politik in Hannover hat zu wenig getan, um die wirtschaftliche Situation 
meiner Region zu verbessern.

f14b Die Politiker in Hannover interessieren sich nicht für die Region, in der ich 
lebe.
Nun kommen wir zu weiteren politischen Meinungen, die man hören kann, 
auch wenn sie bisweilen extrem klingen. Sagen Sie bitte jeweils, ob Sie der 
Meinung voll und ganz zustimmen, eher zustimmen, ihr weder zustimmen 
noch sie ablehnen, ihr eher nicht zustimmen oder ihr überhaupt nicht zu-
stimmen. [ITEMS RANDOMISIEREN]

f15a_01 Deutschland ist durch die vielen Ausländerinnen und Ausländer in einem 
gefährlichen Maß überfremdet.

f15b_02 Wie in der Natur sollte sich auch in der Gesellschaft immer der Stärkere 
durchsetzen.

f15c_03 Die Verbrechen des Nationalsozialismus sind in der Geschichtsschreibung 
weit übertrieben worden.

f15d_04 Was unser Land braucht, ist ein hartes und energisches Durchsetzen 
deutscher Interessen gegenüber dem Ausland.

f15e_05 Wir sollten endlich wieder Mut zu einem starken Nationalgefühl haben.
f15f_06 Unabhängig von Ihrer Hautfarbe sollten alle Menschen die gleichen Rechte 

haben.
f15g1_07 Jüdinnen und Juden haben in Deutschland zu viel Einfluss.
f15g2_07 Jüdinnen und Juden haben in Deutschland zu viel Einfluss auf Politik und 

Wirtschaft.
f15h_08 Ich bin es leid, immer wieder von den deutschen Verbrechen an den 

Jüdinnen und Juden zu hören.
f15i_09 Durch die israelische Politik werden mir die Jüdinnen und Juden immer 

unsympathischer.
f15j_10 Die staatlichen Behörden überwachen alle Bürgerinnen und Bürger genau.
f15k_11 Ereignisse, die auf den ersten Blick nicht miteinander in Verbindung zu 

stehen scheinen, sind oft das Ergebnis geheimer Aktivitäten.
f15l_12 Es gibt geheime Organisationen, die großen Einfluss auf politische Entschei-

dungen haben.
stimme voll und ganz zu	 1
stimme eher zu	 2
teils/teils	 3
stimme eher nicht zu	 4
stimme überhaupt nicht zu	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98
Nun nennen wir Ihnen verschiedene Gruppen, denen man sich mehr oder 
weniger nah fühlen kann. Wie nah oder fern fühlen Sie sich den folgenden 
Gruppen?

f18a … Menschen aus Ihrer Stadt oder Ihrer Gemeinde
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f18b … Menschen aus Niedersachsen
f18c … Menschen aus Deutschland
f18d … Menschen aus Europa
f18e … allen Menschen auf der Welt

sehr nah	 1
eher nah	 2
weder nah noch fern	 3
eher fern	 4

sehr fern	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

Einige gesellschaftliche Themen sorgen regelmäßig für Diskussionen. Bitte 
sagen Sie mir, ob Sie den folgenden Aussagen zustimmen oder sie ableh-
nen. [ZUNÄCHST BLÖCKE A, B UND C RANDOMISIEREN; INNERHALB DER 
BLÖCKE DANN JEWEILS DIE ITEMS 19.1 und 19.2, 19.3 bis 19.5 und 19.6 bis 19.8 
RANDOMISIEREN]

f10c Gleichgeschlechtliche Paare sollten die gleichen Elternrechte wie Ehepaare 
aus Mann und Frau haben.

f19a_1 [A] Ich finde es albern, wenn ein Mann lieber eine Frau sein will oder 
umgekehrt, eine Frau lieber ein Mann.

f19b_1 [A] In Deutschland übertreiben es viele mit ihrer Toleranz gegenüber 
Transsexuellen.

f19c_2 [B] Feministische Bewegungen haben schon viel Positives erreicht.
f19d_2 [B] Die Gleichstellung von Frauen wird vollkommen überzogen behandelt.
f19e_2 [B] Feministinnen sind in ihren Ansichten zu extrem.
f19f_3 [C] Männer sind von Natur aus besser als Frauen für Führungspositionen 

geeignet.
f19g_3 [C] Für mich gibt es nur die zwei Geschlechter: Mann und Frau.
f19h_3 [C] Das ganze Gerede von sexueller Vielfalt verhindert, dass Kinder sich 

normal entwickeln.
stimme voll und ganz zu	 1
stimme eher zu	 2
teils/teils	 3
stimme eher nicht zu	 4
stimme überhaupt nicht zu	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f20a Nun zu einem etwas anderen Thema. Wie wichtig ist Ihrer Ansicht nach die 
Politik dafür, wie es den Menschen in Niedersachsen in den nächsten fünf 
Jahren gehen wird?
sehr wichtig	 1
eher wichtig	 2
weder wichtig noch unwichtig	 3
eher unwichtig	 4
sehr unwichtig	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98
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Es wird oft gesagt, dass sich in den letzten Jahren Vieles verschlechtert hat. 
Ich zähle Ihnen nun verschiedene Bereiche auf. Bitte sagen Sie mir jeweils, 
ob Ihrer Ansicht nach in diesem Bereich eine Verschlechterung eingetreten 
ist. [ITEMS RANDOMISIEREN]

f20b Die Sicherheit vor Straftaten
f20c Die Gesundheitsversorgung
f20d Die schulische Bildung
f20e Die wirtschaftliche Lage
f20f Die öffentliche Infrastruktur wie Straßen, Schienen und Brücken

ja	 1
nein	 2
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f20g Und gibt es auch Bereiche, die sich in den letzten Jahren Ihrer Ansicht nach 
verbessert haben?
ja	 1
nein	 2
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

f20h Und welche Bereiche sind das?
[OFFEN]	 [Text]
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98
Nun möchten wir Ihnen noch ein paar Fragen zur Demokratie stellen. Für die 
folgenden Fragen verwenden wir eine Bewertungsskala von 1 bis 6, wobei  
1 „stimme voll und ganz zu“ bedeutet und 6 „stimme überhaupt nicht zu“. 
 Mit den Zahlen 2 bis 5 können Sie Ihre Meinung jeweils abstufen.

f16a Die Demokratie ist das politische System, das am besten zu unserer Gesell-
schaft passt.

f16b Was Deutschland jetzt braucht, ist eine einzige starke Partei, die den Willen 
des Volkes insgesamt verkörpert.

f16c Politische Entscheidungen sollten von einer starken Führungspersönlichkeit 
getroffen werden, die keine Rücksicht auf das Parlament nehmen muss.

f16d Unter bestimmten Umständen ist eine Diktatur die bessere Staatsform.
stimme voll und ganz zu	 1
…	 2
…	 3
…	 4

… 5
stimme überhaupt nicht zu	 6
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s3 Wie viele Personen leben insgesamt in Ihrem Haushalt? Bitte zählen Sie sich 
selbst dazu.

s4 Und wie viele Personen leben ständig in Ihrem Haushalt, die mindestens 
16 Jahre alt sind? Bitte rechnen Sie sich selbst mit ein.
[OFFEN]	 [Zahl]
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98
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s5a Was ist Ihr höchster Schulabschluss?
ohne Haupt-/Volksschulabschluss	 1
Volks-/Hauptschulabschluss	 2
Mittlere Reife, Realschulabschluss, Fachschulreife	 3
Abschluss der Polytechnischen Oberschule (8./10. Klasse)	 4
Fachhochschulreife, Abschluss einer Fachoberschule	 5
Abitur, allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife	 6
anderer Schulabschluss, und zwar	 7
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s5a_
other

Anderer Schulabschluss: offene Nennung

[OFFEN]	 [Text]
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s5b Haben Sie eine Berufsausbildung oder ein Studium abgeschlossen?
ja, eine Berufsausbildung	 1
ja, ein Studium	 2
ja, beides	 3

nein	 4
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s5c Was machen Sie zurzeit hauptsächlich? Sind Sie …
erwerbstätig in Vollzeit, Teilzeit (auch in Altersteilzeit) oder geringfügig besch.	 1
selbstständig oder freiberuflich tätig	 2
Rentner*in, Pensionär*in	 3
arbeitslos 	 4
dauerhaft erwerbsunfähig	 5
Hausmann/-frau	 6
Schülerin /Schüler	 7
im Studium	 8
in beruflicher Ausbildung / Lehre / Umschulung	 9
in Elternzeit, Mutterschutz	 10
Sonstiges	 11
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s6 Wie viele Stunden arbeiten Sie normalerweise insgesamt pro Woche?
20 und mehr Arbeitsstunden pro Woche	 1
weniger als 20 Arbeitsstunden pro Woche	 2
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s7 Sind Sie ...
Selbstständige*r Unternehmer mit weniger als 10 Beschäftigten	 1
Selbstständige*r Unternehmer mit 10 oder mehr Beschäftigten	 2
Kleingewerbe mit weniger als 10 Beschäftigten (Handel, Handwerk,  
Gastronomie)	 3
Kleingewerbe ohne Beschäftigte (Handel, Handwerk, Gastronomie)	 4
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98
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s8 Welche berufliche Tätigkeit üben Sie hauptsächlich aus?  
Bitte ordnen Sie sich einer der folgenden Berufsgruppen zu.

s11 Welche Tätigkeit haben Sie bei Ihrer früheren hauptberuflichen  
Erwerbstätigkeit zuletzt ausgeübt?
Beamter, Führungskraft in der Privatwirtschaft	 1
Akademische Berufe, Wissenschaftler (z. B. Lehrer, Arzt, Programmierer)	 2
Techniker und gleichrangige nichttechnische Berufe	 3
Bürokräfte, kaufmännische Angestellte	 4
Dienstleistungsberufe, Verkäufer	 5
Fachkräfte in Land- und Forstwirtschaft und Fischerei	 6
Handwerks- und verwandte Berufe	 7
Bediener von Anlagen und Maschinen und Montageberufe	 8
Hilfsarbeitskraft	 9
Berufssoldat	 10
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s14 Sind Sie ...
ledig	 1
verheiratet und zusammenlebend	 2
verheiratet getrennt lebend	 3
geschieden	 4

verwitwet	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s15 Haben Sie zurzeit einen festen Partner oder eine feste Partnerin?
ja	 1
nein	 2

weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s16 Und welcher Religionsgemeinschaft gehören Sie an?
der evangelischen Kirche	 1
einer evangelischen Freikirche	 2
der römisch-katholischen Kirche	 3
einer anderen christlichen Religionsgemeinschaft	 4
einer anderen, nicht-christlichen Religionsgemeinschaft	 5
keiner Religionsgemeinschaft	 6
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s17 Besuchen Sie regelmäßig Veranstaltungen Ihrer Glaubensgemeinschaft  
(Gottesdienst oder Freitagsgebet)?
ja	 1
nein	 2

weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s18 Wie hoch ist das monatliche Nettoeinkommen Ihres Haushaltes insgesamt?
unter 1.500 EUR	 1
1.500 bis unter 2.000 EUR	 2
2.000 bis unter 2.500 EUR	 3
2.500 bis unter 3.000 EUR	 4
3.000 bis unter 3.500 EUR	 5
3.500 bis unter 4.000 EUR	 6
4.000 bis unter 4.500 EUR	 7
4.500 bis unter 5.000 EUR	 8

5.000 bis unter 5.500 EUR	 9
5.500 bis unter 6.000 EUR	 10
6.000 bis unter 6.500 EUR	 11
6.500 bis unter 7.000 EUR	 12
7.000 Euro und mehr	 13
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s19 Wie viele Mitglieder Ihres Haushalts tragen zum Einkommen bei?
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[OFFEN]	 [Zahl]
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s20_1 Erste Staatsangehörigkeit Befragter
s20_2 Zweite Staatsangehörigkeit Befragter

[OFFEN]	 [Länderliste]
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s21 Sind Sie in Deutschland geboren?
ja	 1
nein	 2
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s22 Seit welchem Jahr leben Sie in Deutschland?
[OFFEN]	 [Zahl]
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s23 Sind Ihre Eltern oder ein Elternteil nicht in Deutschland geboren?
s24 Haben Ihre Eltern oder ein Elternteil eine andere als die deutsche 

Staatsangehörigkeit?
ja, ein Elternteil	 1
ja, beide	 2
nein	 3
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

s25 Auf wie vielen Festnetznummern ist Ihr Haushalt telefonisch erreichbar?
s26 Und auf wie vielen Handynummern sind Sie persönlich erreichbar?

[OFFEN]	 [Zahl]
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

anm1 Wie gut hat die befragte Person die Frage verstanden?
anm2 Wie gut schätzen Sie die Deutschkenntnisse des Befragten ein?
anm3 Für wie verlässlich halten Sie die Angaben des Befragten?

sehr gut	 1
eher gut	 2
teils/teils	 3
eher schlecht	 4
sehr schlecht	 5
weiß nicht	 97
keine Angabe	 98

anm4 Gab es während des Interviews Störungen?
anm6 Wurde das Interview unterbrochen?

ja	 1
nein	 2

weiß nicht	 97
keine Angabe	 98
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